Außerordentliche Beilage 


zum Amtsblatt Nr. 1 2. der Königlich Preußiſchen Regierung zu Frankfurt a. O. 


Ausgegeben den 20. März 1877. 


Veranlagungsgrundſätze 


für die 


Gebäudeſteuer. 
Vom 1. Februar 1878. 


A. Geſetzliche Beſtimmungen über die Veranlagung 
der Gebäudeſteuer. 


Sol, Die Veranlagung der Gebäudeſteuer beruht auf | 3) 


den im Anhange abgedruckten geſetzlichen Beſtimmungen. 
B. Gegenſtände der Gebäudeſteuer. 


| 


| 


J. 2. Der Gebäudeſteuer unterliegen die Gebäude 


(88. 3 und 4) mit den dazu gehörigen Hofräumen 
(88. 5 und 6) und Hausgärten (88. 7 und 8), Letztere 
jedoch nur dann, wenn deren Flächeninhalt die Größe 
von 25 Aren 53. Quadratmetern (= 1 preußiſchen 
Morgen) nicht überſteigt. Größere Hausgärten ſind 
mit ihrem ganzen Flächeninhalte der Grundſteuer von 
den Liegenſchaften unterworfen. 

' Als Gebäude im Sinne des Geſetzes find 
— ohne Rückſicht auf die Höhe des Nutzungswerthes 
m nur ſolche Baulichkeiten anzuſehen, welche zur Er- 


reichung dauernder Zwecke hergeſtellt worden ſind 


und nach ihrer ganzen Beſchaffenheit einen dauernden 


Nutzungswerth haben oder doch haben können, wenn ſie 


auch in Wirklichkeit nicht dauernd benutzt werden. 


Als der Steuer unterliegende Gebäude ſind 


nicht zu erachten ſolche Baulichkeiten, welche nach ihrer 


beſonderen Elgenſchaft unter den Begriff von Gebäuden 


} 


überhaupt nicht fallen oder im Weſentlichen nur vor⸗ 
übergehenden Zwecken dienen, wie Schuppen oder Hütten, 


welche während eines Baues zur Unterbringung des 
Materials oder als Obdach für die Arbeiter errichtet 
worden, Ziegelöfen, welche nur für einen Brand be⸗ 
ſtimmt ſind, hölzerne Buden, welche nur für gewiſſe 


Zeiten im Jahre aufgerichtet werden u. ſ. w. 
Insbeſondere ſind hierher zu zählen: 
1 Kleine Eiſenbahnwärter⸗ und Weichenſteller⸗ 


häuschen, die nicht als Wohnung dienen, ſondern, 


wie die Schilderhäuſer der Wachtpoſten, den Bahn⸗ 

wärter nur für die Dauer gewiſſer Dienſtleiſtungen 

gegen die Einwirkungen der Witterung ſchützen 

ſollen, wenn ſie auch eine Grundmauer, feſte Wände 

von Holz oder Stein, ſowie ein Ziegeldach haben 

und heizbar finb*); 

) Eiſenbahnwärter⸗ und Weichenſtellerhauſer, bei wel⸗ 
chen die oben bezeichneten Vorausſetzungen nicht zutreffen, un⸗ 
terliegen der Gebäudeſteuer. Vergl. §. 24 Nr. 1. 


2) ganz kleine Schuppen, die zur Aufbewahrung 
von Gartengeräthſchaften dienen (vergl. §. 17 Nr. 7 
und §. 23 Nr 4) und ähnliche; 

kleine für ſich beſtehende Backöfen, welche zwar 
auf einer Grundlage von Steinen, im Uebrigen 
aber nur aus Lehm gebaut und mit einer Bedachung 
nicht verſehen find (vergl. 8. 17 Nr. 3)) 

die zu den Salinenanlagen gehörigen Gradir⸗ 
werke, welche nur aus den mit einer Bedachung 
oder mit Seitenwänden nicht verſehenen hölzernen 
Gerüſten beſtehen, zwiſchen welche Dornen ge⸗ 
packt ſind; 

die offenen Koaksöfen, welche nur aus parallel⸗ 
laufenden, mit Feuerzügen verſehenen Mauern be⸗ 
ſtehen, zwiſchen welchen die Kohlen in Brand ge⸗ 
ſteckt werden; nicht minder die offenen Röſtöfen, 
Kalköfen, Gypsöfen und offenen Schmiede⸗ 
herde; 

die Ziegeltrockenſchuppen, ſoweit ſie an den 
Seiten offen und nur unter einem Dache befind⸗ 
lich ſind, welches auf Stielen (Pfeilern oder Säu⸗ 
len) ruht, auch wenn dieſe durch einfache Rlegel 
oder in ähnlicher Art mit einander verbunden find”); 
7) die freiſtehenden Gafometer.**) 

. 5. Holzhöfe, Zimmer⸗ und Lagerungs- 
plätze, ſowie ähnliche Grundſtücke unterliegen der Ge⸗ 
bäudeſteuer nur dann, wenn fie als zu den darauf be- 
findlichen Gebäuden gehörige Hofräume angeſehen 
werden können, mithin mit den Gebäuden in eine 
dauernde, den Zwecken der Letzteren untergeordnete Ver⸗ 
bindung gebracht worden ſind. **) 0 

Sofern ſich dagegen auf jenen Flächen nur kleine 
unbedeutende, lediglich zu Wohnungen oder zum vor⸗ 
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) Ziegeltrockenſcheunen, deren Seiten aus maſſivent 
oder hölzernem Gitterwerk beſtehen, und bei welchen die zwi⸗ 
jhen den Stielen u. f. un befindlichen Räume zun Verſchluſſe 
eingerichtet find — gleichbiel ob die Vorrichtungen zum Bera 
ſchluſſe feſte oder transportable find — gelten als Gebaude 
und ſind daher ſteuerpflichtig. ” 20 

) Gaſopieter gebäude, d. h. Gebäude, in denen Gaſo⸗ 
meter aufgeſtellt find, unterliegen der Gebaäudeſteuer. pa 

++) Der Nutzungswertß ſolcher Höfe und Platze iſt für 
die Veranlagung des betreffenden Gebäudes mitbeſtimmend. 
Vergl. 5. 30 und §. 43 Nr. 3. i 0 


pD 
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übergehenden Aufenthalte für die Aufſeher oder zu 
Komtoirs u. ſ. w. beſtimmte Gebäude befinden, ſind 


die genannten Flächen nicht als zu Letzteren gehörige 


Hofräume anzuſehen und der Grundſteuer von den 
Liegenſchaften unterworfen. 
Der von den im F. 4 gedachten, als Gebäude im 


Sinne der Gebäudeſteuergeſetzgebung nicht anzuſehenden 
Gebäude ꝛc. belegen ſind, ſo iſt die Auswahl nach den 


Vorrichtungen ꝛc. eingenommene Grund und Boden 
unterliegt der Gebäudeſteuer nur dann, wenn dieſe Vor⸗ 
richtungen ꝛc. auf Hofräumen oder in Hausgärten be⸗ 
legen ſind, die als Zubehör von wirklichen Gebäuden 
mit dieſen zur Gebäudeſteuer heranzuziehen ſind. An⸗ 
dernfalls ſind jene Grundflächen der Grundſteuer von 
den Liegenſchaften unterworfen. 

8.6. Die zu Bahnhöfen gehörigen Grund- 
flächen ſind, ſoweit ſie zum Verkehr des Publikums oder 


zum Transportgeſchäft benutzt werden, als Hofräume 


zu behandeln. 


Die bei den Bahnhöfen etwa vorhandenen Haus⸗ 


järten von mehr als 25 Aren 53 Quadratmetern 
= 1 preußiſchen Morgen) Größe, ſowie diejenigen 
Grundflächen, welche weder zum Verkehr des Publikums, 
noch zum Transportgeſchäfte benutzt werden, fallen, auch 


wenn ſie innerhalb der Umwährung des Bahnhofs 
belegen find, der Beſtenerung durch die Grundſteuer 


von den Liegenſchaften anheim. 


8.7. Unter Hausgärten ($. 2) find ſolche 


Gärten zu verſtehen, welche — ohne Rückſicht darauf, 
ob ſie mit dem betreffenden Gebäude in derſelben Um⸗ 


friedigung, oder auch nur im unmittelbaren Anſchluſſe 


an Erſteres oder deſſen Hofraum liegen — als Zu⸗ 
behör des betreffenden Gebäudes für deſſen Nutzungs⸗ 
werth mitbeſtimmend ſind. 

Die Zubehörigkeit iſt nur dann als vorhanden 
anzunehmen, wenn Gebäude und Hausgarten einem und 
demſelben Eigenthümer gehören. Sollte ausnahms⸗ 
weiſe die Zubehörigkeit eines Hausgartens angenommen 
werden, welcher mit dem betreffenden Gebäude nicht 
auf demſelben Blatte des Grundbuches eingetragen ift, 


fo ift die abweichende Grundbuchbezeichnung des Haus- | 


gartens in der Gebäudebeſchreibung ꝛc. zu vermerken. 
Inſofern die Elgenſchaft als Hausgarten nicht 


ſchon durch eine vorhandene Einfriedigung oder in an⸗ 
derer, örtlich erkennbarer Weiſe außer Zweifel geſtellt 


ift, muß der Hausgarten fih durch gartenmäßige Be- des Reiches oder des Staates befindlichen Gütern 


nutzung als ſolcher kennzeichnen, und darf derſelbe ins⸗ 
beſondere nicht etwa aus den das Gebäude begrenzen⸗ 
den Acker⸗ und Wieſenflächen ꝛc. deſſelben Eigenthümers 


durch in Wirklichkeit nicht vorhandene Scheidungen oder 


Kulturgrenzen ausgeſondert werden. 

8. 8. Gehören zu einem Sebäude mehrere Haus- 
gärten, 
die Größe von 25 Aren 53 Quadratmetern (= 1 preu- 
ßiſchen Morgen) nicht überſteigt, immer nur einer der⸗ 
ſelben als ein der Gebäudeſteuer unterliegender und bei 
Berechnung des Nutzungswerthes des Gebäudes zu bez 
rückſichtigender Hausgarten angeſehen werden. 


ſo darf, ſelbſt wenn deren Geſammtflächeninhalt 


Steuerfreiheit, ſind vielmehr 


Bei der in einem ſolchen Falle zu treffenden Aus⸗ 
wahl ifti jederzeit der im unmittelbaren Anſchluſſe an 
das Gebäude oder deſſen Hofraum belegene Hausgarten 
in erſter Linie zu berückſichtigen. 

Wenn zwei oder mehrere Hausgärten im unmittel⸗ 
baren Anſchluſſe an das Gebäude bezw. deſſen Hofraum, 
oder wenn ſämmtliche Hausgärten entfernt von bem 


örtlichen Verhältniſſen zu treffen. 


C. Befreiungen von der Gebäudeſteuer. 


8. 9. Von der Gebäudeſteuer find befreit: 

1) alle im freien oder gebundenen Eigenthum der Mit⸗ 
glieder des Königlichen Hauſes oder des 
hohenzollernſchen Fürſtenhauſes befindlichen 
Gebäude jeder Art, ſowohl ſtädtiſche als auch länd⸗ 
liche, die dazu gehörigen Hofräume, ohne Rückſicht 
auf deren Umfang, und die dazu gehörigen Haus⸗ 
gärten, deren Flächeninhalt die Größe von 25 Aren 
53 Quadratmetern (— 1 preußiſchen Morgen) nicht 
überſteigt; 

die zu den Standesherrſchaften der vormals reichs⸗ 
unmittelbaren Fürſten und Grafen in dem 
durch $. 24 der Inſtruktion vom 30. Mai 1820 
(Geſetzſamml. für 1820, S. 81) bezeichneten Um⸗ 
fange gehörigen Gebäude, ſofern nicht die gedachten 
Fürſten und Grafen in beſonderen Verträgen auf 
die Grundſteuerfreihelt verzichtet haben; 

die im vormaligen Königreich Hannover belegenen, 
im Beſitze der Mitglieder des ehemals regierenden 
hannoverſchen Königshauses befindlichen Gebäude, 
inſoweit ſolche bis zum Jahre 1867 von der han⸗ 
noverſchen Häuſerſteuer befreit geweſen; 

die im vormaligen Kurfürſtenthum Heſſen belegenen, 
im Beſitze der Mitglieder des ehemals regierenden 
kurheſſiſchen Fürſtenhauſes befindlichen Gebäude, in⸗ 
ſoweit ſolche bis zum Jahre 1867 von der kur⸗ 
heſſiſchen Grundſteuer befreit geweſen; 

die im vormaligen Herzogthum Naſſau belegenen, 
im Beſitze der Mitglieder des ehemals regierenden 
herzoglich naſſauiſchen Fürſtenhauſes befindlichen Ge⸗ 
bäude, inſoweit ſolche bis zum Jahre 1867 von der 
naſſauiſchen Gebäudeſteuer befreit geweſen find. 

F. 10. Nicht minder find von der Gebäupeſtetter 
befreit diejenigen Gebäude, welche zu den im Beſitze 
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gehören, insbefondere die zu Staatsdomänen, zu ſtaat⸗ 
lichen Hütten⸗ und Bergwerken, Salinenanlagen u. ſ. w. 
gehörigen Gebäude, die Gebäude der Preußiſchen See⸗ 
handlungsſozietät u. a. m.“) 


) Gebäude, welche von Privatperſonen auf Grund 
und Böden des Reiches oder des Staates errichtet 
find, aber den Erſteren eigenthümlich gehören, haben nicht wie 
die Gebäude des Reiches oder des Staates Anſpruch auf 
überall zur Gebäudeſteuer heranzu⸗ 
ziehen. Hierher find u. A. auch zu rechnen die ſogenaunten 
Superinventariengebäude der Domänenpächter ꝛc., fo lange ſie 


den Letzteren gehören. (Vergl. 8. 34 Nr. 2.) 


8. 11. Ferner ſind von der Gebäudeſteuer befreit: 
diejenigen Gebäude, welche dem Reiche, dem Staate, 
den Provinzen, den kommunalſtändiſchen Verbänden, 
den Kreiſen oder den Gemeinden bezw. zu ſelbſt⸗ 
ſtändigen Gutsbezirken gehören, inſofern ſie zu 
einem öffentlichen Dienfte oder Gebrauche 
Beitimmt find, inſonderheit alfo die zum Gebrauche 
öffentlicher Behörden oder zu Dienſtwohnungen für 
Beamte beſtimmten Gebäude, als Militär⸗, Regie- 
rungs-, Juſtiz⸗, Polizei⸗, Stener- und Poſtverwal⸗ 
tungsgebäude, Kreis⸗ und Gemeindehäuſer, ſowie 
Bibliotheken und Muſeen. 

Hiernach wird die Steuerfreiheit der vorgenannten 
Gebäude — abgeſehen von den im Eigenthum des Rei⸗ 
ches oder des Staates befindlichen Gebäuden, welche 
unter allen Umſtänden ſteuerfrei find ($. 10) * — 
a, einerſeits durch die Eigenſchaft des Eigenthümers, 
b. andererſeits durch den Zweck, für welchen fie be- 

ſtimmt ſind, 

bedingt, und nur diejenigen Gebäude, bei welchen beide 

Bebingungen nach Maßgabe der vorſtehenden Vorſchrift 

zuſammentreffen, find ſteuerfrei. Dabei macht es je⸗ 

doch keinen Unterſchied, ob die Benutzung zu einem 
öffentlichen Dienſte oder Gebrauche durch den Eigen⸗ 
thümer (durch die Provinz, den kommunalſtändiſchen 

Verband, den Kreis oder die Gemeinde ꝛc.) ſelbſt oder 

durch eine andere öffentliche Verwaltung (3. B. die 

Juſtizverwaltung) ſtattfindet, an welche das Gebäude 

ganz oder theilweife vermiethet oder auch ohne Entgelt 

überlaſſen worren iſt. 

Demgemäß ſind beiſpielsweiſe auch die von den 
Gemeinden zur Unterbringung der Mannſchaften, zur 
Stallung der Dienſtpferde u. ſ. w. an die Militärver⸗ 
waltung vermietheten Gebäude (Kaſernen, Pferdeſtälle 
u. dgl. m.) ſteuerfrei zu laſſen. 

Die ſteuerfrei zu laſſenden Gebäude müſſen ferner: 

e. der Hauptſache nach, und 
d. dauernd 
zu einem öffentlichen Dienſte oder Gebrauche beſtimmt fein. 
b. nebenbei einzelne Räume eines hiernach 
ſteuerfrei zu laſſenden Gebäudes auch zu anderen Zwecken 
benutzt werden, iſt einflußlos, z. B. das Vermiethen 

von Kaufmannsläden in einem Rathhauſe u. ſ. w. 

Die hierher gehörigen Gebäude ſind nach Maßgabe 

ihrer Hauptbeſtimmung entweder ganz ſteuerfrel, oder 

anz ſteuerpflichtig. Eine theilweiſe Veranlagung iſt 
unſtatthaft. 

Insbeſondere ſind, ſchon weil den Erforderniſſen 
zu a. und b. nicht genügt iſt, ſteuerpflichtig: 

1) die den Provinzen, den kommunalſtändiſchen Ver⸗ 
bänden, den Kreiſen, den Gemeinden gehörigen Ge⸗ 
bäude, welche durch Vermiethen an Privatperfonen, 
imgleichen an einzelnſtehende Beamte, denen die 
e ihrer Amtslokale ſelbſt obliegt, benutzt 

erden; 


9 Die Gebäude der Reichsbank und ihrer Komman⸗ 
diten ſind nicht Eigenthum des Reiches und ſind deshalb 
gebäudeſteuer pflichtig. 
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2) ſtädtiſche Gasbereitungsanſtalten, ſowie andere 
zu einem Gewerbebetriebe dienende Gebäude der 
Gemeinden ꝛc. ); 

3) die Gebäude der landſchaftlichen Kreditinſtitute 
und ähnlicher Geſellſchaften; 

4) die den kaufmänniſchen Korporationen und ähn⸗ 
lichen Geſellſchaften gehörigen Gebäude, wie Bör⸗ 
ſen⸗, Lager- und Verſammlungshäuſer. 
$. 12. Nicht minder find von der Gebäudeſteuer 

befreit: 

1) Univerſitäts⸗ und andere zum öffentlichen 
Unter richte beſtimmte Gebäude; 

2) Kirchen, Kapellen und andere dem öffentlichen 

Gottesdienſte gewidmete Gebäude, ſowie die gottes⸗ 

dienſtlichen Gebäude der mit Korporationsrechten 

verſehenen Rellgionsgeſellſchaften. 
Hierher find auch die Privatkapellen zu zahlen. 
§. 13. Von der Gebäudeſteuer find weiter befreit: 
die Dienſthäuſer der Erzbiſchöfe, der Biſchöfe, der 

Dom- und Kurat- oder Pfarrgeiſtlichen und ſonſti⸗ 

ger mit geiſtlichen Funktionen bekleideter Per⸗ 

fonen der mit Korporationsrechten verſehenen Reli- 
glonsgeſellſchaften, ferner der Gymnaſial⸗, Se⸗ 
minar⸗ und Schullehrer, der Küſter und ande⸗ 
rer Diener des öffentlichen Kultus. 

Den Dienern des öffentlichen Kultus ſind auch 
die Todtengräber beizuzählen. 

Demgemäß bleiben Gebäude der Kirchen oder 
Kirchengemeinden, welche zu Amtswohnungen für den 
Geiſtlichen beſtimmt ſind, ſteuerfrei, ſelbſt wenn ſie an 
Dritte, ſei es von den Geiſtlichen, ſei es von den Eigen⸗ 
thümern, vermiethet werden. 

Dagegen ſind die auf Pfarrhöfen u. ſ. w. etwa 
vorhandenen Nebenwohngebäude, welche nicht die Beſtim⸗ 
mung haben, dem Geiſtlichen mit feiner Familie und 
feinem Dienſtperſonal als Wohnung zu dienen, ſondern 
beiſpielsweiſe von dem Pächter der zur Pfarrſtelle ge⸗ 
hörigen Ländereien benutzt werden, ſteuerpflichtig; deg- 
gleichen die Wohnhäuſer der Domherren und anderer 
Benefizlaten, welche nicht mit geiſtlichen Funktionen be- 
kleidet ſind. 

8, 14. Von der Gebäudeſteuer find ferner frei 
zu laſſen: 

Armen-, Waiſen⸗ und Krankenhäuſer, Beſ⸗ 
ſerungs⸗, Aufbewahrungs- und Gefängniß⸗ 
anſtalten; desgleichen die den milden Stiftun⸗ 
gen angehörigen Gebäude, die Letzteren jedoch nur 
dann, wenn fie für die Zwecke der milden Stiftung 
unmittelbar benutzt werden. 

Zu den hiernach ſteuerfreien Gebäuden der milden 
Stiftungen gehören nicht nur die Wohngebäude für die 
Benefiziaten, ſondern auch diejenigen Gebäude, welche 
als Dienſtwohnungen für die mit der unmittelbaren 
Leitung der Stiftung oder der Aufſicht über ihre 
Anſtalten als Vorſteher, Verwalter u. ſ. w. beauftrag⸗ 

*) Die auf Grund des Geſetzes vom 18. März 1868 
(G.⸗S. S. 277) errichteten öffentlichen Schlachthäuſer 
der Gemeinden bleiben ſtenerfrei. 
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ten, oder zur unmittelbaren Hülfsleiſtung bei 
Erreichung der Stiftungszwecke als Lehrer, Haus⸗ 
väter, Aufwärter, Dienſtboten oder zu ähnlichen Stel⸗ 
lungen angenommenen Perſonen benutzt werden. 

Solche Gebäude dagegen, welche durch Vermiethung 
nutzbar gemacht ſind bezw. zu den im Beſitze einer 
milden Stiftung befindlichen Gütern gehören und 
den Verwaltern oder Pächtern der Letzteren, ſowie 
allen ſonſtigen, zur Bewirthſchaftung der Erſte⸗ 
ren oder zur Vermögensverwaltung überhaupt be- 
ſtimmten Perſonen (Direktoren, Inſpektoren, Oberför⸗ 
ſtern, Förſtern, Dienſtboten, Tagelöhnern u. a. m.) 
zur Wohnung dienen, ſind der Steuer zu unterwerfen. 

Die ſogenannten Predigerwittwenhäuſer, welche 
die Beſtimmung haben, den hinterlaſſenen Wittwen der 
Geiſtlichen für ihre Lebenszeit Wohnung zu gewähren, 
tragen den Charakter einer milden Stiftung an ſich 
und ſind aus dieſem Grunde von der Steuer freizu⸗ 
laſſen, und zwar auch dann, wenn ein ſolches Gebäude 
für die Zelt, während welcher eine Wittwe nicht vor- 
handen iſt, vorübergehend anderweit durch Vermiethung 
benutzt werden ſollte. 

§. 15. Ferner find von der Gebäudeſteuer befreit: 

dlejenigen unbewohnten Gebäude, welche nur 
zum Betriebe der Landwirthſchaft, z. B. 
zur Unterbringung des Wirthſchaftsviehes, der 
Wirthſchaftsgeräthe, der Bodenerzeugniſſe u. ſ. w. 
beſtimmt find; nicht minder ſolche zu gewerb⸗ 
lichen Anlagen (§. 19) gehörigen Gebäude, welche 
nur zur Aufbewahrung von Brennmaterialen 
und Rohſtoffen, ſowie als Stallung für bag ledig- 
lich zum Gewerbebetriebe beſtimmte Zugvieh 
dienen. 

Dem Betriebe der Landwirthſchaft iſt auch der 
Gartenbau und der Weinbau zuzuzählen, und ſind da⸗ 
her insbeſondere die zur Unterbringung der Kelter, der 
Weinbergspfähle und des Heftſtrohes beſtimmten Ge⸗ 
bände, inſoweit dieſelben für den Betrieb der eigenen 
Wirthſchaft dienen, ebenfalls ſteuerfrel zu laſſen. 

Im Uebrigen gehören hierher alle Gebäude, welche 
in der Erreichung der vorgedachten landwirthſchaftlichen 
oder gewerblichen Zwecke ihre Hauptbeſtimmung finden, 
und in welchen zum dauernden Aufenthalte von Men⸗ 
ſchen beſtlmmte Räume entweder gar nicht, oder doch 
nur in untergeordnetem Maße vorhanden find. 

Hiernach find Ställe oder Speicher, welche 
Räumlichkeiten enthalten, die nur zum Aufenthalte der 
mit der Wartung des Viehes oder mit der Bewachung 
der aufzubewahrenden Gegenſtände beauftragten Perſo⸗ 
nen dienen, z. B. Ställe mit Schlafkammern für die 
mit der Wartung des Viehes beauftragten Knechte oder 
Mägde, Speicher mit Wohnungsräumen für den Auf- | 
ſeher u. ſ. w., als bewohnte Gebäude im Sinne des 
Gefetzes nicht anzuſehen. 

Die Vermiethung der vorgedachten, nur zum 
Betriebe der Landwirthſchaft ꝛc. beſtimmten und auch 


vom Miether für dieſen Zweck benutzten Gebäude, 
gleichviel ob dieſelbe in Verbindung mit Grundſtücken 


oder ohne eine ſolche Verbindung erfolgt, begründet 
nicht die Steuerpflicht der betreffenden Gebäude; es 
ſei denn, daß dieſelben von vornherein als lediglich 
zum Zwecke der Vermiethung errichtet oder zur Ver⸗ 
miethung beſtimmt erſcheinen. 

Hinſichtlich der Vermiethung der oben gedachten 
zu gewerblichen Anlagen gehörigen unbewohnten Gebäude 
finden dieſelben Grundſätze Anwendung. 

§. 16. Bei Bemeſſung des Nutzungswerthes ſol⸗ 
cher ländlichen Wohngebäude, in welchen gleichzeitig 
die zum Betriebe der Landwirthſchaft, z. B. zur Unter⸗ 
bringung des Wirthſchaftsviehes, der Bodenerzeugniſſe 
u. ſ. w. erforderlichen Räume vorhanden ſind, ſowie 
ſolcher zu gewerblichen Anlagen gehörigen Wohngebäude, 
welche gleichzeitig die zur Aufbewahrung von Rohſtoffen 
oder Brennmaterialien für die Fabrik u. ſ. w. be- 
ſtimmten Räume umfaſſen, iſt darauf Rückſicht zu neh⸗ 
men, daß, wenn die bezüglichen Räume ſich in beſon⸗ 
deren Gebäuden befänden, ſie mit Letzteren ſteuerfrei 
zu laſſen ſein würden; der Umſtand daher, daß ſie mit 
den Wohngebäuden in unmittelbare Verbindung gebracht 
ſind, nicht zu einer Ueberbürdung der Letzteren im Ver⸗ 
gleich mit ſolchen, welche die fraglichen Räume nicht 
mit enthalten, Veranlaſſung geben darf. Wohngebäude 
der vorgedachten Art ſind demnach nur ſo zur Veran⸗ 
lagung zu bringen, als wenn die darin befindlichen, 
lediglich zum Betriebe der Landwirthſchaft u. ſ. w. be⸗ 
ſtimmten Räume gar nicht vorhanden wären (§. 60 Nr. 3). 

§. 17. Nach Maßgabe des allgemeinen Grund⸗ 
ſatzes im §. 15 find insbeſondere von der Gebäude- 
ſteuer freizulaſſen: 
1) die zur Aufbewahrung von Holz. Torf u. ſ. w. 
zum Verbrauche in der Landwirthſchaft beſtimmten 
Gebäude (vergl. §. 18), 
die Kuh⸗, Schweine⸗, Ziegen- und Federvieh⸗ 
ſtälle der Tagelöhner u. dergl. m., auch wenn dieſe 
keine Landwirthſchaft betreiben; ferner die Tauben⸗ 
häuſer, Bienenhäuſer und ähnliche; endlich die 
Maſtviehſtälle und diejenigen Stallungen auf 
Gütern, in welchen auch die zum perſönlichen Ge⸗ 
brauche des Beſitzers beſtimmten Geſpanne unter⸗ 
gebracht ſind, 
die Backhäufer in ländlichen Ortſchaften, ſoweit 
dieſelben nicht zum Gewerbebetriebe benutzt werden 
und nicht zugleich zu Wohnungen dienende Räume 
enthalten (vergl. §. 4 Nr. 3); imgleichen unter der⸗ 
ſelben Vorausfetzung die ſogenannten Gutsſchmie⸗ 
den, Stellmacherwerkſtätten n. |. w., in wel⸗ 
chen nur für den Bedarf des Gutseigenthümers 
und der Wirthſchaft deſſelben gearbeitet wird, ferner 
unter den gleichen Vorausſetzungen diejenigen Ge⸗ 
bäude, in welchen die Roß⸗ oder ähnlichen Werke 
zum Schroten des Getreides, zum Schneiden des 
Häckſels, zum Dämpfen der Kartoffeln u. ſ. w. 
Untergebracht ſind; 
die ſogenannten Schirr- und Geſchirrhäuſer, 
Remiſen und ähnliche zur Unterbringung von 


2) 


3) 


4) 
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Wirthſchaftsgeräthen, Wagen, Viehgeſchirren u. ſ. w. 
dienende Gebäude, 
die ſogenannten Konſervirhäuſer und ähnliche, 
welche nur zur Aufbewahrung von Gartengewächſen 
u. ſ. w. während des Winters beſtimmt ſind, 
die auf ländlichen Beſitzungen etwa vorhandenen 
Eisgruben, Eiskeller u. ſ. w., welche zur Auf⸗ 
bewahrung des für die Milchwirthſchaft benutzten 
Eiſes dienen, 
die Garten⸗ und Weinbergshäuschen, ſoweit 
ſie überhaupt als Gebäude im Sinne des Geſetzes 
anzuſehen ſind und nicht ausſchießlich oder vorzugs⸗ 
weiſe zum Sommeraufenthalte für ihre Bewohner 
beſtimmt find (vergl. §. 4 Nr. 2 und §. 23 Nr. 4). 
$. 18. Dagegen find beiſpielsweiſe ſteuerpflichtig: 
alle ſolche Gebäude, in welchen ſogenannte lan d⸗ | 
wirthſchaftliche Nebengewerbe (wie Brauerei, 
Brennerei, Zuckerfabrikation, Ziegelei u. dergl. m.) 
betrieben werden; 
Holz⸗ und andere Ställe in den Städten, 
auch wenn ſie lediglich für den Hausbedarf ihres 
Eigenthümers dienen, inſofern ſie nicht zum Betriebe 


5) 


6) 


1) 


2) 


der Landwirthſchaft beſtimmt und auch nicht denjeni⸗ 
gen zu gewerblichen Anlagen gehörigen Gebäuden 
beizuzählen ſind, welche nur zur Aufbewahrung von 
Brennmaterialien oder Rohſtoffen oder als Stallung 
für das lediglich zum Gewerbebetriebe beſtimmte 


Zugvieh dienen (vergl. §. 17, §. 31 und §. 40 
Nr. 2); 


° 1 
nicht minder die zu den Wohngebäuden der Kauf⸗ 
leute, Rentner, Aerzte, Schankwirthe u. ſ. w. auf 
dem platten Lande (vergl. §. 46) gehörigen Remiſen, 
Ställe, Schuppen, Waſch⸗ und Backhäuſer ꝛc., in⸗ 
ſofern ſie nicht zum Betriebe der Landwirthſchaft 
beſtimmt ſind. 


3) 


$. 19. Unter gewerblichen Anlagen ($. 15) 


find die zu Fabrik⸗ oder fonftigen gewerblichen Zwecken 
beſonders eingerichteten Gebäude zu verſtehen, wozu u. A. 


auch die Bahnhöfe der Eiſenbahnen, ſowie unter Um⸗ 
ſtänden die Betriebsſtätten der Tiſchler, Seiler, 
Schlächter, ſowie anderer Gewerbetreibender, und zwar 


in der Regel dann zu rechnen ſind, wenn ſie ſich in 
beſonders dazu elngerichteten Gebäuden, als da 


find? Schlachthäuſer (vergl. §. 11 Nr. 1), Seiler⸗ 

bahnen u. ſ. w., befinden. 

rc. 20. Nicht vorhanden find die im 8. 15 be- 

Ie Erforderniſſe beiſpielsweiſe bei den 

zur Aufnahme des Zugviehes der Reiſenden 
beſtimmten Stallungen der Gaſtwirthe; 

2) zu nicht öffentlichen Schlachthäuſern“) ge 
hoͤrigen, zur Aufnahme des Schlachtviehes be- 
ſtimniten Ställen, da Schlachtvieh weder als Zug⸗ 

x vieh, noch als ein „Rohſtoff angeſehen werden kann; 

3) Stallungen der Poſthalter, der Lohnfuhrleute, 
der Pferdeeiſenbahnunternehmungen, ſowie 

*) Die Ställe der öffentlichen ä 
wie Be een ſelbſt, von der Gibbet wen lat 
die Note zu 8 11 Nr. 3. 


der Kaufleute, in welchen dieſe das zum Trans⸗ 
port von Waaren beſtimmte Zugvieh unterbringen; 
Maſtviehſtallungen auf Fabrikanlagen; 
Lokomotiv- und Perſonenwagenſchuppen der 
Eiſenbahnen; 

Niederlagen zur Aufbewahrung von Verkaufs⸗ 
artikeln; 

Ziegeltrockenſcheunen.“) 

Gebäude dieſer Arten ſind daher ſteuerpflichtig. 

8, 21. Endlich find von der Gebäudeſteuer befreit: 
die zu Entwäſſerungs⸗ oder Bewäſſerungs⸗ 
anlagen dienenden unbewohnten Gebäude. 

Im weiteren Sinne dieſer Beſtimmung ſind hier⸗ 
her zu rechnen diejenigen unbewohnten Gebäude, in 
welchen die zur Ableitung des Waſſers aus Kohlen- 
gruben oder aus anderen Bergwerken beſtimmten Ma⸗ 


4) 
5 


6) 
7 


ſchinen (ſogenannte Waſſerhaltungsmaſchinen) aufge⸗ 
ſtellt find. 


D. Die Beſteuerung mit Vier oder mit Zwei 
vom Hundert des Nutzungswerthes. 


8. 22. Die Gebäudeſteuer beträgt jährlich: 

1) Vier vom Hundert des Nutzungswerthes für Ge⸗ 
bäude, welche vorzugsweiſe zum Bewohnen und 
nur in Anſehung einzelner Räume zu gewerblichen 
Zwecken, z. B. zu Kauf⸗ und Kramläden, Werk⸗ 
ſtätten u. ſ. w. benutzt werden; ferner für Schau⸗ 
ſpiel⸗, Ball⸗, Bade⸗, Geſellſchaftshäuſer und ähnliche 
Gebäude ($. 23); 

Zwei vom Hundert des Nutzungswerthes für folche 
Gebäude, welche ausfchlichlich oder vorzugsweiſe zum 
Gewerbebetriebe dienen, namentlich für Fabri⸗ 
ken und Manufakturgebäude, Ziegel-, Kalk⸗ 
und Gypsbrennereien, für Brauereien und 
Branntweinbreunereien, für Hammer- und 
Hüttenwerke, Schmieden und Schmelzöfen, 
Dampf-, Waſſer⸗ und Windmühlen, desglei⸗ 
chen für ſolche nicht zur Benutzung für die Land⸗ 
wirthſchaft und Fabriken (88 15 bis 20) beſtimm⸗ 
ten Keller, Speicher, Remiſen, Scheunen und 
Ställe, welche als ſelbſtſtändige Gebäude betrachtet 
werden müſſen (§ 24). 

8. 23. Der Beſteuerung mit Vier vom Hundert 


2) 


des Nutzungswerthes (S. 22 Nr. 1) fallen im- Allge- 


meinen anheim diejenigen Gebäude, welche zur Befrie⸗ 
digung des Wohnungsbedürfniſſes für Menſchen dienen 
oder dazu beſtimmt ſind, in ihren Räumen gewiſſe 


weitergehende perſönliche Bedürfniſſe geiſtiger und 


körperlicher Ausbildung, geſelliger Unterhaltung und 
Uebung, der Erfriſchung und Erheiterung des Lebens zu 
befriedigen. 

Beiſpielsweiſe ſind außer den im §. 22 unter 
Nr. 1 ſpeziell namhaft gemachten Gebäuden hierher zu 
zählen: 


„) Vorausgeſetzt, daß dieſelben als Gebäude im Sinne 
der Gebäudeſteuer⸗Geſetzgebung überhaupt angeſehen werden 


können. Vergl. 8. 4 Nr. 6. 


1) Privatunterrichts⸗ und Erziehungsanſtalten; 
2) Kegelbahnen, ſofern ſie in Verbindung mit einem 


Raume, in welchem ſich die Spieler aufhalten, über⸗ 


haupt als Gebäude (88. 3 und 4) angeſehen wer⸗ 
den können; 
3 
4) Garten- und Weinbergshäuſer, ſofern ſie als 
Gebäude anzuſehen (§. 4 Nr. 2), auch nicht auf 
Grund der Vorſchriften unter Nr. 7 im §. 17 von 
der Steuer ganz freizulaſſen; 
ſolche Küchen und Waſchhäufſer, welche nicht als 
gewerbliche Anlagen (S. 19) zu betrachten find; 


5) 
6) 


licher Annehmlichkeit oder als Aufenthalt zu dienen 
(vergl. $. 24 Nr. 3); 

die zu Reſtaurationslokalen, Warteſälen x. 
beſtimmten Gebäude der Eiſenbahnen u. ſ. w.; 


1) 


8) 
zum Aufenthalte von Menſchen dienenden Hallen, 
Kolonnaden ꝛc. in Reſtaurationslokalen, Garten⸗ 
wirthſchaften ꝛc. und in Privatgärten, inſoweit ſie 
nach ihrer baulichen Beſchaffenheit als Gebäude im 
8 2 50 Geſetzes überhaupt anzuſehen ſind. 


liegenden Gebäuden ſind im Allgemeinen diejenigen Ge⸗ 
bäude zu rechnen, deren Zweck es ift, der Anfertigung, 


Zubereitung, Verwerthung, Aufbewahrung von Sachen 


oder der Beförderung des Verkehrs zu dienen. 
Hierher gehören u. A. auch: 


1) diejenigen Gebäude der Eiſenbahnen, welche lediglich 
zu Telegraphenbureaus, Güterexpeditionsbureaus 
u. dergl. m. oder zum dienſtlichen Aufenthalte für 
z. B. der Wei⸗ 
pl Wagenſchieber ꝛc.) beſtimmt find (vergl. 


das Eiſenbahndienſtperſonal ( 


Nr. 1 und §. 20 Nr. 5); 
Holzſtälle oder Holzſchuppen, ſowie ähnliche 
unbewohnte Ställe, welche als ſelbſtſtändige Gebäude 
betrachtet werden müſſen ($. 31), ſofern fie nicht 


2) 


unter die fteuerfreien Gebäude (58. 15 bis 20) | 


fallen; 

Ananastreibereien, Kalthäuſer, Kamelien⸗ 
häuſer x., forte ſolche Treibhäuſer, welche zu 
einem längeren perſönlichen Aufenthalte weder be⸗ 
ſtimmt, noch geeignet find (vergl. §. 23 Nr. 6); 
die an den Straßen, Promenaden u. ſ. w. für den 
dauernden Gebrauch errichteten Buden (ſogenannte 
Trinkhallen), welche nur zum Verkaufe von Ge⸗ 
tränken u. ſ. w. beſtimmt find.*) 

§. 25. Vermiethete Gebäude, welche von dem 
Eigenthümer zum Bewohnen hergeſtellt und als Wohn- 
gebäude vermiethet worden ſind, demnächſt aber vom 
Miether ausſchließlich oder vorzugsweiſe zum Gewerbe⸗ 
betriebe verwendet werden, ſind nicht mit Zwei, ſondern 


*) Hallen, welche zum Aufenthalte der Säfte dienen, ſind 
mit Vier vom Hundert des Nutzungswerthes zu beſteuern. 
Vergl. 8. 23 Nr. 8. 


3) 


4) 


Schieß- und Turnhallen, Reitbahnen u. f. w.; 


ſolche Treibhäuſer, welche geignet und dazu be⸗ 
ſtimmt find, ihrem Beſitzer oder anderen zu perſön⸗ 


Gaſthöfe, Schankgebäude zx. einſchließlich der | 


Zu den der Beſteuerung mit Zwei vom 
Hundert des Nutzungswerthes (5. 22 Nr. 2) unter⸗ 
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mit Vier vom Hundert des Nutzungswerthes zur Steuer 
heranzuziehen. 

58. 26. Bei ſolchen Gebäuden, in welchen fih die 
zum Gewerbebetriebe dienenden Räume mit den Woh⸗ 
nungsräumen unter einem Dache befinden, iſt die 
Beſtimmung des Steuerſatzes (ob zu Vier oder zu Zwei 
vom Hundert des Nutzungswerthes) in jedem einzelnen 
Falle von der Entſcheidung der Frage abhängig zu 
machen, welches die weſentliche und Hauptbeſtim⸗ 
mung des Gebäudes iſt, ob daſſelbe der Hauptſache nach 
als ein zu gewerblichen Zwecken errichtetes, in welchem 
auf das Wohnungsbedürfniß des Beſitzers u. ſ. w. ge⸗ 
wiſſermaßen nur nebenbei gerückſichtigt iſt, zu betrachten, 
oder ungelehrt. Je nachdem der eine oder der andere 
Zbweck als der vorwiegende anzuſehen, iſt das Gebäude 
mit Zwei oder Vier vom Hundert zur Verſtenerung 
zu ziehen. 


E. Allgemeine Veranlagungsvorſchriften. 


8. 27. Die Veranlagung der Gebäudeſteuer er⸗ 
folgt dergeſtalt, daß jedes der Steuer unterliegende Ge⸗ 
bäude nach Maßgabe ſeines jährlichen Nutzungswer⸗ 
thes zu einer der in dem anliegenden Tarife beſtimmten 
Steuerſtufen eingeſchätzt wird. 

Trifft der ermittelte Nutzungswerth zwiſchen zwei 
Stufen, ſo wird das Gebäude zu der geringeren einge⸗ 
ſchätzt, jedoch mit der Maßgabe, daß Gebäude, deren 
jährlicher Nutzungswerth den Betrag von 12 Mark 
nicht erreicht, jederzeit zur erſten Stufe des Tarifs ein⸗ 
geſchätzt werden. i 
| §. 28. Als der für die Veranlagung maßgebende 
Nutzungswerth (8. 27) iſt der Bruttonutzungswerth 
anzufehen. 

Abzüge von dem Letzteren für die allmälige Mb- 
nutzung, für Unterhaltungskoſten, für Verluſte, für Zin⸗ 
ſen von Hypothekenkapitallen u. ſ. w. ſind unbedingt 
unzuläſſig. 

§. 29. 1) Auf die einem Gebäude etwa zuſtehen⸗ 
den beſonderen Berechtigungen oder ihm obliegenden 
beſonderen Laſten und Servituten iſt bei der Ein⸗ 
ſchätzung nur inſoweit Rückſicht zu nehmen, als die⸗ 
ſelben den Miethswerth des Gebäudes etwa erhöhen 
oder erniedrigen. Zu den hier in Betracht kommenden 
Laſten iſt aber die Einquartierung nicht zu rechnen 
(vergl. 8. 37). ; 

2) Ebenſo ſind beſondere Verzierungen im 
Aeußern oder Innern einzelner Gebäude nur dann zu 
berückſichtigen, wenn fie auf die Höhe des zu ſchaͤtzen⸗ 
den Nutzungswerthes nach den gewöhnlichen Verhält⸗ 
niſſen des Ortes von Einfluß ſind. 

3) Der Wınftand, daß ein Gebäude nicht das 
ganze Jahr hindurch benutzt zu werden pflegt, kann 
eine Ermäßigung der Einſchätzung nicht begründen. 

8. 30. Hofräume und von der Gebäudeſteuer 
mitbetroffene Hausgärten bilden keine ſelbſtſtändigen 
Steuerobjekte. Sie ſind in den Gebäudebeſchreibungen 
u. ſ. w. nur nachrichtlich und ohne Ausweiſung eines 
ſelbſtſtändigen Nutzungswerthes als Zubehör desjenigen 


Gebäudes zu vermerken, deſſen Nutzungswerth durch fie , 


erhöht wird. 

Wenn ein Hausgarten über 25 Are 53 Quadrat⸗ 
meter (= 1 preußiſchen Morgen) groß ift und deshalb 
ſeinem ganzen Flächeninhalte nach der Grundſteuer von 
den Legenfchaften anheimfällt (8. 2) ſo muß bei Be- 
rechnung bey. Veranſchlagung des Nutzungswerthes 
Nene en Gebäudes hierauf Rückſicht genommen 


F. 31. 
einzeln eigzuſchätzen, alfo auch diejenigen Hinter⸗ und 
Seſtengebäude, Remiſen, Ställe und dergleichen, für 
welche die Steuerfreiheit (§8. 15 bis 20) nicht in An- 
ſpruch genommen werden darf. 

Diejenigen kleinen Holz⸗ und Viehſtälle, Abtritte 
u. ſ. w., welche nicht ganz von der Steuer freizulaſſen 
ſind, können aber, ſoweit ihnen ihrer geringen Aus⸗ 
dehnung wegen ein ſelbſtſtändiger Nutzungswerth nicht 
füglich beizulegen, ohne ſie ſelbſt als beſondere Gebäude 
zu veranlagen, dadurch in angemeſſener Weiſe berück⸗ 
ſichtigt werden, daß ihr Nutzungswerth demjenigen des 


Simmide ſteuerpflichtige Gebäude find | 


Wohngebäudes, zu welchem ſie gehören, hinzugerechnet 


wird ($. 40 Nr. 2). 


8. 32. Gebäude, welche durch eine vom Funda⸗ 


mente bis zum Dache durchgehende Scheidung 
von einander getrennt find, müſſen, auch wenn fie ſich 
äußerlich ale unter einem Dache befindlich und als ein 


Ganzes darſtellen, und auch wenn die gedachte Schei⸗ 


dung durch einzelne Oeffnungen (wie Thüren ꝛc.) unter⸗ 
brochen wird, dennoch jedes für fih als ein beſonderes 
Steuerobjekt zur Veranlagung gezogen werden, ohne 
Rückſicht darauf, ob ſie verſchiedenen Eigenthümern ge⸗ 
hören oder zur Zeit in der Hand eines Beſitzers ver⸗ 
einigt ſind. 

Die mit einem Gebäude in unmittelbarem Zu⸗ 
ſammenhange befindlichen Flügel oder Seitengebäude 
ſind jedoch mit Erſterem als ein Ganzes zu behandeln, 
vorausgeſetzt, daß eine Scheidung der vorgedachten Art 
nicht ſtattfindet. 

8. 33. Dagegen find bei Gebäuden, welche von 
mehreren Eigenthümern in realiter beſtimmten 
und abgegrenzten Theilen beſeſſen werden, auch 
wenn eine vom Fundamente bis zum Dache durchgehende 
Scheidung ($. 32) nicht beſteht, die einzelnen Eigen⸗ 
thumsanthelle als beſondere Gebäude zu behandeln. 
Wenn die Scheinung ganz oder khellwelſe in hori⸗ 
ia Richkung, z. B. nach Stockwerken gezogen ift, 

geſtalt, daß getpiſſe Gebäütdethelle, wie Hauseingang, 
Treppen u. ſ. w. gemeinſchaftlich Find, ſo iſt bei Er- 
mittelunz des Nutzungswerthes der einzelnen Eigen- 
thumsſtücke dem Nutzungswerthe der ganz getrennt be- 
nutzten Theile ein enkſprechender Antheil an dem 
Nutzungswerthe der erwa gemelnſchaftlich benutzten Theile 
hinzuzuſetzen. fi an 


u jedem reken” Elgenthumsantheil | ; 
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7, 8) gerechnet werden. 
In den Gebäudebeſchreibungen und ſonſtigen Nah- 


weiſen iſt in der Formularſpalte „Gattung der Ge⸗ 
bäude ꝛc.“ das betreffende reelle Eigenthumsſtück nebſt 
Zubehör kurz, aber erſchöpfend zu beſchreiben. 

Beſtehen nicht realiter geſonderte Eigenthumsſtücke, 
ſondern wird ein Gebäude nach ideellen Antheilen von 
Mehreren beſeſſen, ſo findet eine getrennte Veranlagung 
der Gebäudeſteuer nicht ſtatt. (8. 34.) 

Für die Entſcheidung der Frage, ob ideelles Mit⸗ 
eigenthum oder reell getheiltes Eigenthum vorliegt, iſt im 
Geltungsbereiche der Grundbuchordnung vom 5. Mai 
1872 der Nachweis im Grundbuche, insbeſondere der 
Umſtand maßgebend, ob das Gebäudegrundſtück im 
Grundbuche auf einem Blatte beziehungsweiſe Artikel 
als Miteigenthum der mehreren Eigenthümer eingetragen 
ſteht, oder ob für das Eigenthum jedes einzelnen Eigen⸗ 
thümers ein beſonderes Grundbuchblatt angelegt iſt, ſo⸗ 
fern nicht etwa von dem Grundbuchamte konſtatirt wird, 
daß die Art der Eintragung im Grundbuche den 
thatſächlichen Rechtsverhältniſſen nicht entſpricht, welche 
dann als maßgebend anzufehen find. 

Außerhalb des Bereiches der Grundbuchordnung 
wird in Zweifelsfällen ideelles Miteigenthum als 
vorhanden angenommen. 

§. 34. 1) Die Gebäude werden auf den Namen 
ihres Eigenthümers in die Gebäudebeſchreibungen 
und ſonſtigen Nachweiſe eingetragen, es mag das Eigen⸗ 
thum dem Staate, einer Gemeinde, Gemeinde⸗Abthei⸗ 
lung, Korporation, Genoſſenſchaft, Stiftung oder einer 
anderen moraliſchen Perſon oder einem einzelnen In⸗ 
dividuum zuſtehen. 

Bei den im Eigenthume des Reiches oder des 
Staates befindlichen Gebäuden iſt die Verwaltung, unter 
welcher ſie ſtehen, nachrichtlich anzugeben. 

2) Gebäude, welche auf fremdem (beiſpielsweiſe 
in Zeitpacht befindlichem) Grund und Boden errichtet 
worden, ſind unter dem Namen des Gebäudeeigen⸗ 
thümers aufzuführen. Der Name des Eigenthümers 
des Grundes und Bodens iſt nachrichtlich anzugeben. 

3) Gebäude, welche fich im gemeinſchaftlichen Eigen- 
thum mehrerer Miterben oder anderer Miteigenthümer 
befinden, werden im erſten Falle unter dem Kollektiv⸗ 
namen „die Erben“ oder unter dem Namen des Witt⸗ 
wers oder der Wittwe mit dem Zuſatze „und Mit⸗ 
erben“, im letztern Falle unter dem Namen desjenigen 
Miteigenthümers, welcher den größten Antheil daran hat, 
mit dem Zuſatze „und Miteigenthümer“ eingetragen. 
Haben alle Miteigenthümer gleichen Antheil, ſo erfolgt 
die Eintragung mit dem Zuſatze: „und Miteigenthümer 
auf denjenigen Namen, welcher in alphabetiſcher Ord⸗ 
nung der erſte iſt, wobei jedoch ein in dem Gemeinde⸗ 
oder ſelbſtſtändigen Gutsbezirk wohnender Miteigenthümer 
den auswärts wohnenden vorgeht.“) 


*) Bei der von den Gemeinden ꝛc. zu bewirkenden Vor⸗ 
bereitung der Gebäudebeſchreibungen ſind die betheiligten Eigen⸗ 


und B. zu $. 5 der Anweiſung vom 26. September 1877 für 
das formelle Verfahren bei der Reviſton der Gebäudeſteuerver⸗ 
anlagung). 


Iſt dagegen nur ein Miteigenthümer vorhanden, be⸗ 
finden ſich alſo die Grundſtücke in dem gemeinſchaftlichen 
Eigenthum von Zweien, ſo iſt die Eintragung unter 
namentlicher Aufführung beider Eigenthümer zu bewirken. 

4) Bei Gebäuden, welche im Prozeſſe befangen 
(ſtreitig) ſind, wird ein ähnliches Verfahren wie zu 3. 
beobachtet und der gegenwärtige Inhaber, unter Be⸗ 
zeichnung des Prätendenten aufgeführt. 


F. Vorſchriften für die Veranlagung der mit Vier 
vom Hundert des Nutzungswerthes zu beſteuernden 
Gebäude in den Städten und in den den Städten 

gleichzuſtellenden Ortſchaften des platten Landes. 


§. 35. In den Städten (in den vormals ſchles⸗ 
wig⸗0holſteiniſchen und naſſauiſchen Landestheilen auch 


in den Flecken), ſowie in denjenigen von der Regierung 


(Finanzdirektion) bezeichneten und durch das Amtsblatt 
bekannt gemachten ländlichen Ortſchaften, in welchen eine 
überwiegende Anzahl von Wohngebäuden regelmäßig 
durch Vermiethung benutzt wird, iſt der Nutzungswerth 
(§. 28) der ſteuerpflichtigen Gebäude mit Einſchluß der 
zu dieſen gehörigen Hofräume und Hausgärten nach 
dem mittleren jährlichen Miethswerthe derſelben feft- 
zuſtellen und Letzterer nach den durchſchnittlichen Mieths⸗ 
preiſen abzumeſſen, welche innerhalb der dem Veran⸗ 
lagungsjahre unmittelbar vorangegangenen zehn Jahre 
in der Stadt (dem Flecken) oder der Ortſchaft bedun⸗ 
gen worden ſind. 

Für die für das Jahr 1880 bevorſtehende Reviſion 
der Gebäudeſteuerveranlagung ift der Nutzungswerth 
nach den in den Jahren 1868 bis 1877 bedungenen 
Miethspreiſen feſtzuſtellen. Dieſelben Miethspreiſe ſind 
der Feſtſtellung des Nutzungswerthes für diejenigen Ge⸗ 
bäude zu Grunde zu legen, welche im Fortſchreibungs⸗ 
wege bis zu der für das Jahr 1895 ſtattfindenden 
zweiten Reviſion zur Veranlagung gelangen.“) 

36. J. Für alle diejenigen Gebäude, welche 
während der Jahre 1868 bis 1877 einſchließlich (S. 35) 
ganz vermiethet waren, und hinſichtlich deren die für 
das ganze Gebäude innerhalb des vorgedachten zehnjäh⸗ 
rigen Zeitraumes bedungenen Miethspreiſe ermittelt ſind, 
iſt der mittlere jährliche Nutzungswerth (8.23) nach 
dem Durchſchnitte jener Miethspreiſe zu berechnen und 
dementſprechend die Steuerſtufe feſtzuſtellen. 

2. Für ſolche Gebäude, welche nur während ein⸗ 
zelner der Jahre 1868 bis 1877 vermiethet geweſen 
ſind bezw. hinſichtlich deren nur für einzelne dieſer Jahre 
die bedungenen Miethspreiſe haben ermittelt werden 


können, iſt die Feſtſtellung des Nutzungswerthes und 


der Steuerſtufe hiernach zu bewirken, mit der Maßgabe, 
daß der danach ermittelte durchſchnittliche Miethswerth 


) Für den Kreis Herzogthum Lauenburg findet die erſte 
Reviſion der Gebäudeſteuerveraulagung erſt zum Jahre 1895 
ſtatt. (Artikel 6 des im Anhange unter XII. abgedruckten Ges 
ſetzes vom 15. Februar 1875 Bis zu dieſem Zeitpunkte find 
der Einſchätzung der im Fortſchreibungswege zu veranlagenden 
Gebäude die in den Jahren 1867 bis 1876 bedungenen Mieths⸗ 
preiſe zu Grunde zu legen. 
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verhältnißmäßig ermäßigt oder erhöht werden kann, wenn 
in der betreffenden Stadt oder Ortſchaft bezw. in dem 
betreffenden Theile derſelben im Laufe der Jahre 1868 
bis 1877 die Miethswerthe der Gebäude thatſächlich 
merklich geſtiegen oder gefallen ſind und der Durch⸗ 
ſchnitt der zehnjährigen Periode ſich niedriger oder 
höher ſtellt, als die nur für einzelne Jahre bekannten 
Miethspreiſe. 

3. Für diejenigen Gebäude, welche nur theilweise 
vermiethet geweſen ſind, ſowie für diejenigen Gebäude, 
bei denen nur hinſichtlich einzelner ihrer Theile ein in 
den Jahren 1868 bis 1877 bedungener Miethspreis 
hat ermittelt werden können, iſt der durchſchnittliche 
Miethswerth derjenigen Theile, in Betreff deren ein be⸗ 
dungener Miethspreis nicht vorliegt, im Verhältniß zu 
den bedungenen und bekannten Miethspreiſen der an⸗ 
deren Theile des betreffenden Gebäudes abzuſchätzen, im 
Uebrigen aber nach den Vorſchriften unter Nr. 1 u. 2 
zu verfahren. 

Der Nutzungswerth derjenigen Gebäude nebſt 
dazu gehörigen Hofräumen und Hausgärten, hin⸗ 
ſichtlich deren für die Jahre 1868 bis 1877 bedungene 
Miethspreiſe nicht haben ermittelt werden können, iſt 
nach pflichtmäßigem, billigem Ermeſſen feſtzuſtellen. 
Dabei iſt auf den nach den Vorſchriften unter Nr. 1 
bis 3 gefundenen Nutzungswerth ähnlicher in derſelben 
Stadt oder Ortſchaft befindlicher Gebäude, ſowie auf 
die Lage, bauliche Beſchaffenheit, innere Einrichtung, 
endlich auf alle ſolche etwa vorhandenen Annehmlich⸗ 
keiten oder Nachtheile des betreffenden Gebäudes Rück⸗ 
ſicht zu nehmen, welche im Falle einer ſtattgefundenen 
Vermiethung auf den Miethspreis von Einfluß geweſen 
oder bei einer zu bewirkenden Vermiethung zu berück⸗ 
ſichtigen ſein würden. l j yini 

bis 


8. 37. In allen im 8. 36 unter Nr. 
bezeichneten Fällen iſt auf ſolche beſonderen Verhält⸗ 
niſſe, welche auf die Höhe der bedungenen Mieths⸗ 
preiſe etwa von Einfluß geweſen ſind (3. B. wenn 
dem Miether neben dem Nominalbetrage des Mieths⸗ 
preiſes noch andere Leiſtungen oder Verpflichtungen — 
Einquartierungskoſten (5. 29), Unterhaltung der gemie- 
theten Wohnung, Abgaben irgend welcher Art u. ſ. w. 
— auferlegt ſind; ferner, wenn aus beſonderen, z. B. 
verwandtſchaftlichen Rückſichten eine Wohnung beſonders 
niedrig vermiethet oder für eine Wohnung durch vor⸗ 
theilhafte Vermiethung an Fremde u. ſ. w. eine Zeit 
lang ein ungewöhnlich hoher Miethsertrag erzielt wor⸗ 
den iſt u. ſ. w.), die erforderliche Rückſicht zu nehmen 
und danach der durchſchnittliche Miethswerth verhältniß⸗ 
mäßig höher oder geringer in Anſatz zu bringen. 

Ebenſo iſt zu berückſichtigen, wenn ein Gebäude 
oder eine Wohnung zuſammen mit anderen Grund- 
ſtücken, als dem zum Gebäude gehörigen und von der 
Gebäudeſteuer mit zu treffenden Hausgarten vermiethet 
iſt, wenn dem Miether Mobilien, Maſchinen und der⸗ 
gleichen zur Benutzung überwieſen worden. 

8. 38. Haben in einer Stadt oder Ortſchaft 
wirklich bedungene Miethspreiſe nur für ſo wenige Ge⸗ 


bäude ermittelt werden können (§. 36 Nr. 1 bis 3), 
daß im Vergleich mit den Letzteren die Einſchätzung der 
übrigen Gebäude auf dem im $. 36 unter Nr. 4 be- 
zeichneten Wege nicht erfolgen kann, oder hängt die Höhe 
der Miethspreiſe von Umſtänden ab, welche in jedem 


Jahre zu wechſeln pflegen, wie in Badeorten, wo die 


Höhe der Miethspreiſe ſich in einem jeden Jahre nach 
der mehr oder minder großen Anzahl der Badegäſte zu 
richten pflegt, ſo iſt zunächſt nach billigem Ermeſſen der 


Nutzungswerth der ſchlechteſten in der Stadt oder Ort⸗ 
ſchaft befindlichen Gebäude feſtzuſtellen und demnächſt 
im Vergleich hiermit die Einſchätzung der übrigen Ge⸗ 
bäude, von den minder ſchlechten zu den beſſeren und 
beiten auffteigend, feſtzuſtellen. 

Se Zum Anhalte für die Einſchätzung der⸗ 
jenigen Gebäude nebſt dazu gehörigen Hofräumen und 
Hausgärten, für welche ein in den Jahren 1868 bis 
1877 (8. 350 wirklich bedungener Miethspreis nicht 
hat ermittelt werden können (§. 36 Nr. 4), kann die 
Aufſtellung von Muſtergebäuden angeordnet werden. 

Als Muſtergebäude ſind für einen ſolchen Fall Ge⸗ 


bäude nebſt dazu gehörigen Hofräumen und Hausgärten 


auszuwählen, wie dergleichen am Orte vorzugsweiſe vor⸗ 


zukommen pflegen, und iſt hierbei auf die Lage der be⸗ 


treffenden Gebäude in dem Orte (ob in dem ſchöneren, 
lebhafteren Theile deſſelben, oder in einem mehr oder 
weniger abgelegenen ſchlechteren), ſowie auf die bauliche 
Beſchaffenheit und innere Einrichtung des Gebäudes (die 
Zahl und Größe der darin befindlichen Wohnungs⸗ und 


Wirthſchaftsräume, die vorhandenen Nebengebäude, et⸗ 


waige beſondere Annehmlichkeiten ꝛc,, wonach das Ge- | 


bäude ſich mehr oder weniger für wohlhabende oder für 


ärmere Perſonen zur Wohnung eignet) die erforderliche 
Rückſicht zu nehmen. 

§. 40. Bel der ſpeziellen Einſchätzung der Ge- 
bäude in den Tarif iſt Folgendes zu beachten: 


1) Wenn für verſchiedene Gebäude oder für Räume in 
verſchiedenen Gebäuden nur ein Miethspreis in un⸗ 


getrennter Summe bedungen worden, iſt behufs Feſt⸗ 
ſtellung des Nutzungswerthes dieſer Gebäude der 
auf jedes einzelne derſelben fallende Theil des Ge⸗ 
ſammtmiethspreiſes zu ermitteln bezw. durch Schäz⸗ 
zung feſtzuſtellen. 

2) 
von nur unbedeutendem räumlichen Gelaſſe, wie bei- 
ſpielsweiſe für kleine Holzſtälle, Abtritte 2. (8. 31 
n ern lediglich den Miethern des dazu gehö⸗ 

bergeftalt überlaſſen find, daß der Miethspreis für 

dieſe Mitbenutzung nicht beſonders feſtgeſtellt, ſon⸗ 
dern in dem für die im Hauptgebäude vermietheten 


Räume bedungenen Miethspreiſe mit einbegriffen iſt, 


der Feſtſtellung eines ſelbſtſtändigen Nutzungswerthes 
nicht. Vielmehr iſt es für genügend zu erachten, 
wenn der Nutzungswerth kleiner Baulichkeiten der 
vorgedachten Art nicht beſonders ausgeworfen, ſon⸗ 
dern bei Bemeſſung der Steuerſtufe für das Haupt⸗ 


Indeß bedarf es für ſolche ſtädtiſchen Nebengebäude 


Abſ. 2), welche nicht ſelbſtſtändig vermiethet wer⸗ 


Hauptgebäudes zur Mitbenutzung und zwar 


3) 


4) 


5) 


6) 
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8) 


gebäude mit berückſichtigt, der Veranlagung des Letz⸗ 
teren zur Steuer alſo derjenige Miethspreis, welcher 
zugleich für die Mitbenutzung der Erſteren zu ent⸗ 
richten ift, zu Grunde gelegt wird ($. 31). 

Der Nutzungsertrag, welchen die regelmäßige Ver⸗ 
miethung oder die eigene Benutzung der Hofräume 
als Lagerplätze, Holzhöfe, Zimmerplätze ꝛc. gewährt, 
iſt bei Feſtſtellung des ſteuerbaren Nutzungswerthes 
der Wohngebäude, zu welchen die fraglichen Hof⸗ 
räume gehören, entſprechend zu berückſichtigen. 

In gleicher Weiſe find 
diejenigen Miethen zu berückſichtigen, welche für die 
Vermiethung von Verkaufsſtellen, Lagerplätzen oder 
ſonſtigen Geſchäftsräumen während der Meſſen und 
Wollmärkte, ferner für die Vermiethung der Haus⸗ 
flure als (ſogenannte Haus- oder Flur⸗) Läden z. 
oder endlich dafür bezogen zu werden pflegen, daß 
einzelnen Perſonen auf kürzere oder längere Zeit die 
Erlaubniß ertheilt wird, in dem Hausflur entweder 
Gegenſtände feilzubieten oder dergleichen über Nacht 
aufzubewahren bezw. lagern zu laſſen. 

Der Nutzungswerth der in den Wohngebäuden 
befindlichen Kauf- oder Kramläden zc. iſt lediglich 
nach den für die betreffenden Läden ſelbſt, event. in 
angemeſſenem Verhältniß zu den für andere in der 
betreffenden Stadt ꝛc. vorhandene Läden gezahlten 
Miethspreiſen feſtzuſtellen. 

Bei Ermittelung des Miethswerthes von Gebäuden 
ganz ungewöhnlicher Größe und Beſchaffenheit 
(Schlöſſern und ähnlichen), für welche der Maßſtab 
eines Miethswerthes durch Vergleichung mit anderen 
Gebäuden am Orte nicht gefunden werden kann, 
muß nach verſtändigem Ermeſſen ein angemeſſener 
Tarifſatz feſtgeſtellt werden, wobei auf die größere 
oder geringere Möglichkeit, das fragliche Gebäude 
zum gewöhnlichen Gebrauche und zur Vermiethung 
nutzbar zu machen, ſowie auf die nach den Verhält⸗ 
niſſen des Orts anzunehmende Möglichkeit, die darin 
befindlichen Räume, nach ihrer entſprechenden Um⸗ 
geſtaltung, auch wirklich vermiethen zu können, be⸗ 
ſonders Rückſicht zu nehmen iſt. 

Schauſpiel⸗, Ball⸗, Geſellſchaftshäuſer und ähnliche 
Gebäude, Gaſthöfe ꝛc. ſind behufs ihrer Einſchätzung 
mit gewöhnlichen Wohnhäuſern nach billigem Er⸗ 
meſſen zu vergleichen. 

Die von Beamten der Eiſenbahn⸗ oder anderen 
Geſellſchaften, oder von ſonſtigen im Privatdienſte 
angeſtellten Beamten auf Grund allgemeiner Be⸗ 
ſtimmungen oder beſonderer Verträge zu zahlenden 
Vergütungen für Dienſtwohnungen — wie ſie u. 
A. beiſpielsweiſe nach der Höhe des Dienſteinkom⸗ 
mens bemeſſen werden — ſind, ſofern ſie nach den 
Verhältniſſen des Ortes den im freien Verkehr be⸗ 
dungenen Miethspreiſen für ähnliche oder gleiche 
Wohnungen nicht entſprechen, nicht zu berückſichtigen. 
Außerhalb des eigentlichen Beringes der Stadt (des 
Fleckens) belegene, zum Kommunalverbande derſel⸗ 
ben gehörige bewohnte Gebände ſind, ſie mögen 

2 


10 


einen ſelbſtſtändigen Namen führen, oder nicht, nach 
den für die Städte beſtehenden Veranlagungsgrund⸗ 
ſätzen zur Gebäudeſteuer heranzuziehen, aber, inſo⸗ 
fern ſolches durch den nach den Verhältniſſen des 
Ortes vorhandenen geringeren Miethswerth ſolcher 
Gebäude bedingt wird, verhältnißmäßig niedriger 
einzuſchätzen, als Gebäude von ähnlicher Größe und 
Beſchaffenheit im Innern der Stadt. 

In denjenigen ländlichen Ortſchaften, in welchen 
eine überwiegende Anzahl von Wohngebäuden regel⸗ 
mäßig durch Vermiethung benutzt wird und daher 
der Nutzungswerth der Gebäude nach Maßgabe des 
Miethswerthes derſelben feſtzuſtellen ift (§. 35), 
erfolgt auch hinſichtlich der im §. 41 bezeichneten 
beſonderen Gebäude, namentlich hinſichtlich der auf 
den einzelnen Beſitzungen etwa vorhandenen Neben⸗ 
wohngebäude (§. 41 Nr. 3) die Ermittelung des 
Nutzungswerthes unter Zugrundelegung des Mieths⸗ 
werthes derſelben, nicht aber nach den in den 88. 
42 bis 47 bezeichneten Grundſätzen. 


G. Vorſchriften für die Veranlagung der mit Vier 
vom Hundert des Nutzungswerthes zu beſtenern⸗ 


9) 


den Gebäude in denjenigen ländlichen Ortſchaften, 


in welchen keine überwiegende Anzahl von Wohn⸗ 
nebäuden regelmäßig durch Vermiethung benutzt wird, 


a. Ausnahmen von den allgemeinen Regeln. 

§. 41. Behufs Veranlagung der mit Vier vom 
Hundert des Nutzungswerthes zu beſteuernden Gebäude 
in denjenigen ländlichen Ortſchaften, in welchen keine 
überwiegende Anzahl von Wohngebäuden regelmäßig 
durch Vermiethung benutzt wird (vergl. S. 35), find 
zunächſt diejenigen Gebäude auszuſondern, für deren 


Veranlagung beſondere Vorſchriften beſtehen. 


Es ſind dies 

1) die Schaufpiel-, Ball», Bade⸗, Geſellſchafts⸗ 
häuſer und ähnliche Gebäude (8. 42); 

2) Wohngebäude (für die Beſitzer, Bedienſteten und 


Arbeiter), welche zu Fabriken, die nicht in Verbin⸗ 


dung mit Landwirthſchaft betrieben werden (in de⸗ 
nen alſo nicht ausſchließlich oder doch hauptſächlich 
die auf der ländlichen Beſitzung ſelbſt gewonnenen 
Produkte verarbeitet werden) und zu ähnlichen An⸗ 
lagen gehören. 
gebäude auf Mühlenanlagen mit bedeutendem Ge⸗ 


werbebetriebe zu rechnen, bei denen der Ertrag der 


zugehörigen Ländereien von verhältnißmäßig unter⸗ 
geordneter Bedeutung ift (S. 42); 

die außer dem Hauptwohngebäude zu einer länd⸗ 
lichen Beſitzung ($. 44) gehörenden übrigen Wohn- 
gebäude (die ſogenannten Nebenwohngebäude, wie 
Pächter⸗, Inſpektoren⸗, Hofmeiſterwohnungen, 


3) 


Hierzu find z. B. auch Wohn⸗ 


ferner die Wohnungen der Rentmeiſter, Haus⸗ 


of fizianten, höheren und niederen Forſtbeam⸗ 
ten, die Geſinde⸗, Tagelöhner⸗, Dreſcher⸗ 
häuſer u. ſ. w., überhaupt alle Gebäude, welche, 
ſei es unentgeltlich, ſei es gegen Zahlung einer 


ſich verpflichtet haben, ihre Dienſte der Hauptſache 
nach ausſchließlich dem Beſitzer des betreffenden 
Guts⸗ oder Güterkomplexes zu widmen ($. 43); 
imgleichen die ſogenannten Altentheils⸗ (Leib⸗ 
zuchts⸗, Auszugs-⸗) Häuſer; 
ſolche Land- und Gartenhäuſer, welche nur zum 
Sommeraufenthalte beſtimmt find (S. 45); 
die auf dem platten Lande befindlichen Wohn⸗ 
gebäude von Kaufleuten (ohne gewerbliche Anla⸗ 
gen, Nr. 2), Rentnern, Aerzten, Schankwir⸗ 
then, ſogenannte Villen u. ſ. w., bei denen Um⸗ 
fang und Ertrag der etwa dazu gehörigen nutzbaren 
Ländereien von ganz untergeordneter Bedeutung für 
den Nutzungswerth des Wohngebäudes ift (S. 46); 
die Wohngebäude der kleinen Handwerker, 
Fabrikarbeiter u. ſ. w., deren Verdienſt ſich 
nicht hauptſächlich nach dem Ertrage der dazu etwa 
gehörigen ländlichen Grundſtücke beſtimmt (§. 47). 
§. 42. Die im $. 41 unter Nr. 1 und 2 be- 
zeichneten Gebäude werden in diejenige Stufe einge⸗ 
ſchätzt, in welche die Gebäude von derſelben Art und 
von gleichem oder ähnlichem Umfange in der für dieſen 
Zweck beſtimmten Normalſtadt eingeſchätzt ſind.“) 
Die maßgebenden Normalſtädte werden den Ver⸗ 
anlagungskommiſſionen rechtzeitig bezeichnet, auch wer⸗ 
den denſelben dlejenigen Unterlagen und Nachrichten 


4) 
5) 


6) 


zugänglich gemacht, deren fie bedürfen, um danach die 


Feſtſtellung der Steuerſtufen für die gleichartigen Ge⸗ 
bäude ihres Veranlagungsbezirkes zu bewirken (vergl. 
§. 58 Abf. 4). 

8. 43. 1. Die Nebenwohngebäude auf länd⸗ 
lichen Beſitzungen (§. 41 Nr. 3) find nach ihrem Um⸗ 
fange und ihren Wohnungsräumen zu einer der Stu⸗ 
fen von 1 bis 6 einzuſchätzen und dürfen, auch wenn 
ein höherer Nutzungswerth unzweifelhaft vor⸗ 
liegt, mit keinem höheren als dem Satze der 6. Stufe 
(zum jährlichen Nutzungswerthe von 60 M.) beſteuert 
werden. 

Vorausgeſetzt wird jedoch hierbei, daß ſolche Ge⸗ 
bäude nicht etwa an Perſonen vermiethet werden, welche 


weder zur Bewirthſchaftung der Beſitzung beſtimmt 


ſind, noch ihre Dienſte der Hauptſache nach ausſchließ⸗ 
lich dem Beſitzer des betreffenden Gutes oder Güter⸗ 
komplexes widmen. Trifft dieſe Vorausſetzung nicht zu, 
fo findet in Betreff folcher Gebäude auch die Beſchrän⸗ 
kung auf das Maximum der 6. Stufe keine Anwen⸗ 
dung, und ſind dieſelben vielmehr lediglich nach dem 
Nutzungswerthe zu beſteuern. 

3. Insbeſondere bleibt die Anwendung der Vor⸗ 
ſchrift unter Nr. 1 ausgeſchloſſen bei den zu ländlichen 
Beſitzungen gehörigen Gaſthöfen, Kruggebäuden u. f. w., 
welche zum Betriebe des Gewerbes der Gaſt⸗ und 
Schankwirthe ꝛc. beſtimmt ſind, ſowie bei anderen, zu 
einem nicht mit der Bewirthſchaftung der Beſitzung in 


) Wegen der ebenfalls durch Vergleichung mit Gebäuden 
in der Normalſtadt zu veranlagenden, der Beſteuerung mit Zwei 


x g vom Hundert des Nutzungswerthes unterliegenden Gebäude 
Miethe, ſolchen Perſonen zur Wohnung dienen, die 


vergl. §. 62. 
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Verbindung 1 
bäuden, ferner bei den zu gewerblichen Anlagen gehöri⸗ 
gen Nebenwohngebäuden. Gebäude dieſer Arten unter⸗ 
liegen den Vorſchriften im §. 41 unter 
bezw. in den 88. 42 und 46. 

4. Behufs Beſtimmung der Steuerſtufe für die 
Nebenwohngebäude auf ländlichen Beſitzungen ſind die⸗ 
ſelben unter Berückſichtigung der dazu gehörigen Hof⸗ 
räume und Hausgärten zunächſt mit ſolchen Wohnge⸗ 
bäuden von ahnlicher Beſchaffenheit und ähnlichem Um- 
fange zu vergleichen, deren Steuerſtufe nach den Vor⸗ 
ſchriften im §. 48 bezw. in den 88. 49 bis 60 be 
reits feſtgeſtellt ift. Ergiebt ſich daraus die 6. oder 
eine niedrigere Steuerſtufe, ſo iſt dieſelbe ohne Weiteres 
beizubehalten. Geht die danach ermittelte Steuerſtufe 
aber über die 6. Stufe hinaus, ſo iſt eine Ermäßigung 
auf die letztere Steuerſtufe vorzunehmen, ſo daß zu die⸗ 
ſer Stufe alle Nebenwohngebäude eingeſchätzt werden, 
deren jährlicher Nutzungswerth 60 M. 
beträgt. 

F. 44. Als eine ländliche Beſitzung (8. 41 
Nr. 3) iſt jede anzuſehen, welche ſich in wirthſchaftlicher 
Beziehung als für fih beſtehend darſtellt, gleichviel, ob 
die Beſtandtheile derſelben in einem oder in mehreren 
Gemelnde⸗ oder ſelbſtſtändigen Gutsbezirken belegen ſind.“) 

Es ift demnach belſpielsweiſe jedes Rittergut mit 
allen dazu gehörigen Vorwerken als eine laͤndliche Be⸗ 
ſitzung anzuſehen, ohne Rückſicht darauf, ob ſich zwei 
oder mehrere dergleichen zur Zeit in der Hand eines 
und deſſelben Beſitzers vereinigt finden. 

Ebenſo ſind bei ſolchen größeren Güterkomplexen, 
welche als Fideikommiſſe oder in ähnlicher Art zwar 
rechtlich ein Ganzes bilden, jedoch wirth ſchaftlich 
in beſondere für ſich beſtehende Beſtandtheile zerfallen, 
dle Letzteren in dem vorgedachten Sinne als beſondere 
Beſitzungen zu betrachten (vergl. §. 61 Nr. 6). 

Andererſeits bilden z. B. Bauerguͤter, welche mit 
Rittergütern vereinigt ſind und mit denſelben dauernd 
zuſammen bewirthſchaftet werden, mit Letzteren zuſam⸗ 
men nur eine Beſitzung, und es ſind daher die au 
ſolchen Bauergütern zur Zeit etwa noch befindlichen, 
jedoch nur zur Unterbringung von Geſinde, Tagelöy⸗ 
nern u. ſ. w. für das Hauptgut dienenden Wohnge⸗ 
bäude als Nebenwohngebäude zu betrachten. 


Nr. 2 und 5, 


oder mehr 


ſtehenden Gewerbebetriebe beſtimmten Ge⸗ 


werker, Fabrikar 


Daſſelbe gilt für den Fall, daß zwei oder mehrere 


Bauergüter in wirthſchaftlicher 
einem Ganzen vereinigt ſind und von 


Beziehung dauernd zu 
den darauf bez 


findlichen Wohngebäuden nur eines vom Beſitzer ber 


mi wird, die anderen aber nur zur Unterbringung 
von Geſinde u. f. w. dienen“ ) (vergl. S. 53). 


Hand eines Pächters, Bewi 5 p 
Ränbti ch u uber sichtigt. irthſchafters u. ſ. w. bleibt ſeibſtver 


die daſelbſt bezeichneten 


50 Die zufällige Vereinigung mehrerer Beſitzungen in der der Wohngebäude auch 


Gebäude nicht überwiegend iſt, 


z+) Ausgeſchloſſen bleiben nach den allgemeinen Regeln 


unter Nr. 1 und 2 im 5. 43 in allen dieſen 
Wohnhäuſer, welche durch Vermiethung an Perſonen genus 


werden, die weder ausſchließlich zur Bewirthſchaftung der Ge | 


ſammtbeſitzung beſtummt find, noch 


im Dienſte des Beſitzers 
der Letzteren ſtehen. 


Fällen ſolche 


8. 45. Die Land⸗ und Gartenhänſer, welche 
nur zum Sommeraufenthalte beſtimmt find (§. 41 
Nr. 4), werden nach Maßgabe ihrer Größe, Bauart 
und Einrichtung abgeſchätzt, ohne Rückſicht auf Umfang 
und Ertragswerth der etwa dazu gehörigen nutzbaren 
Ländereien. 

F. 46. Die auf dem platten Lande vorkommen⸗ 
den, im §. 41 unter Nr. 5 gedachten Wohngebäude der 
Kaufleute (ohne gewerbliche Anlage), Rentner, 
Aerzte, Schaan kwirthe, die ſogenannten Villen u. 
ſ. w. werden ebenfalls ohne Nückſicht auf die Berhälfe 
niſſe der dazu gehörigen ländlichen Beſitzungen und 
nutzbaren Grundſtücke und zwar, inſoweit aus wirklichen 
Miethspreiſen ein zureichender Anhalt nicht zu gewinnen 
iſt, nach Größe, Bauart und Beſchaffenheit der Ge⸗ 
bäude und nach Größe und Beſchaffenheit der zugehö⸗ 
rigen Hofräume und Hausgärten eingeſchätzt, wobei in 
den üblichen Kaufpreiſen, welche für derartige Gebäude 
gezahlt zu werden pflegen, bei Vorausſetzung der üblichen 
Verzinſung des Kaufpreiſes ein Anhalt für die Be⸗ 
meſſung des Nutzungswerthes wird gefunden werden 
können. 

$, 47. Die Wohngebäude der kleinen Hand⸗ 
beiter u. ſ. w., deren Verdienſt 
ſich nicht hauptſächlich nach dem Ertrage der dazu ge⸗ 
hörigen ländlichen Grundſtücke beftimmt (8. 41 Nr. 6), 
ſind mit Beachtung der Einſchätzung der Wohngebäude 
von gleicher Größe, Bauart und Beſchaffenheit in den 
nächſtbelegenen Landſtädten (58. 58 bis 60) in der 
Regel in eine der Stufen 1 bis 6 einzuschätzen. 

Wenn aber Wohngebäude dieſer Art das Woh⸗ 
nungsbedürfniß einer Handwerker⸗ bezw. Fabrikarbeiter⸗ 
familie erheblich überſteigen und eine größere An⸗ 
zahl von Stuben enthalten, welche durch Vermiethung 
xc. benutzt werden, fo können dieſelben einer durch den 
höheren Nutzungswerth bedingten höheren Steuerſtufe 
zugewieſen werden. 

Unter den vorbezeichneten Wohngebäuden von Fa⸗ 
brikarbeitern find nur ſolche zu verſtehen, welche den⸗ 
ſelben eigenthümlich gehören, nicht die bei Fabriken und 
ähnlichen Anlagen vorhandenen, den Eigenthümern der 
Letzteren gehörigen oder zu Miethswohnungen eingerich⸗ 
teten Wohngebäude für Fabrikarbeiter (vergl. 5. 41 
Nr. 2 und 8. 42). 


b. Allgemeine Regeln für die Veranlagung der länd⸗ 
lichen Wohngebäude. 


8. 48. Vorbehaltlich der Anwendung der in den 
88. 41 bis 47 enthaltenen beſonderen Vorſchriften auf 
Gebäude muß bei Einſchätzung 
in denjenigen ländlichen Ort⸗ 
ſchaften, in welchen die Zahl der regelmäßig vermietheten 
gleichwohl vorab und in 
erſter Linie die Frage geprüft werden, 

ob und inwieweit ein zureichender Anhalt für 

die Feſtſtellung des Nutzungswerthes der Gebäude 

aus wirklichen Miethspreiſen zu gewinnen ſei, 
da nur inſoweit, als dies nicht der Fall iſt, die im 


§. 49 und folgd. bezeichneten weiteren Regeln zur An 
wendung zu bringen ſind. 
Hierbei iſt Folgendes zu beachten: 


1) Ein zureichender Anhalt kann aus wirklichen Mieths⸗ 


preiſen nur dann gewonnen werden, wenn die Ver⸗ 

miethungen 

2. regelmäßig und dauernd und 

b. in ſo erheblicher Anzahl vorkommen, daß nach 
den für die wirklich vermietheten Wohnungen 
bedungenen Preiſen auch der Miethswerth der 


nicht durch Vermiethung genutzten Gebäude ter- | 


ſelben Ortſchaft geſchätzt werden kann. 


Nur vereinzelt oder vorübergehend vorkommende, 


mehr oder minder den Charakter des Zufälligen an 


ſich tragende Vermiethungen einer geringen Min⸗ 


derzahl von Wohnungen einer Ortſchaft können nicht 
in Betracht kommen, da ſie keinen Anhalt gewähren 
für die gleichmäßige Einſchätzung ſowohl der ver⸗ 
mietheten als der nicht vermietheten Gebäude. Selbſt 
bei der Feſtſtellung des Nutzungswerthes der unter 
ſolchen Umſtänden thatſächlich vermietheten Gebäude 
muß dieſer Umſtand doch außer Betracht bleiben, 
und kann darauf allein eine verhältnißmäßig höhere 
Schätzung gegenüber den thatſächlich nicht durch 
Vermiethung genutzten Gebäuden derſelben Ortſchaft 
2) nicht gegründet werden. 


eine (in nächſter Nachbarſchaft einer Stadt, einer 
großen induſtriellen oder ähnlichen Anlage, eines 
Badeortes und dergl. belegen) aus Gebäuden von 
annähernd ſtädtiſcher Art und Einrichtung beſteht, 
die auch in erheblicher oder felbft überwiegender Art 
durch Vermiethung genutzt werden, während der 
Reſt der Ortſchaft einen weſentlich anderen, mehr 
ländlichen Charakter trägt. 

In ſolchen Fällen ſind nur in dem erſtgedachten 
Theile der Ortſchaft, in welchem ans wirklichen 


Miethspreiſen ein zureichender Anhalt zu gewinnen 


iſt, nach Maßgabe derſelben die Nutzungswerthe der 
Wohngebäude feſtzuſtellen, wogegen für die übrigen 
Theile der Ortſchaft die im §. 49 und folgd. ent- 
wickelten Regeln zur Anwendung gelangen. 
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p 


gen in den nächſtbelegenen Landſtädten findet bei 
denjenigen ländlichen Ortſchaften (Nr. 1) und 
Theilen von ſolchen (Nr. 2) nicht ſtatt, wo aus 
wirklichen Miethspreiſen ein zureichender Anhalt für 
die Feſtſtellung der Nutzungswerthe zu gewinnen iſt. 
(Vergl. $. 58.) 


$. 49. Inſoweit aus wirklichen Miethspreiſen 


ein zureichender Anhalt für die Feſtſtellung des Nutzungs⸗ 
werthes nicht zu gewinnen iſt ($. 48), ſind zu dieſem 
Behufe neben der Größe, Bauart und Beſchaffenheit 
der Gebäude und neben der Größe und Beſchaffenheit 
der dazu gehörigen Hofräume und Hausgärten auch die 
Geſammtverhältniſſe der zu denſelben gehöri⸗ 


Beſondere Berückſichtigung erfordern die nicht ſelten 
vorkommenden Fälle, wo ländliche Ortſchaften aus 
verſchiedenartigen Theilen beſtehen, von denen die 


Eine Ermäßigung nach Maßgabe der Einſchätzun⸗ 


gen ländlichen Beſitzungen und nutzbaren Grund⸗ 


ſtücke (§. 50 und folgd.) zu berückſichtigen. 


Hierbei liegt die Annahme zu Grunde, daß es für 
den Nutzungswerth der ländlichen Wohngebäude neben 
deren Bauart und Beſchaffenheit vor Allem darauf 
ankomme, ob und inwiefern ſie den Anſprüchen genügen, 
welche der Landesſitte gemäß an die Befriedigung des 


Wohnungs⸗ und Wirthſchaftsbedürfniſſes nach den Ge⸗ 


ſammtverhältniſſen der dazu gehörigen Beſitzungen von 
deren Eigenthümern geſtellt zu werden pflegen. 
1) Es iſt deshalb bei der Ruͤckſichtnahme auf Umfang 
und Ertrag der landwirthſchaftlich benutzten Grund⸗ 
ſtücke ſtets feſtzuhalten, daß das Gebäude und der 
dazu gehörige Hofraum und Hausgarten der eigent⸗ 
liche Gegenſtand der Beſteuerung ſein ſoll, und daß 
Letztere niemals in Folge ausſchließlicher Berück⸗ 
ſichtigung des Ertrages landwirthſchaftlich benutzter 
Grundſtücke in eine bloße Zuſatzſteuer zur Grund⸗ 
ſteuer ausarten darf. 

Ferner iſt zu beachten, daß bei obiger Annahme 
eine dauernde und ſich gegenſeitig bedingende Zu⸗ 
ſammengehörigkeit zwiſchen den Wohngebäuden und 
den ländlichen Beſitzungen oder Grundſtücken, deren 
Ertrag berückſichtigt werden ſoll, vorausgeſetzt wird, 
wie ſolche ſich beiſpielsweiſe ſchon in dem Umfange 
der zur landesüblichen Unterbringung des Viehes, 
der Bodenerzeugniſſe ꝛc. vorhandenen Wirthſchafts⸗ 
räume, namentlich aber auch darin kennzeichnen 
wird, daß in Veräußerungs⸗ und Uebertragungs⸗ 
fällen regelmäßig Wohngebäude mit den zugehörigen 
ländlichen Beſitzungen bezw. ländlichen Grundſtücken 
in ihrem dermaligen Beſtande zuſammen übertragen 
und übernommen zu werden pflegen. Wo aus⸗ 
nahmsweiſe dieſe Vorausſetzung nach den in der 
betreffenden Gegend beſtehenden wirklichen Zuſtän⸗ 
den nicht zutrifft und eine gegenſeitige dauernde Zu⸗ 
ſammengehörigkeit zwiſchen Wohngebäuden und länd⸗ 
lichen Beſitzungen oder Grundſtücken der Landesſitte 
fremd iſt, da wird nothwendig auch der Rückſicht⸗ 
nahme auf die Geſammtverhältniſſe der ländlichen 
Beſitzungen und nutzbaren Grundſtücke, welche ge⸗ 
rade zur Zeit mit dem Wohngebäude verbunden 
find, gegenüber der vorwiegenden Berückſichtigung 
der Größe, Bauart und Beſchaffenheit der Gebäude 
ſelbſt bezw. der dazu gehörigen Hofräume und Haus⸗ 
gärten nur ein untergeordneter Einfluß bei der 
Veranlagung einzuräumen ſein. 

§. 50. Behufs Einſchätzung der einzelnen Wohn⸗ 
gebäude ($. 49) find dieſelben in der Regel zunächſt 
einer der drei nachfolgend bezeichneten Hauptklaſſen 
zuzutheilen, für deren Bildung die Geſammtverhältniſſe 
der zu den betreffenden Gebäuden gehörigen ländlichen 
Beſitzungen und nutzbaren Grundſtücke (§. 53) in erſter 
Linie entſcheidend ſind. 

Die J. Hauptklaſſe umfaßt die Wohngebäude, 
welche zu Grundſtücken von ſo geringem Ertrage ge⸗ 
hören, daß deren Beſitzer zu ihrem Unterhalte noch an⸗ 
derweiten Verdienſt durch Tagelohn oder dieſem ähnliche 


2) 
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Lohnarbeit ſuchen müſſen. Diefe Gebäude find (wie 
diejenigen der kleinen Handwerker, Fabrikarbeiter u. f. 
w., $. 47) in eine der Stufen 1 bis 6 des Tarifs 
einzuſchätzen (§. 55). 


Vergleichung mit denſelben demnächſt bei der Veran⸗ 


Hierbei kommt es vorwiegend darauf an, ob der 


Rohertrag der ländlichen Grundſtücke für den Unter⸗ 
halt einer Familie (von durchſchnittlicher Stärke) ein- 
ſchließlich der Beftreitung baarer Auslagen für die Fort- 
führung der Wirthſchaft und für denjenigen Theil des 
Unterhaltes, welcher nicht unmittelbar aus dem gedach⸗ 
ten Rohertrage entnommen werden kann, ausreicht. 

Ob der Beſitzer, um ſeine Lage zu verbeſſern oder 
beſonderer Umſtände halber noch nebenbei Arbeitsver⸗ 
dienſt oder ſonſtigen Nebenerwerb ſucht, bleibt außer 
Betracht; es iſt lediglich entſcheidend, ob er wegen des 
unzureichenden Ertrages ſeiner ländlichen Grundſtücke 
hierzu genöthigt iſt. 

Die II. Hauptklaſſe umfaßt die Wohngebäude, 


welche zu ſolchen ſelbſtſtändigen Beſitzungen gehören, 


deren wirthſchaftlicher Reinertrag ($. 52) nach unge- 
fährer Schätzung durchſchnittlich weniger als 3000 Mark 
jährlich beträgt. Dieſe Gebäude ſind in die Stufen 7 
bis 22 des Tarifs einzuſchätzen (§. 56). 

Unter ſelbſtſtändigen Beſitzungen ſind ſolche zu 
verſtehen, deren Ertrag zum Unterhalte der Beſitzer ſo⸗ 
weit zureicht, daß dieſelben nicht mehr genöthigt find, 
dazu noch anderen Verdienſt durch Tagelohn ꝛc. ſuchen 
zu müſſen (§. 51). 

Die III. Hauptklaſſe endlich umfaßt die Wohn⸗ 
gebäude, welche zu ſolchen ländlichen Beſitzungen ge⸗ 
hören, deren wirthſchaftlicher Reinertrag (5. 52) auf 
3000 Mark jährlich oder darüber geſchätzt wird. Dieſe 
Gebäude ſind zu den Stufen 17 bis 37 des Tarifs zu 
veranlagen (§. 57). 

§. 51. Durch die Selbſtſtändigkeit der länd⸗ 


lichen Beſitzungen (§. 50) beſtimmt fih die Grenze 
der IJ. Hauptklaſſe nach unten und die damit identiſche 


Grenze der J. Hauptklaſſe nach oben. 

Es muß deshalb die erſte Aufgabe ſein, dieſe 
Grenze nach Maßgabe der in den verſchiedenen Gegen⸗ 
den und Veranlagungsbezirken obwaltenden wirthſchaft⸗ 
lichen Verhältniſſe zu ermitteln und möglichſt gleich⸗ 
mäßig nach äußeren Merkmalen im Allgemeinen feſt⸗ 


zusetzen, welche Kategorien von Beſitzungen im Beran- | 


als Het > in den einzelnen Theilen deſſelben 
Aud: : ; ; f 
anzuſprechen Bi Befigungen im obigen Sinne 


ate gedachten äußeren Merkmale werden aus dem 
zu der ländlichen Beſitzung gehörigen 


Flächeninhalte der 


dlegenſchaften und aus deren Zuſammenſetzung nach den 
verſchiedenen Kulturarten, 155 Ku ee 
trage, aus dem Umfange des Viehſtandes u. dergl. m. 
zu entnehmen und außerdem dadurch für die Anwen⸗ 
dung zu ſixiren fein, daß in allen Theilen des Beran- 
lagungsbezirks für die gewöhnlich vorkommenden Arten 
lelder ländlichen Beſitzungen, welche auf der unterften 
Stufe der Selbſtſtändigkeit ſtehen, ſogenannte Muſter⸗ 
beſitzungen aufgeſucht und feſtgeſtellt werden, um durch 


lagung der einzelnen hierbei in Betracht kommenden 
Beſitzungen die Ueberweisung derſelben zur I. bezw. II. 
Hauptklaſſe mit Leichtigkeit bewirken zu können. 

Die aufgeſtellten äußeren Merkmale, ſowie die aus⸗ 
gewählten Muſterbeſitzungen find zum demnächſtigen 
Gebrauche in einer beſonderen Verhandlung zu verzeich⸗ 
nen und kurz und beſtimmt zu beſchreiben. 

§. 52. Da nach den Regeln des $. 50 die obere 
Grenze der II. Hauptklaſſe durch die Höhe des durch⸗ 
ſchnittlichen jährlichen wirthſchaftlichen Reinertrages be⸗ 
ſtimmt wird, ſo kommt es ferner darauf an, die Grund- 
ſätze für richtige und möglichſt gleichmäßige Schätzung 
des wirthſchaftlichen Reinertrages feſtzuſtellen. 

Letzterer unterſcheidet ſich von dem Grundſteuer⸗ 
Reinertrage hauptſächlich dadurch, daß dieſer ohne 
Rückſicht auf den wirthſchaftlichen Zuſammen⸗ 

hang der Grundſtücke unter ſich und mit gewerblichen 


Anlagen, und zwar nach dem Durchſchnitte der Preiſe 
der landwirthſchaftlichen Erzeugniſſe aus einer zurück⸗ 
liegenden Zeitperiode, ſowie unter Abzug der Zinſen der 
erforderlichen Gebäude- und Inventartenkapitalien er- 
| mittelt worden ift und die ſeitdem eingetretenen Mendez 
rungen in dem Kulturzuſtande, den Preiſen u. f. w. 

nicht zum Ausdruck bringt, während bei Schätzung des 

wirthſchaftlichen Reinertrages im Sinne des Gebäude⸗ 
ſteuergeſetzes der gegenwärtige Zuſtand der Beſitzung 
| (8: 53) und der einzelnen Theile derſelben in ihrem 
Zuſammenhange und ohne Abzug der Zinſen des erfor⸗ 
derlichen Gebäude⸗ und Inventarienkapitals nach den 
Preiſen der landwirthſchaftlichen Erzeugniſſe in den 
letzten Jahren in das Auge zu faſſen iſt. 

Da jedoch das Gebäudeſteuergeſetz ausdrücklich nur 
eine „ungefähre Schätzung“ verlangt, ſo bietet ſich 
der Grundſteuerreinertrag als geeignete Grundlage für 
die Schätzung des wirthſchaftlichen Reinertrages dar, 
welchen die betreffende Beſitzung bei gemeingewöhnlicher 
Bewirthſchaftungsweiſe und mittlerem Kulturzuſtande 
durchſchnittlich gewähren wird. 

In den meiſten Bezirken hat überdies die Veran⸗ 
lagung der klaſſifizirten Einkommen⸗ und Klaſſenſteuer 
ſchon zur Aufſtellung allgemeiner Normen über das 
Verhältniß des Grundſteuerreinertrages zu dem der⸗ 
maligen durchſchnittlichen Einkommen aus ſelbſt bewirth⸗ 
ſchaftetem Grundbeſitz geführt, welche den Veranlagungs⸗ 


| organen befannt oder aus den betreffenden Einkommens⸗ 


j 
I 


nachweiſungen zu entnehmen find.*) Unter Benutzung 
dieſer Elemente wird die ungefähre Schätzung des wirth⸗ 
ſchaftlichen Reinertrages auf einer feſten und gleich⸗ 
mäßigen Baſis vorzunehmen ſein. 

*) Bei der Benntzung dieſer Normen ift zu beachten, daß 
in dem bei Veranlagung der klaſſiſizirten Einkommen- und 
Klaſſenſteuer zu berückſichtigenden Eiukommen aus felbſt 
bewirthſchaftetem Grundbeſitz die Arbeitsfähigkeit des Beſitzers 
und feiner Familie, die Beſchaffenheit des Inventars, die Höhe 
der Verſchuldung u. ſ. w. mit zum Ausdruck gelangt, dieſe 
Umſtände aber bei Bemeſſung des wirthſchaftlichen Reine 
ertrages der Beſitzung außer Betracht bleiben nuüſſen. 
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Um das Verhältniß zwiſchen dem Grundſteuerrein⸗ 
ertrage und dem wirthſchaftlichen Reinertrage, wie es 
ſich in der Regel zu geſtalten pflegt, zum Gebrauche für 
die demnächſtige Veranlagung der einzelnen Beſitzungen 
an äußere Merkmale zu knüpfen, können für die ver- 
ſchiedenen Verhältnißzahlen bezw. für die verſchiedenen 
Großen und Arten der ländlichen Beſitzungen ebenfalls 
Muſterbeſitzungen in allen Theilen des Veranlagungs⸗ 
bezirks aufgeſtellt werden. 


Auch die bei der Auswahl dieſer Beſitzungen maß⸗ 
gebend geweſenen, ſowie die bei der demnächſtigen Be⸗ 


nutzung derſelben zu beachtenden Geſichtspunkte ſind in 
einem beſonderen Protokolle kurz und beſtimmt zu be⸗ 
zeichnen. 

§. 53. Für die Entſcheidung der Frage, was 
unter einer „ländlichen Beſitzung“ im Sinne der 
88. 51 und 52 zu verſtehen iſt, finden die Grundſätze 
des §. 44 gleichmäßige Anwendung. 

$. Indem nach der geſetzlichen Vorſchrift die 
im 8. 50 erörterte Eintheilung der Wohngebäude „in 
der Regel“ nach den Geſammtverhältniſſen der zu den 
betreffenden Gebäuden gehörigen ländlichen Beſitzungen 
und nutzbaren Grundſtücke bewirkt werden ſoll, ergiebt 
ſich daraus von ſelbſt die Zuläſſigkeit von Ausnahmen 
in denjenigen Fällen, wo die vorausgeſetzten Beziehungen 
zwiſchen den Geſammtverhältniſſen der Beſitzung und 
den vorhandenen Wohngebäuden fehlen (8. 61 Nr. 3, 
4), fei es, daß Letztere unverhältnißmäßig groß und gut 
eingerichtet ſind, ſei es, daß ſie in abnormer Weiſe klein 
und ſchlecht und nach den Verhältniſſen der zugehörigen 
Beſitzung nicht genügend find. Bei Zulaſſung von der- 
gleichen Ausnahmen iſt jedoch mit vorſichtiger Beſchrän⸗ 
kung auf ſolche Fälle zu verfahren, in denen ganz offen⸗ 
bare Mißverhältniſſe zu Tage treten. Andernfalls muß 
die Berückſichtignug des nicht normalen Verhältniſſes 
der Einſchätzung innerhalb der betreffenden Hauptklaſſe 
(58. 55 bis 57) vorbehalten bleiben. 

In letzterer Beziehung wird noch beſonders darauf 
aufmerkſam gemacht, daß die oberſten Steuerſtufen der 
zweiten Hauptklaſſe (7 bis 22) und die unterſten Steuer- 
ſtufen der dritten Hauptklaſſe (17 bis 37) übereinander⸗ 


greifen, indem die Stufen 17 bis 22 beiden Klaſſen 


gemeinſchaftlich ſind. 

Es rechtfertigt ſich dies dadurch, daß der als Grenze 
beider Klaſſen angenommene wirthſchaftliche Reinertrag 
nicht in einem ſo beſtimmten und abſoluten Verhältniſſe 


Wohngebäude ſteht, daß derſelbe nicht bei Beſitzungen 
von etwas geringerem Reinertrage größer und bei Be⸗ 


ſitzungen von etwas größerem Reinertrage kleiner ſein 
Der Thatſache, daß es in Wirklichkeit an einem 


könnte. 
derartigen exakten Verhältniß fehlt, entſpricht das Ueber⸗ 
einandergreifen der Steuerſtufen an der Grenze beider 
Klaſſen. Zugleich gewährt daſſelbe die Möglichkeit, un⸗ 
gewöhnlich geräumige und gut gebaute Wohngebäude der 
zweiten Hauptklaſſe, ohne die Klaſſeneintheilung zu durch⸗ 
brechen, ausnahmsweiſe zu den Stufen 20 bis 22 des 


Tarifs, ungewöhnlich kleine und mangelhafte Gebäude 


der dritten Hauptklaſſe aber zu den Stufen 17 bis 19 
einzuſchätzen, wo die überall und vornehmlich zu erſtre⸗ 
bende verhältnißmäßige Gleichheit der Beſteuerung es 
erfordern ſollte. 

§. 55. Um für die einzelnen der erften Haupt- 
klaſſe (§. 50) zu überweiſenden Wohngebäude die an- 
gemeſſene Steuerſtufe feſtzuſtellen, ift davon auszugehen, 
daß in die erſte Stufe des Tarifs der Regel nach 
nur Wohngebäude von geringem Werthe einzuſchätzen 
ſind, zu welchem gar keine oder nur kleine Grundſtücke 
von geringem Ertrage gehören, und welche nur für eine 
Familie Wohnungsräume darbieten. 

Es wird im Allgemeinen zum Anhalte genommen 
werden können, daß die zu einem ſolchen Wohngebäude 
gehörigen Grundſtücke nicht über 12 ½ Are (gleich etwa 
einem halben preußiſchen Morgen) groß ſein und den 
wirthſchaftlichen Reinertrag von 9 M. jährlich nicht 
überſchreiten dürfen. 

Wenn alſo zu einem Gebäude der in Rede ſtehen⸗ 
den Art Grundſtücke von einem größeren Umfange bezw. 
einem höheren wirthſchaftlichen Reinertrage gehören, oder 
ein ſolches maſſiv gebaut iſt, oder für eine zweite bezw. für 
mehrere Familien Wohnungsraum gewährt, ſo iſt das⸗ 
ſelbe nicht mehr in die erſte Stufe, ſondern, ſeinen 


Verhältniſſen entſprechend, in eine der folgenden bis zur 


ſechsten Stufe des Tarifs zu verweiſen. 

§. 56. Bel der Einſchätzung der zur zweiten 
Hauptklaſſe gehörigen Wohngebäude in die einzelnen 
im $. 50 dafür ausgeworfenen Steuerſtufen iſt die Her⸗ 
ſtellung eines angemeſſenen Anſchluſſes an die zur 
Stufe 6 veranlagten Gebäude der erſten Hauptklaſſe zu 
beachten. 

Außerdem mag hierbei vorbehaltlich der aus der 
Beurtbeilung jedes einzelnen Falles im Anſchluſſe an 
die allgemeinen in den 88. 49 bis 54 bezeichneten Ge⸗ 
ſichtspunkte ſich ergebenden Abweichungen zum ungefähren 
Anhalte genommen werden, daß Wohngebäude von mitt⸗ 
lerer gemeingewöhnlicher Größe, Bauart und Beſchaffen⸗ 
heit, welche zu ſolchen ſelbſtſtändigen ländlichen Beſitzun⸗ 
gen gehören, deren durchſchnittlicher jährlicher wirthſchaft⸗ 
licher Reinertrag anzunehmen iſt auf etwa 

bis zu 750 M., ſich f. d. Stufen 7— 9. 
v. 750 M. bis etwa 1500 M., „ „ „ 10—18, 
v. 1500 11 2250 n" v n" n 14—16, 
v. 2250 „ 3000 „ 17-19 


77 "n 


m n n" n 77 


j des Tarifs eignen werden. 
zu einer entſprechenden Stufe des Nutzungswerthes der 


§. 57. In ähnlicher Weiſe, wie im §. 56 bezüg⸗ 
lich der Gebäude der zweiten Hauptklaſſe angegeben wor⸗ 
den, mag bei der Einſchätzung der Wohngebäude der 
dritten Hauptklaſſe (8. 50) als ungefährer Anhalt 
dienen, daß Wohngebäude von mittlerer gemeingewöhn⸗ 
licher Größe, Bauart und Beſchaffenheit, welche zu 


ſolchen ländlichen Beſitzungen gehören, deren durchſchnitt⸗ 
licher jährlicher wirthſchaftlicher Reinertrag anzunehmen 


iſt auf 

3000 bis etwa 4100 M., fih für die Stufen 20—21, 
3100 nee i 2223, 
5600 „% eee ee ene 
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7400 bis etwa 9300 M., ſich für die Stufen 26—27, 
0300 %% 11300 a 833 ia 28—29, 
11300 " 77 14600 77 " m 20231, 
cos, „19300, 4 5 $: 4 32—33, 
19300 n n 24400 " m 17 a 34—35, 
24400 30000 1 36—37 


des Tarifs eignen werden. x 

„Eine höhere Einſchätzung als zur 37. Stufe des 
Tarifs iſt für die hier in Betracht kommenden Gebäude 
ausgeſchloſſen. 


e. Berückſichtigung der Einſchätzungen der Wohn- 
gebäude in den Landſtädten bei der Veranlagung der 
ländlichen Wohngebäude. 


$. 58. Die Anwendung der in den §§. 43 bis 
47 und 49 bis 57 bezeichneten Grundſätze für die Ber- 
anlagung der ländlichen Wohngebäude unterliegt der Be⸗ 
ſchränkung, daß die daſelbſt bezeichneten, zu ländlichen 
Beſitzungen gehörigen Wohngebäude niemals in eine 
höhere Stufe eingeſchätzt werden ſollen, als Wohngebäude 
von gleicher Größe, Bauart und Beſchaffenheit in den 
nächſtbelegenen Landſtädten.“ 

Die zu dieſem Behufe vorzunehmende Vergleichung 
darf jedoch nur zu einer niedrigeren, niemals aber zu 
einer höheren Einſchätzung der betreffenden ländlichen 
Gebäude führen, als eingetreten ſein würde, wenn die 
allgemeinen Regeln der §§. 43 bis 47 und 49 bis 57 
allein zum Anhalte genommen werden. 

Gemäß dieſer zu Gunſten der ländlichen Wohnge⸗ 
bäude erlaſſenen Vorſchrift iſt die Steuerſtufe für ein 
ländliches Wohngebäude zunächſt nach den Regeln der 
SS. 43 bis 47 und 49 bis 57 auszuwählen, und wenn 
ſich dann durch Vergleichung mit paſſenden Wohnge⸗ 
bäuden in den nächſtbelegenen Landſtädten ergiebt, daß 
jene Steuerſtufe zu hoch gegriffen, ſo iſt die entſprechende 
niedrigere Steuerſtufe für das ländliche Wohngebäude 
feſtzuſtellen. 

Bei den nach den Normalſtädten einzuſchätzen⸗ 
den ländlichen Wohngebäuden (8. 41 unter Nr. 1 und 
2, §. 42) ſowie bei denjenigen ländlichen Wohngebäu⸗ 
den, für welche behufs der Feſtſtellung des Nutzungs⸗ 
werthes aus wirklichen Miethspreiſen ein zureichender 
Anhalt hat entnommen werden können ($. 48), findet 
eine Vergleichung bezüglich der Einſchätzung mit Wohn⸗ 
gebäuden in den Landſtädten nicht ſtatt. 

F. 59. Von der Anwendung als Landſtädte im 
Sinne des 8. 58 bleiben ausgeſchloſſen alle größeren 
Städte (mit mehr als etwa 10000 Einwohnern), welche 
den Mittelpunkt eines größeren Verkehrs bilden. An⸗ 
dererſeits ift aber auch zu prüfen, ob die eine oder die 
andere der kleineren Städte wegen der beſonderen Ver⸗ 
hältniſſe, welche die Miethspreiſe in denſelben außerge⸗ 
wöhnlich geſteigert haben, von der Anwendung für den 
vorliegenden Zweck ebenfalls auszuschließen fein möchte. 


+) Land ſtädte in dem oben bezeichneten Sinne ſind nicht 
zu verwechſeln mit den im 8. 42 und im 8. 62 gedachten 
Normal ſtädten. * 


Im Uebrigen ſind die vorzunehmenden Vergleichun⸗ 
gen, ſoweit nothwendig, auf mehrere Landſtädte, d. h. 
diejenigen, welche für einen größeren Landſtrich die 
nächſtbelegenen ſind, auszudehnen, um den Zufälligkeiten 
der Miethspreiſe einer einzelnen Landſtadt, ſowie der 


größeren oder geringeren Nähe der einen oder der an⸗ 


deren dieſer Städte zu den in Vergleichung zu ſtellenden 
ländlichen Wohngebäuden keinen überwiegenden Einfluß 
auf die Einſchätzungen einzuräumen. 

3. 60. Zum Zwecke der Vergleichung (S. 58) 
ſind aus den bezüglichen Landſtädten für die auf dem 


platten Lande vorzugsweiſe vorkommenden Zerifitufen, 


ſoweit dieſelben in den Landſtädten vertreten ſind, geeig⸗ 
nete Wohngebäude von gemeingewöhnlicher Bauart und 
Beſchaffenheit mit Hofräumen und Hausgärten von 
mittlerem Umfange aufzuſuchen und ländlichen Wohn⸗ 
gebäuden von ebenfalls gemeingewöhnlicher Bauart und 
Beſchaffenheit u. f. w., deren Nutzungswerth zunächſt 


allein nach den Regeln der 88. 43 bis 47 und 49 bis 


57 ermittelt worden, vergleichend gegenüberzuſtellen. 
Daraus iſt alsdann zu ermitteln, ob und inwie⸗ 
weit die Anwendung der gedachten Regeln zu einer ver⸗ 
hältnißmäßig höheren Einſchätzung der ländlichen Wohn⸗ 
gebäude gegenüber den Wohngebäuden in den Landſtädten 
führen würde. Iſt dies der Fall, ſo iſt für jede Tarif⸗ 
ſtufe bezw. für die zu dieſem Zwecke zu bildenden Stu⸗ 


fengruppen allgemein feſtzuſtellen, um wieviel Stufen die 


aus der Anwendung dieſer Regeln für die ländlichen 
Wohngebäude ſich ergebenden Stufen zu ermäßigen ſind, 
um die Einſchätzung der Letzteren auf das Maß der 


Einſchätzung in den Landſtädten zurückzuführen. 


Bei dieſen Ermittelungen, deren Ergebniß proto⸗ 
kollariſch feſtzuſtellen ift, find folgende beſondere Punkte 
zu beachten: 

1) Die Vergleichung muß auf ſo viele Wohngebäude 
ausgedehnt und Letztere müſſen ſo ausgewählt wer⸗ 
den, daß das Ergebniß nicht durch beſondere, nur 
bezüglich einzelner Gebäude obwaltende Verhältniſſe 
beeinflußt wird. 

Iſt die Höhe der Miethspreiſe für gleiche oder ähn⸗ 
liche Gebäude in den bezüglichen Landſtädten ver- 
ſchieden, ſo iſt zum Zwecke der Vergleichung 
der Nutzungswerth der zu Letzterer ſich eignenden 
Gebäude in der einen Stadt, nach den durch⸗ 
ſchnittlichen Miethswerthen in allen in Be⸗ 
tracht zu ziehenden Landſtädten anderweit zu nor⸗ 
miren. 

Da, wo eine unmittelbare Vergleichung zwiſchen 
ſtädtiſchen Wohnhäuſern und den zu bäuerlichen Be⸗ 
ſitzungen gehörigen Wohngebäuden wegen ganz ab⸗ 
weichender Bauart und Einrichtung der Letzteren, 
insbeſondere dadurch ausgeſchloſſen iſt, daß mit den 
ländlichen Wohngebäuden dieſer Kategorie ſich zu⸗ 
gleich die Wirthſchaftsräume zur Unterbringung der 
Bodenerzeugniſſe, des Viehes u. ſ. w. unter dem⸗ 
ſelben Dache befinden ($. 16), iſt lediglich das für 
die Befriedigung des Wohnungs⸗ und häuslichen 
Wirthſchaftsbedürfniſſes des Beſitzers und ſeines 


2) 


3) 


4) 


Hausſtandes beſtimmte und vorhandene räumliche 


Gelaß in den betreffenden Gebäuden in Betracht zu 
ziehen und feſtzuſtellen, wie ſich die Nutzungswerthe 


von Wohnungen ähnlichen Umfanges und ähnlicher 
Beſchaffenheit in den betreffenden Landſtädten durch⸗ 
ſchnittlich ſtellen. 

Bei den diesfälligen Vergleichungen ift dag- 
jenige, was fih in den bäuerlichen Wohnhäuſern an 
Kammern u. ſ. w. mehr als in den ſtädtiſchen vor⸗ 
findet, in billiger Weiſe mit zur Ausgleichung zu 
bringen, weniger Gewicht aber auf etwaige Verſchie⸗ 
denheiten in der Bauart und äußeren Ausſtattung 
der Häuſer (z. B. Strohdach auf dem Lande gegen⸗ 
über der Ziegelbedachung in den Städten u. f. w.) 
zu legen und nur da, wo die ländlichen Wohnge⸗ 
baude im Allgemeinen (gemeingewöhnlich) oder ein⸗ 
zelne derſelben in der fraglichen Beziehung ſehr er⸗ 


heblich hinter denen in den Landſtädten zurückbleiben, 


hierauf bei Abmeſſung der Steuerſtufen für Erſtere 
ebenfalls billige Rückſicht zu nehmen. ; 
Hinſichtlich der zur dritten Hauptklaſſe ($. 50) qe- 
hörigen umfangreicheren (ſchloßartigen) Wohngebäude 
auf größeren Gütern, für welche es an entſprechen⸗ 
den Vergleichsobjekten in den maßgebenden Land⸗ 
ſtädten fehlt, iſt behufs Prüfung der Angemeſſenheit 
ihrer Veranlagung im Vergleich zu den gedachten 
Städten die Frage zur Erörterung zu ſtellen, wie 
das betreffende Wohngebäude, wenn es in jenen 
Städten belegen wäre, mit Rückſicht auf ſeine Größe, 
Bauart und Beſchaffenheit den für die Erſteren feſt⸗ 
geſtellten durchſchnittlichen Nutzungswerthen gemäß 
einzuſchätzen ſein würde. 

Das betreffende ländliche Gebäude iſt jedoch 
hierbei nur als Ganzes und für eine Familie zur 
Benutzung beſtimmt ins Auge zu faſſen, dergeſtalt, 
daß der Nutzungswerth nicht danach abzumeſſen ift, 
wie es zu vermiethen ſein würde, wenn es unter 


Herſtellung der dazu noch erforderlichen Einrichtun⸗ 


gen in eine größere oder geringere Zahl kleinerer 
Wohnungen zerlegt und mit ſolchen im Einzelnen 
zur Vermiethung geſtellt würde, ſondern nur danach, 
was der betreffende Grundbeſitzer ſelbſt, wenn er in 
ſeiner bevorzugten ſozialen Stellung und mit dem 
dadurch bedingten Maße der Anſprüche, welche er 
an eine Wohnung für ſich, ſeine Familie und ſeinen 
Hausſtand zu ſtellen berechtigt und gewohnt iſt, für 
das bezügliche Wohnhaus in den Landſtädten einer⸗ 
ſeits nach den für die Gebäude in Letzteren feſtge⸗ 
ſtellten Nutzungswerthen, andererſelts unter Berück⸗ 
füchtigung der Vorzüge, welche es vor den übrigen 
ſtädtiſchen Wohnhäusern nach Größe, Bauart und 
Einrichtung darbietet und auf welche er beſonderen 
Werth zu legen hat, an 
würde. 

Bei Abmeſſung der Nutzungswerthe folder Ge- 
bäude nach den im Vorſtehenden bezeichneten Grund⸗ 
füten ift jedoch zugleich dem Umſtande billige Rück⸗ 
fidt zu tragen, daß fich in den zu größeren Gütern 


Miethe zu entrichten haben 
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lb) 


2) 


3) 


gehörigen Wohngebäuden mehr oder weniger Räume 
zu befinden pflegen, welche nur zur Aufnahme von 
Einquartierungen, Gäſten u. f. w. beſtimmt find, 
und für welche dem Befitzer daher ein Nutzungs⸗ 
werth theils gar nicht, theils nur in verhältniß⸗ 
mäßig geringerem Betrage in Anrechnung gebracht 
werden kann. Nicht minder muß darauf billige 
Rückſicht genommen werden, ob und inwieweit das 
betreffende ländliche Wohngebäude nach ſeiner Größe, 
Bauart und Beſchaffenheit über das Wohnungs⸗ 
und häusliche Wirthſchaftsbedürfniß des zeitigen 
Eigenthümers nach dem gegenwärtigen Umfange 
und Reinertrage der zu Erſterem gehörigen länd⸗ 
lichen Beſitzung hinausgeht und Räume darin vor⸗ 
handen ſind, welche von dem Beſitzer weder ſelbſt 
benutzt, noch anderweit verwerthet werden können, 
deren Vorhandenſein daher dem Gute als ſolchem 
nur zur Laſt gereicht und dem Beſitzer keine Vor⸗ 
theile gewährt ($. 61 Nr. 4), 

So wenig übrigens für ein 
eine höhere Stufe als die 37. zu wählen ift (88. 
50 und 57), ebenſowenig darf daſſelbe anderen ge⸗ 
ringeren ländlichen Wohngebäuden gegenüber, deren 
Nutzungswerth leichter mit Sicherheit beſtimmt wer⸗ 
den kann, zu niedrig veranlagt werden. 


ſolches Wohngebäude 


d. Beſondere bei der Einſchätzung der ländlichen Wohn⸗ 


gebäude zu beachtende Punkte. 
1. Bei der ſpeziellen Einſchätzung der 


§. 6 
ländlichen Wohngebäude iſt Folgendes zu beachten: 


Die Einſchätzung der einzelnen Gebäude zu den 
entſprechenden Steuerſtufen hat überall mit den 
den allgemeinen Regeln der SS. 48 bis 57 bezie⸗ 
hungsweiſe der 88. 58 bis 60 unterliegenden Ge⸗ 
bäuden und unter dieſen mit den Gebäuden der I, 
Hauptklaſſe zu beginnen und nach Erledigung der⸗ 
ſelben zu denjenigen der II. und demnächſt der III. 
Hauptklaſſe fortzuſchreiten. 

Desgleichen muß auch innerhalb jeder Hauptklaſſe 
mit den geringſten dazu gehörigen Gebäuden der 
Anfang gemacht werden. 

An die Einſchätzung dieſer Gebäude ſchließt ſich 
die Einſchätzung derjenigen Gebäude, auf welche dle 
beſonderen Vorſchriften der 88. 41 bis 47 Anwen⸗ 
dung finden. 

Bei gleichen oder ähnlichen Geſammtverhältniſſen 
der zu den Wohngebäuden gehörigen ländlichen Be⸗ 
ſitzungen und nutzbaren Grundſtücke erfordern die 
Verſchiedenheiten der Wohngebäude ſelbſt in Bezug 
auf ihre Größe, beſſere oder ſchlechtere Bauart und 
beſſere oder ſchlechtere Beſchaffenheit der dazu gehö⸗ 
rigen Hofräume und Hausgärten die Beſtimmung 


einer höheren oder niedereren Steuerſtufe ($. 49). 
Wohngebäude, welche zu einer der im F. 50 auf⸗ 
geſtellten drei Hauptklaſſen gehören, dürfen, ſofern 
nicht durch die Vergleichung mit den nächſtbelege⸗ 
nen Landſtädten (89. 58 bis 60) ein Anderes ber 
dingt wird, nur dann in andere als die der betref⸗ 


4) 


5 


6 


— 


— 


fenden Hauptklaſſe angewieſenen Steuerſtufen einge⸗ 
ſchätzt werden, wenn ſie nach Größe, Bauart und 
Beſchaffenheit, ſowie nach der Größe und Beſchaf⸗ 
fenhelt der zu ihnen gehörigen Hofräume und Haus- 
gärten von ſolchen Gebäuden, wie ſie nach den in 
der Gegend üblichen Verhältniſſen zu Beſitzungen 


von einem gewiſſen Umfange zu gehören pflegen, 


in ſehr erheblichem Maße abweichen, was beiſpiels⸗ 
weiſe dann der Fall fein kann, wenn ländliche 


Wohngebäude ſich nach ihrer Bauart und Einrich⸗ 
tung von den zu Beſitzungen von ähnlichem Um⸗ 


fange gewöhnlich gehörigen Gebäuden beſonders 
auszeichnen, oder wenn auf ländlichen Beſitzungen 


ſich Wohngebäude befinden, welche den Geſammt⸗ 


verhältniſſen der betreffenden Beſitzungen nicht ent⸗ 
ſprechen und augenſcheinlich nicht mit vorwiegender 
Rückſicht auf die Bedürfniſſe der Wirthſchaft der- 
ſelben eingerichtet ſind, oder wenn das zu einer 
ländlichen Beſitzung gehörige Wohngebäude ſich in 
e ſchlechten Bauzuſtande befindet u. f. w. 


. 49). 

Solche Wohngebäude, welche zu ländlichen Be⸗ 
ſitzungen gehören, die in früherer Zelt einen größe 
ren Umfang und Werth gehabt haben als jetzt und 
dieſen früheren Verhältniſſen entſprechend nach Bau- 
art, Größe und Beſchaffenheit eingerichtet ſind, da⸗ 
gegen über die Wohnungs⸗ und Wirthſchaftsbedürf⸗ 
niſſe des gegenwärtigen Eigenthümers mit Rückſicht 
auf den jetzigen Umfang und Werth ſeiner Be⸗ 
ſitzung hinausgehen und von demſelben auch ander⸗ 
weit nicht verwerthet werden können, ſind mit über⸗ 
wlegender Rückſicht auf die Geſammtverhältniſſe der 
gegenwärtig dazu gehörigen ländlichen Beſitzungen 
und nu 

60 Nr. 


tbaren Grundſtücke einzuschätzen (vergl. 8. 
4). allgemeinen Grundſätze der 88. 35 bis 40 können auf 


Bei im Allgemeinen geſchloſſenen Ortſchaften find | 
außerhalb der eigentlichen Dorflage belegene Wohn⸗ 


Br (fogenannte Mo: oder Ausbauten) in der 


egel nicht niedriger einzuſchätzen, wie die inner⸗ 
halb der Dorflage ſelbſt belegenen Wohngebäude 


von ähnlicher Größe, Bauart und Beſchaffenheit 
und von ähnlichen Geſammtverhältniſſen der dazu 
gehörigen ländlichen Beſitzungen und nutzbaren 
Grundſtücke. Eine niedrigere Einſchätzung ſolcher 


Ausbauten darf nur dann erfolgen, wenn die ent- | 
fernte Lage von der Ortſchaft nachweislich einen 


geringeren Nutzungswerth dieſer Gebäude mit ſich 


ührt. 
Beſigt ein Grundeigenthümer mehrere Güter in 
verſchiedenen Ortſchaften und benutzt derſelbe für 
lichund feine Familie in der Regel nur das Hauptwohn⸗ 
haus auf einem dieſer Güter, 
wohnhäuſer auf den anderen Güter 
die Stufen 1 bis 6, immerhin jedoch milder einzu⸗ 
ſchätzen als lediglich unter Berückſichtigung ihrer 
Größe, Bauart und Beſchaffenheit und der Ge- 
ſammtverhältniſſe des betre 
der Fall fein würde ($. 44). 


n zwar nicht in 


ſo ſind die Haupt⸗ 
telbare Vergleichung mit Wohngebäuden nicht aus⸗ 


ffenden einzelnen Gutes 
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H. Vorſchriften für die Veranlagung der mit Zwei 
vom Hundert deb Nutzungs werthes zu beſteuernden 
Gebäude. 

§. 62. Für die Veranlagung der nach Nr. 2 im 
§. 22 mit Zwei vom Hundert des Nutzungswerthes zu 
beſteuernden (gewerblichen) Gebäude beſteht eine grund⸗ 
ſäͤtzliche Verſchiedenheit zwiſchen den Städten einerſeits 
und dem platten Lande andererſeits nicht. 

Der Nutzungswerth der gewerblichen Gebäude in 
den Städten, ſowie in denjenigen ländlichen Ortſchaf⸗ 
ten, in welchen eine überwiegende Anzahl von Wohn⸗ 
gebäuden durch Vermiethung benutzt wird, iſt in glei⸗ 
cher Weiſe, wie bei den Wohngebäuden, nach den in 
den Jahren 1868 bis 1877 (§. 35) bedungenen 
Miethspreiſen zu bemeſſen, und finden hierbei die all⸗ 
gemeinen Grundſätze in den 88. 35 bis 40 ebenfalls 
Anwendung (§. 63). 

In den übrigen ländlichen Ortſchaften ſind die 
gewerblichen Gebäude in diejenige Stufe einzuſchätzen, 
in welche Gebäude von derſelben Art und von gleichem 
oder ähnlichem Umfange in den zugleich zum Zwecke 
der im §. 42 bezeichneten Einſchätzungen aufgeſtellten 
Rormalſtädten eingeſchätzt find, wodurch dieſelben 
mit den gewerblichen Gebäuden in den Städten glelch⸗ 
geſtellt werden. 

Im Beſonderen iſt jedoch bei der Veranlagung 
der gewerblichen Gebäude zu beachten, daß bei der Feſt⸗ 
ſtellung des Nutzungswerthes nur der Miethswerth des 
räumlichen Gelaſſes der betreffenden Gebäude ohne 
Rückſicht auf die etwa damit verbundenen Trieb- 
werke oder die darin befindlichen Maſchinen oder 
Geräthſchaften in Betracht kommt. 

§. 63. Die für die Feſtſtellung des Nutzungs⸗ 

werthes der Wohngebäude in den Städten ꝛc. geltenden 


die gewerblichen Gebäude ohne Weiteres angewendet 
werden, wenn das gewerbliche Gebäude als ſolches 
außer Verbindung mit Triebwerken, Maſchinen u. ſ. w. 
vermiethet geweſen iſt, alſo die Miethspreiſe deſſelben 
ermittelt und demnach der Feſtſtellung des Nutzungs⸗ 
werthes zu Grunde gelegt werden können und müſſen. 
Auch in allen ſolchen Fällen, in denen die zum 
Gewerbebetriebe beſtimmten und benutzten Gebäude zwar 
nicht unmittelbar nach wirklich gezahlten Miethspreiſen 
veranlagt werden können, aber nach ihrer Größe, Bau⸗ 
art und Beſchaffenheit gewiſſen Wohngebäuden, deren 
Nutzungswerthe bereits feſtſtehen, gleichen oder ähnlich 
ſind, iſt an den feſtgeſtellten Nutzungswerthen der Letz⸗ 
teren ein ganz ſicherer Anhalt gegeben, der ebenfalls 
ohne Weiteres benutzt werden kann und muß. 
Außerdem giebt es aber eine große Zahl von ge⸗ 
werblichen Gebäuden, bei welchen eine ſolche unmit⸗ 


führbar erſcheint, weil die betreffenden gewerblichen Ge⸗ 
bäude gemäß dem beſonderen Zwecke, welchem ſie die⸗ 
nen, ihre eigenthümliche, der der Wohngebäude mehr 
oder minder unähnliche Bauart, Einrichtung und Be⸗ 
ſchaffenheit haben. 
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Bei gewerblichen Gebäuden der letztgedachten Art 
iſt der Nutzungswerth durch eine mittelbare Verglei⸗ 
chung mit Wohngebäuden feſtzuſtellen, dergeſtalt, daß 
zunächſt folgende Werthe ermittelt werden: 

a. die Baukoſtenwerthe entſprechender Wohngebäude in 

derſelben Stadt oder Ortſchaft (S. 62 Abſ. 2) 

bezw. in der Normalſtadt 6 62 Abſ. 3), 
„der Prozentſatz, welchen die Summe der gemäß 
88. 35 bis 40 ermittelten Nutzungswerthe der zu 
2. gedachten Wohngebäude von der Summe der 
Baukoſtenwerthe zu a. ausmacht, 
der Baukoſtenwerth des einzuſchätzenden gewerblichen 
Gebäudes (S. 64), 
und ſodann mit Anwendung des zu b. bezeichneten 
Prozentſatzes auf den Baukoſtenwerth zu e. der Betrag 
des Nutzungswerthes für das betreffende gewerbliche Ge⸗ 
bäude berechnet und dadurch feſtgeſtellt wird.“) 

8. 64. Bei der mit Beachtung der Vorſchrift 
im letzten Abſatze des §. 62 zu bewirkenden Ermittelung 
des Baukoſtenwerthes gewerblicher Gebäude ($. 63 zu 
e.) müſſen diejenigen Beträge außer Anſatz bleiben, 
welche lediglich mit Rückſicht auf die beſondere Be⸗ 
nutzungsart der Gebäude aufgewendet werden müſſen, 
ohne daß dadurch das räumliche Gelaß in demſelben 
vermehrt oder verbeſſert würde, wie beiſpielsweiſe hin⸗ 
ſichtlich der koſtbaren Fundamentirungen ſolcher Ge⸗ 
bäude, der Ausmauerung derſelben mit feuerfeſten Stei⸗ 
nen u. f. w. der Fall ift, was alles lediglich des be- 
züglichen Gewerbebetriebes ſelbſt wegen ftattfinden muß, 
den Nutzungswerth des Gebäudes, wie er behufs der 
E nur in Betracht kommen darf, aber nicht 
erhöht. 


0. 


i +) Bei der Ermittelung des Baukoſtenwerthes ꝛc. konnen mit 
Vortheil diejenigen Erfahrungsſätze benutzt werden, welche ſich 
behufs der Abſchätzung von Gebäuden für die Zwecke der Fener⸗ 
verſicherung, für Kreditzwecke, für gerichtliche Taxen u. |. w. aus⸗ 
Ba haben und darin beſtehen, daß für die hauptſächlichſten 

erſchiedenheiten der Bauart und Beſchaffenheit beſtimmte Geld⸗ 
ſätze für das Quadratmeter der bebauten Fläche bezw. der 
nach ihrer Höhe ꝛc. verſchiedenen Stockwerke, des Kellers und 
des Bodens feſtgeſtellt find, aus deren Anwendung auf den 
Flächenraum eines Gebäudes bezw. deſſen Stockwerke ꝛc. der 
Baukoſtenwerth des ganzen Gebäudes zuſammengeſetzt und 
gefunden wird. | 


Berlin, den 1. Februar 1878. 


Insbeſondere iſt hierbei Folgendes zu beachten: 
Bei Feſtſtellung des Baukoſtenwerthes der Schacht⸗ 
thürme, Maſchinengebäude und Keſſelhäuſer find 
die vorhandenen ſtarken Fundamentirungen, die 
größeren Wandſtärken und die Verſtrebungen außer 
Berechnung zu laſſen, weil dieſe lediglich der Ma⸗ 
ſchinen und Triebwerke (8. 62 letzter Abſatz) wegen, 
nicht aber zur Vermehrung und Verbeſſerung des 
räumlichen Gelaſſes erforderlich find. 

Ebenſo müſſen bei Hochöfen, gleichviel ob ſie aus 
Steinen aufgemauert oder mit einem Blechmantel 
konſtruirt ſind (vergl. §. 4), diejenigen baulichen 
Einrichtungen, wie die Ausmauerung mit feuerfeſten 
Steinen, die Geſtellſteine, die ſtärkeren Fundamen⸗ 
tirungen und Verankerungen, welche für das räum⸗ 
liche Gelaß ganz ohne Bedeutung ſind, außer Be⸗ 
tracht und Anſatz bleiben. 

Die zu den Gebäuden gehörigen großen Dampf⸗ 
ſchornſteine bilden nur Theilſtücke von Triebwerken, 
welche außer Betracht bleiben müſſen (§. 62 letzter 
Abſatz) und ſind daher durchweg bei den fraglichen 
Berechnungen außer Anſatz zu laſſen. 

Aus demſelben Grunde bleiben ſolche Shorn- 

ſteine auch dann von der Gebäudeſteuer befreit, wenn 
ſie außerhalb der Gebäude belegen ſind. 
Das Gleiche gilt von den offenen Siebvorrichtun⸗ 
gen und Ladebühnen bei den Steinkohlenzechen, welche 
ebenfalls zu den Maſchinen gehören, ſelbſt wenn ſie, 
wie oft der Fall, an die Zechengebäude angebaut 
und mit einem feſten Dache verſehen find. 

§. 65. Die beſonderen Schwierigkeiten, welche mit 
der Einſchätzung der Windmühlen um deshalb ver⸗ 
bunden ſind, weil der Nutzungswerth des Triebwerkes 
und des Gebäudes ſchwer von einander zu trennen. find, 
laſſen ſich zweckmäßig dadurch erledigen, daß, ſofern 
nicht im gegebenen Falle durch beſondere Umſtände 
etwas Anderes bedingt wird, gewöhnliche Bockwind⸗ 
mühlen je nach ihrer Bauart bis zur dritten Steuer⸗ 
ſtufe und danach aufſteigend ſogenannte „Holländer“ 
und ſonſtige größere Windmühlen, je nach igrer Größe, 
Bauart und Beſchaffenheit event. unter Berückſichtigung 


1) 


2) 


3) 


4 


— 


des unabhängig vom Triebwerke zu ermittelnden Bau⸗ 


koſtenwerthes (S. 63), in entſprechend höhere Stufen ein⸗ 
geſchätzt werden. 


Der Finanzminiſter. 
Camphauſen. 


19 


Tarif zur Veranlagung der Ge 


Jahresbetrag der 


| 
! 


| 


| | 


Jährlicher 8 
a Tati ke a a | 
E | menh [au 4 Pro- zu 2 Pro- 
ban, e isa 
Gebäude Ape bettie. 
Ml. I Mt. i. mE Pf. 
1 bis 12 9. 40 0. 20 
2 18 O. 60 O. 30 
3 24 0. 80 0. 40 
4 36 1. 20 0. 60 
5 45 1. 80] 0. 90 
6 60 2. 40 1. 20 
7 15 3. 00 1. 50 
sh w 3. 60 1. 80 
9 105 4. 20 2. 10 
10 120 4. 80 2. 40 
11 135 5 40 2. 70 
12 150 6. 00 3. 00 
131 180 7. 20 3. 60 
14 210 8. 40 4. 20 
181 240 9. 60 4. 80 
16 270 J 10. 80 5. 40 
17 [300 f 12. 00 6. 00 
18 360 ][ 14. 40 7. 20 
19 420 16. 80 8. 40 
20 480 19. 20 9. 60 
21 540 21. 60 10. 80 
22 600 24. 00 12. 00 
23 675 1 27. 00 13. 50 
24 750 $ 30. 00 15. 00 
25 825 133, 00 16. 50 
26 900 | 36. 00 18. 00 | 
27 975 [ 39. 00 19. 50 
28 | 1050 f 42. 00 21. 00 
29 | 1125 [ 45. 00 22. 50 
30 | 1200 f 48. 00 | 24. 00 
31 | 1350 ] 54. 00 27. 00 | 
321500 f 40. 00 30. 00 
33 | 1650 | 66. 00 33. 00 
34 | 1800 f 72. 00 36. 00 
35 | 1950 | 28. 00 39. 00 
36 | 2100, | 34. 00| 42. 00 
37 | 2250 [ 90. 00 45. 00 
38 | 2400 | 96. 00 48. 00 
29 | 2550 1102, 00 51. 00 
40 | 2 700 108. 00 54. 00 


Jährlicher 
Nutzungs⸗ 
werth 
der 
Gebäude. 


Jahresbetrag der | 
Gebäudeſteuer. 


zu 4 Pros zu 2 Pro- f 
zent des zent des 
Nutzungs⸗Nutzungs⸗ 


werthes. werthes. 


Mi. 


Ml. 


| 


Anlage (zu 8. 27.) 


bäudeſteuer. 


Jährlicher 
Nutzungs⸗ 
werth 
der 
Gebäude. 


Mk. 


Steuerſtufe. 


23 400 
24 000 
24 600 
25 200 
25 800 
26 400 
27 09 
27 600 
28 200 
28 800 


29 400 
30 000 
30 600 
31 200 
31 800 
32 400 
33 000 
33 600 
34 200 
34 800 


35 400 
36 000 
36 600 
37 200 
37 300 
38 400 
39 000 
39 600 
40 200 
40 800 


41 400 
42 000 
42 600 
43 200 
43 800 
44 400 
45 000 
45 600 
46 200 


Jahresbetrag der | 
Gebäubdeftener. 
zu 4 Pro⸗ zu 2 Pro- 
zent des zent des 
Nutzungs⸗ during 
wertheß. werthes. 
Mk. Mk. 
936 468 
960 480 
984 492 
1008 504 
1032 516 
1056 328 
1080 540 
1104 552 
1128 564 
1152 576 
1176 588 
1200 $00 
1224612 
1248 624 
1272 636 
1 296 648 
1 320 660 
1 344 612 
1 868 | 684 
1392 | 696 
1 416 708 
1440 720 
1 464 732 
1488 744 
1 512 756 
1 536 768 
1 560 780 
1584 792 
1 608 804 
1 632 816 
1656 828 
1680 840 
1 704 852 
1 728 864 
1 752 876 
1776 888 
1800 900 
1824 912 
1848 924 
1872 936 
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T k Jahresbetrag der 9 ahresbetra der vi 1 Jahresbetrag der 
Jährlicher Gebäudeſteuer Jährlicher Icgehcndeſtener Jährlicher Gebäudeſteuer 


Nutzungs- Nutzungs⸗ Preve ag: 
2 werth zu 4 Pros zu 2 Pro⸗ S werth zu 4 Pro⸗ zu 2 Pro⸗ P = werth zu 4 Pro⸗ | zu 2 Pro- 
— ba Min Ag & der bu Nee | ë A Ines uu 
8 Gebäude.] werthes. wefches 5 Gebäude. wiertes. weſthes E Gebäude. tmbrthen, werthes. 
n Dt. ar Mt. Mt. r 
121 | 47 40018968 948166 | 74400 [ 2976 1488 | 211 101400 4056 2028 
122 | 48 000 |. 1920 960 167 | 75000 | 3000 1500 212 102 000 4080 2040 
123 48 600 | 1944 | 972 168 75600 | 3024 | 1512 [ 213 102 600] 4104 | 2052 
124 49 200 [1968 984169 | 76200 | 3048 1524 214103200 4128 20864 
125 | 49 8001992 996 170 76800 | 3072 1536 215 | 103800 | 4152 | 2076 
126 | 50400 | 2016 | 1008 | 216 | 104400 | 4176 2088 
‚127 | 51000 | 2040 | 1020 [ 171 77400 | 3096 1548217 105000 4200 | 2100 
128 | 51600 | 2064 | 1032 || 172 | 78000 | 3120 | 1560218105600 4224 | 2112 
129 | 52200 | 2088 1044173 78 600] 3144 | 1572 || 219 | 106200 | 4248 | 2124 
130 | 52800 | 2112 | 1056 || 174 | 79200 | 3168 | 1584 || 220 106 800 4272 | 2136 
175 79800 | 3 192 1596 | | 0% 
131] 53400 | 2136 1068 176 | 80400 | 3216 | 1608 221 107 400] 4296 2148 
132 | 54000 | 2160 1080 ||| 177 81000 [ 3240 | 1620 222 108 000 4320 2160 
133 54600 | 2184 | 1.092 || 178°] 81600 | 3264 1632223108 600 4344 2172 
134 55200 | 2208 | 1104179 82200 | 3288 1644224109 200 4368 2184 
135 | 55800 | 2232 | 1116 || 180 | 82800 | 3312 | 1656 [ 225 | 109800 | 4392 | 2196 
136 | 56 400 | 2256 | 1128 226 110400 4416 | 2208 
137 | 57000 | 2280 1140181] 83400 | 3336 } 1668 227 | 111000 | 4440 2220 
138 57600 | 2304 | 1152 || 182 | 84000 | 3360 1680 [ 228 111600 4464 2232 
139 | 58200 | 2328 | 1164 183 | 84600 | 3384 1692 229 112200] 4488 2244 
140 | 58800 | 2352 1176 184 85200 | 3408 | 1704 230112800] 4512 2256 
185 85800 | 3432 1716 
141 59 400 | 2376 | 1188 186 86400 | 3456 | 1728 || 231 | 113400: 4536 2268 
142 | 60000 | 2400 | 1200 ||| 187 | 87000 | 3480 1740 232 114000 4560 2280 
143 | 60600 | 2424 1212188 87600 | 3 504 1752 || 233 114 600 4584 2292 
144 | 61200 | 2448 | 1224 189 88200 | 3528 | 1764 ||| 234 115 200 4608 2304 
145 61800 | 2472 | 1236 || 190 88 800 | 3552 | 1776 ||| 235 | 115800 | 4632 | 2316 
146 62400 | 2496 1248 0 r 236 116 400 4656 2328 | 
147 | 63000 | 2520 1260 ||| 1915 89 4003576 1788 [237117000 4680 2340 | 
148 | 63 600 | 2544 1-1272 || 192] 90000. | 3600 1800 238117600 4704 2352 
149 64 200 | 2568 1284 193 90600 | 3624 1812 [ 239 | 1182001 4728 2364 
150 | 64800 | 2592 | 1296 [ 194 91200] 3648 1824240 118 800] 4752 2376 
195 91800] 3672 1836 | 
151 65400 | 2616 | 1308 196 92400 | 3696 1848 || 241 119 400 4776 2388 | 
152 66 000 | 2640 |: 1320 || 197 93 000] 3720 | 1860 242 120000 4800 2400 
153 66600 | 2 664 1332 198 93 600] 3744 1872 || 243 120 600 4824 2412 
154 67 200 | 2688 1344 199] 94200 3 768 1884 [ 244 121200 4848 2424 
155 67800 | 2712 1356 200 | 94800 | 3792 1896 || 245 | 121800 | 4872 | 2436 
156 | 68400 | 2736 1368 | 246122 400] 4896 2448 
157 | 69000 | 2760 1380 [201 95400 | 3816, 1908 [247 123000 4920 2460 
158 | 69600 | 2784 1392202 96000 3840 1920 [ 248123 600] 4944 2472 
159 70 2002 808 1404 203 96600 3864 1932249 124200] 4968 2484 
160 70 800 | 2832 1416 [ 204 97 2003888 1944250 124 800 4992 2496 
205 | 97800 | 3912 1956 ‚An 
161 | 71400 | 2856 1428 206] 98400.| 3936 1968 |! 251 [125400] 5016 2508 
162 | 72000 | 2880 | 1440 || 207 | 99000.| 3960 1980 || 252 126000 5040 2520 
163. 72 600 | 2904 | 1452 || 208 | 99600 | 3984 | 1992 || 253 126 600] 5064 2532 
164 73200 | 2928 |: 1464 | 209100 200 4008 2004 254 127 200 5088 2544 
165 | 73800 | 2952 | 1476 210.100 800 4032 2016. 255 | 127800 5112 2556 


Steuerftufe, 


Jährlicher 


Nutzungs⸗ 
werth 
der 
Gebäude. 


Mk. 


Jahresbetrag der 
Gebäudeſteuer 


zu 4 Bros zu 2 Pros | 
zent des zent des 


Nugungs- Nutzungs⸗ 
werthes. werthes. 


Mk. Mk. 


Jährlicher 


2 Jahresbetrag der 


Gebäudeſteuer 
Nutzungs⸗ | 
werth zu 4 Pro- zu 2 Pro- | 
der ae k | En a 
2 utzungs⸗Nutzungs⸗ 
Gebäude. es meiden: 
Mk. Mk. Mk. 
154200 | 6168 3084 
154800 | 6192 3096 
155400 | 6216 3108 


Jährlicher Gebäudeſteuer 
Nutzungs⸗ 
g | werth zu 4 Pro- zu 2 Pros 
. der, Auberge Naga 
— 1 t g a 
Gebäude. 1 es 
O Ml. M. 
178800 1 7152 3576 
341179400 7176 3588 
342180000] 7200 3600 
343180600] 7224 3612 
344181200] 7248 3624 
345 181800 7272 3636 
346 182 400 7296 3648 
347183000] 7320 3 660 
348183 6007344 3672 
349184 200 7368 3684 
350 184800 | 7392 | 3696 
351 | 185400 | 7416 3708 
352 | 186000 | 740 | 3720 
353 | 186600 | 7464 | 3732 
354 | 187200 | 7488 | 3744 
855 187800 [ 7512 3 756 
356 188 400] 7536 3 768 
357189000] 7560 3780 
358 į 189600 | 7584 | 3792 
359 190 200 7608 | 3804 
360190 800] 7632 3816 
361 | 191400 | 7656 3828 
362192 000] 7680 3840 
363 192 600] 7704 3852 
364193 200] 7728 3864 
365193 800 7752 3876 
366 | 194400 | 7776 3888 
367 | 195000 | 7800 3900 
368 1956007824 | 3912 
369 196 200. | 7848 3924 
370 196800 7872 3936 
371 1974007896 | 3948 
372198 000 920 3960 
373198 600] 7944 |, 3972 
374199 200 7968 3984 
375199 800 7992 3 996 
376 | 200400 | 8016 4008 
377 1 201000 |. 8040 4020 
378 | 201 600 | 8064 4032 


Jede weitere Stufe ſteigt um je 


| 600 M. jährlichen Nutzungswerths. 
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nen und Ställe, welche als ſelbſtſtändige Gebäude 


betrachtet werden müſſen, Zwei vom Hundert des 
Bei den genannten Gebäuden 
kommt jedoch nur der Miethswerth des räumlichen | 


Nutzungswerthes. 


Gelaſſes ohne Rückſicht auf die damit verbundenen 


Triebwerke oder die darin befindlichen Maſchinen 


oder Geräthſchaften in Betracht. 

§. 6. In den Städten, ſowie in denjenigen länd⸗ 
lichen Ortſchaften, in welchen eine überwiegende Anzahl 
von Wohngebäuden regelmäßig durch Vermiethung be⸗ 
nutzt wird, iſt der Nutzungswerth (§. 4) der ſteuer⸗ 
pflichtigen Gebäude mit Einſchluß der zu dieſen gehö⸗ 
rigen Hofräume und Hausgärten (§. 1 des im $. 1 
erwähnten Geſetzes) nach dem mittleren jährlichen Mieths⸗ 


werthe derſelben feſtzuſtellen und Letzterer nach den | 
durchſchnittlichen Miethspreiſen abzumeſſen, welche inner⸗ 


halb der dem Veranlagungsjahre unmittelbar voran⸗ 
gegangenen zehn Jahre in der Stadt oder Ortſchaft be⸗ 
dungen worden ſind. 

§. 7. In den übrigen ländlichen Ortſchaften find, 
inſoweit aus wirklichen Miethspreiſen ein zureichender 
Anhalt für die Feſtſtellung des Nutzungswerthes der 


Gebäude nicht zu gewinnen iſt, zu dieſem Behufe neben 


der Größe, Bauart und Beſchaffenheit der Gebäude und 
neben der Größe und Beſchaffenheit der zu den Ge⸗ 
bäuden gehörigen Hofräume und Hausgärten (5. 1 des 
im §. 1 erwähnten Geſetzes) auch die Geſammtver⸗ 
hältniſſe der zu denſelben gehörigen ländlichen Beſitzun⸗ 
gen und nutzbaren Grundſtücke zu berückſichtigen. 

In der Regel ſind: 
1) die Wohngebäude, welche zu ländlichen Grundſtücken 
von ſo geringem Ertrage gehören, daß deren Be⸗ 
ſitzer zu ihrem Unterhalte noch anderweiten Ver⸗ 
dienſt durch Tagelohn oder dieſem ähnliche Lohn⸗ 
arbeit ſuchen müſſen, imgleichen die Wohngebäude 
der kleinen Handwerker, Fabrikarbeiter u. ſ. w. in 
eine der Stufen 1 bis 6 einzuſchätzen; 
die Wohngebäude, welche zu ſolchen ſelbſtſtändigen 
ländlichen Beſitzungen gehören, deren wirthſchaft⸗ 
licher Reinertrag nach ungefährer Schätzung durch⸗ 
ſchnittlich weniger als Eintauſend Rthlr. jährlich 
beträgt, zu den Stufen 7 bis 22; 
die Wohngebäude, welche zu ſolchen größeren länd⸗ 


2) 


3) 


lichen Beſitzungen gehören, deren wirthſchaftlicher 


Reinertrag auf Eintauſend Rthlr. jährlich oder dar⸗ 
über geſchätzt wird, zu den Stufen 17 bis 37 des 
Tarifs zu veranlagen. 

Dieſe Wohngebäude dürfen niemals in elne höhere 
Stufe eingeſchätzt werden, als Wohngebäude von gleicher 
Größe, Bauart und Beſchaffenheit in den nächſt bele⸗ 
genen Landſtädten. 1 

§. 8. Bei der Veranlagung der Gebäude in den 
im §. 7 gedachten Ortſchaften ſind außerdem nach⸗ 
ſtehende Vorſchriften zu beachten: 

1) zu der erſten Stufe des Tarifs ſind in der Regel 
die Wohngebäude von geringem Werthe einzuſchätzen, 
zu welchem gar keine oder nur kleine Grundſtücke 


von geringem Ertrage gehören und welche nur für 
Eine Familie Wohnungsräume darbieten; 

gehören zu einer ländlichen Beſitzung mehrere Wohn⸗ 
gebäude, ſo wird nur das Hauptwohngebäude zu der 
den Geſammtverhältniſſen der Beſitzung entſprechen⸗ 
den Stufe des Tarifs eingeſchätzt. Dle übrigen zu 
derſelben Beſitzung gehörenden Wohngebäude, wie 
Pächter⸗, Inſpektoren⸗, Hofmeiſter⸗, Förſterwohnungen, 
Geſinde⸗, Tagelöhner⸗, Dreſcherhäuſer u. f. w. find 
mit Berückſichtigung ihres Umfanges und ihrer 
Wohnungsräume zu einer der Stufen von 1 bis 6 
einzuſchätzen. Eine über dieſe Sätze hinausgehende 
Beſteuerung nach dem Miethswerthe iſt bei ſolchen 
Gebäuden nur dann zuläſſig, wenn dieſelben an 
Perſonen vermielhet werden, welche weder zur Be⸗ 
wirthſchaftung der Beſitzung beſtimmt ſind, noch im 
Dienſte des Beſitzers derſelben ſtehen; 

ſolche Rand- und Gartenhäuſer, welche nur zum 
Sommeraufenthalte beſtimmt find, werden ohne Rück⸗ 
ſicht auf den Umfang und Ertragswerth der dazu 
gehörigen nutzbaren Ländereien nach Maßgabe ihrer 
Größe, Bauart und Einrichtung eingefchäkt; 

die außer den Wohngebäuden der Steuer unterlie⸗ 
genden, im $. 5 zu 1 und 2 bezeichneten Gebäude, 
imgleichen die zu anderen, als den in Verbindung 
mit Landwirthſchaft betriebenen Fabriken und ähn⸗ 
lichen Anlagen gehörigen Wohngebäude werden in 
diejenige Stufe eingeſchätzt, in welche die Gebäude 
von derſelben Art und von gleichem oder ähnlichem 
Umfange in denjenigen Städten eingeſchätzt ſind, 
welche zum Zwecke der Vergleichung nach Anhörung 
des Provinztallandtages für jeden Kreis bezeichnet 
werden; 

für jede Provinz ſind nach Vernehmung des Pro⸗ 
vinziallandtages die Merkmale zuſammenzuſtellen, 
nach welchen die ſteuerpflichtigen Gebäude mit Be⸗ 
rückſichtigung der in der Provinz obwaltenden Ver⸗ 
hältniſſe in die verſchiedenen Stufen des Tarifs 
eingeſchätzt werden ſollen. 

9. Die Veranlagung der Gebäudeſteuer ge- 
ſchieht unter der Leitung der Bezirksregierung innerhalb 
zu bildender Veranlagungsbezirke durch Kommiſſionen 
unter dem Vorſitze beſonderer Ausführungskommiſſarien. 
Die Zahl der Mitglieder dieſer Kommiſſionen wird mit 
Rückſicht auf den Umfang des Veranlagungsbezirks und 
die Anzahl der dazu gehörigen Städte von der Bezirks⸗ 
regierung beſtimmt. 

Die Mitglieder werden von der kreisſtändiſchen 
Verſammlung, für ſolche Städte jedoch, welche einen 
Veranlagungsbezirk für ſich bilden, von der Stadtver⸗ 
ordnetenverſammlung gewählt. 

Bei der Wahl durch die kreisſtändiſche Verſamm⸗ 
lung iſt darauf zu ſehen, daß die dem Veranlagungs⸗ 
bezirke angehörigen Städte angemeſſen vertreten werden; 
auch kann einzelnen dieſer Städte von der Bezirks⸗ 
Regierung das Recht beigelegt werden, durch die Stadt⸗ 
verordnetenverſammlung ein Mitglied der Veranlagungs⸗ 
Kommiſſion wählen zu laſſen. 


2) 


3 


— 


4 


— 


5) 


8. 10. Die Beſchlüſſe der Veranlagungskommiſſion 
werden nach einfacher Stimmenmehrheit gefaßt. Im 
Fall einer Stimmengleichheit giebt die Stimme des Vor⸗ 
ſitzenden den Ausſchlag. Dem Letzteren ſteht auch das 
Recht zu, gegen die Beſchlüſſe der Veranlagungskom⸗ 
miſſion die Berufung an die Bezirksregierung einzu⸗ 
legen, welche die Veranlagungskommiſſion nochmals zu 
hören und demnächſt die Entſcheidung zu treffen hat, 
an welche ſodann die Kommiſſion gebunden iſt. 

Das Ergebniß der Veranlagung wird den Gebäude⸗ 
Eigenthümern durch Offenlegung der Veranlagungs⸗ 
nachweiſung und durch Zufertigung von Auszügen aus 
derſelben bekannt gemacht. 

Die gedachten Auszüge müſſen unter ſpezieller Be⸗ 
zeichnung der zur Veranlagung gekommenen Gebäude 
die für dieſe in Anſatz gebrachten Miethswerthe und die 
den Gebäuden auferlegten Gebäudeſteuerbeträge enthalten. 
Die Veranlagungsnachweiſungen ſind während eines 
Zeitraumes von mindeſtens vierzehn Tagen offen zu legen. 

Reklamationen gegen die geſchehene Veranlagung 
dürfen nur binnen einer Präkluſivfriſt von vier Wochen, 
vom Empfange des Auszuges aus der Veranlagungs⸗ 
nachweiſung an gerechnet, bei dem Ausführungskom⸗ 
miſſar des Veranlagungsbezirks angebracht werden, was 
den Betheiligten beſonders zu eröffnen iſt. 

§. 11. Ueber die Reklamation ($. 10) entſcheidet 
nach Vernehmung des Gutachtens der Veranlagungs⸗ 
Kommiſſion die Regierung. Gegen die Entſcheidung 
derſelben ſteht dem Reklamanten innerhalb einer Prä⸗ 
kluſivfriſt von ſechs Wochen nach dem Empfange der 
Entſcheidung der Rekurs an den Finanzminiſter offen. 

Die durch die Unterſuchung unbegründeter Rekla⸗ 
mationen entſtandenen Koſten find von dem Refla- 
manten zu erſtatten. 

Der Finanzminiſter, welchem die oberſte 
Leitung des geſammten Veranlagungsgeſchäfts zuſteht, 
iſt befugt, von den Veranlagungsarbeiten durch beſondere 
Kommiſſarien an Ort und Stelle Einſicht nehmen zu 
laſſen, die zur Herſtellung der erforderlichen Gleich⸗ 
mäßigkeit nothwendigen Anordnungen zu treffen, auch 
etwanige Irrthumer und Verſtöße gegen die Veranla⸗ 
gungsvorſchriften von Amtswegen zu berichtigen. 

§. 13. Die Koſten der Gebäudeſteuerveranlagung 
fallen der Staatskaſſe zur Laſt. Jedoch ſind von den 


Gemeinden bezw. den Beſitzern ſelbſtſtändiger Gutsbe⸗ 
Arke zc. auf deren Koſten die zur Ausführung des Ver⸗ 


anlagungsgeſchäftes erforderlichen Vorarbeiten, insbeſon⸗ 


dere Nachweſſungen und Beſchreibungen von Gebäuden 


zu beſchaffen. 


Alle Behörden, Gemeinden und Privatperſonen 


ſind verpflichtet, die in ihrem Beſitze befindlichen Zeich⸗ 


nungen, Riſſe, Pläne, Taxen und ſonſtigen Schriftſtücke, 
welche bei der Ausführung des Beranlagungsgeſchäftes 
von Nutzen fein können, den damit beauftragten Kom⸗ 


miffarten auf deren Erfordern zur Einſicht und Be- 
der Steuer begründet (§. 15 zu 2. bis 5.), fo wird die 


nutzung vorzulegen. 
Die Mitglieder der Kommiſſionen erhalten für 
Geſchäfte außerhalb ihres Wohnortes Reife- und Tage- 


gelder, welche nach 8. 3 des Koſtenregulativs von 25. 
April 1836 (Geſetzſamml. für 1836, Seite 181) feſt⸗ 
geſetzt werden. 

$. 14. Die Gebäudeſteuer wird überall nach Maß⸗ 
gabe der für die Grundſteuer beſtehenden Beſtimmungen 
zur Staatskaſſe erhoben. 

Die Gemeinden und Beſitzer ſelbſtſtändiger Guts⸗ 
bezirke in den öſtlichen Provinzen ſind verpflichtet, die 
Gebäudeſteuer von den einzelnen Steuerpflichtigen ein⸗ 
zuziehen und in monatlichen Beträgen vor dem Ablauſe 
eines jeden Monats an die ihnen bezeichneten Kaſſen 
abzuführen. 

Für die Einziehung der Steuer wird der Betrag 
von Drei vom Hundert der eingegangenen Steuer als 
Hebegebühr gewährt, aus welchem auch alle Nebenkoſten 
des Erhebungsgeſchäftes zu beſtreiten ſind. 

15. Um die aufzuſtellenden Gebäudeſteuerrollen 
bei der Gegenwart zu erhalten, müſſen darin alle Ver⸗ 
änderungen nachgetragen werden, welche dadurch ent⸗ 
ſtehen, daß: 

1) in dem Eigenthumsverhältniß der 
Wechſel eintritt; 

2) bisher ſteuerpflichtige Gebäude in die Klaſſe der 

ſteuerfreien (8. 3 dieſes Geſetzes), oder bisher ſteuer⸗ 

freie Gebäude in die Klaſſe der ſteuerpflichtigen 
übergehen; 

Gebäude durch Veränderung ihrer Beſtimmung aus 

der 8.5 Nr. 2 bezeichneten Klaſſe in die §. 5 

Nr. 1 bezeichnete Gebäudeklaſſe übergehen, und 

umgekehrt; 

4) Gebäude neu entſtehen oder gänzlich eingehen; 

5) beſteuerte Gebäude durch Veränderung in ihrer Sub⸗ 
ſtanz, namentlich durch das Aufſetzen oder Abnehmen 
eines Stockwerkes oder durch das Anbauen oder 
Abbrechen eines Gebäudetheiles, durch Vergrößerung 
oder durch gänzliche oder theilweiſe Abtrennung der 
dazu gehörigen Hofräume und Gärten an Nutzungs⸗ 
werth gewinnen oder verlieren. 

§. 16. Die Eigenthümer oder Nutznießer der Ge- 
bäude find verpflichtet, die im §. 15 gedachten Ber- 
änderungen den mit der Fortführung der Gebäudeſteuer⸗ 
rollen beauftragten Beamten ſchriftlich oder protokollariſch 
anzuzeigen und dle zur Berichtigung der Rolle erforder⸗ 
lichen Nachrichten beizubringen. 

8. 17. Sft die Anzeige von dem Wechſel in dem 
Eigenthum (§. 15 zu 1.) nicht erfolgt, fo wird die vet- 
anlagte Gebäudeſteuer von dem in der Rolle eingetrage⸗ 
nen Eigenthümer bis für den Monat einſchließlich fort⸗ 
erhoben, in welchem die zur Fortſchreibung und Berich⸗ 
tigung der Rolle erforderliche Anzeige geſchieht, ohne daß 
dadurch der neue Beſitzer von der auch ihm geſetzlich 
1 Verhaftung für die Gebäudeſteuer entbunden 
wird 


Gebäude ein 


3 


Iſt die Anzeige von einer Aenderung unterlaſſen, 
welche eine Steuerverminderung oder die Freiheit von 


Steuer ebenfalls bis für den Monat einſchließlich fort⸗ 
erhoben, in welchem die Anzeige erfolgt. 


Neu entſtandene Gebäude ($. 15 zu 4), desglei⸗ 


chen weſentliche Verbeſſerungen von Gebäuden, ſowie 
Vergrößerungen der zu ihnen gehörigen Hofräume u. f. w. 


(8. 15 zu 5.), find ſpäteſtens drei Monate vor dem 
Termine anzumelden, mit welchem ſie zur Verſteuerung 
gelangen müſſen (5. 19 zu 1. und 2.); Veränderungen 
in der Einrichtung oder Benutzung der im §. 5 Nr 2 
gedachten Gebäude, wodurch dieſelben in die 8. 5 Nr. 1 
erwähnte Gebäudeklaſſe übertreten, find binnen drei Mo- 
naten nach Ablauf des Jahres, in welchem die Verän⸗ 
derung eingetreten iſt, anzumelden. Wer die Anmeldung 


unterläßt, verfällt, wenn dadurch dem Staate Steuer 


vorenthalten iſt, in eine dem doppelten Betrage der vor⸗ 
enthaltenen Steuer gleichkommende Geldbuße, in den übrigen 
Fällen in eine Geldbuße von zehn Silbergroſchen bis 
fünf Thaler. 


Die Unterſuchung und Entſcheidung ſteht dem Ge⸗ | 


richte zu, wenn nicht derjenige, welcher der Verletzung 
einer der vorſtehenden Vorſchriften beſchuldigt wird, bin⸗ 
nen einer von dem Landrath bezw. Gemeindevorſtand zu 


beſtimmenden Friſt den ihm bekannt gemachten Strafbe⸗ 


trag nebſt der etwa zu erlegenden Steuer und die durch das 


Verfahren gegen ihn entſtandenen Koſten freiwillig zahlt. 


8. 18. Als Beitrag zu den Fortſchreibungskoſten 


haben die Eigenthümer der Gebäude, in deren Eigenthums⸗ 


verhältniß ein Wechſel eintritt (S. 15 Nr. 1), nach 
der näheren Beſtimmung des Finanzminiſters eine Ge: 
bibr zu entrichten, welche den Betrag von fünf Silber- 
groſchen für eine zu bewirkende Fortſchreibung in kei⸗ 
nem Falle überſteigen darf. 

8. 19. 1. Neu erbaute oder vom Grunde aus 
wieder aufgebaute Gebäude werden erſt nach Ablauf zweier 


Kalenderjahre ſeit dem Kalenderjahre, in welchem ſie 


bewohnbar bezw. nutzbar geworden ſind, zur Gebäude⸗ 
ſteuer herangezogen. 

2. Ebenſo treten Steuererhöhungen in Folge von 
Verbeſſerungen der Gebäude 
Ablauf zweier Jahre ſeit dem Kalenderjahre in Kraft, 
in welchem die Verbeſſerung vollendet worden iſt. 


3. Für ſolche Gebäude, welche durch Brand, Ueber⸗ 


ſchwemmung oder ſonſtige Naturereigniſſe vollſtändig zer⸗ 
ſtört oder von ihrem Eigenthümer gänzlich abgebrochen 
worden ſind, wird die Gebäudeſteuer von dem erſten 
Tage desjenigen Monats ab, in welchem die Zerſtö⸗ 
rung erfolgt oder der Abbruch vollendet iſt, abgeſetzt. 

4. Geht durch Ereigniſſe der zu 3. gedachten Art 
der Jahresertrag eines ſolchen Gebäudes ganz oder theil⸗ 
weiſe verloren, ſo iſt, ſofern der erlittene Verluſt den 
dritten Theil des jährlichen Nutzungswerthes des Ge⸗ 
bäudes erreicht oder überſteigt, ein dem Verhältniſſe des 
ſtattgefundenen Verluſtes entſprechender Theil, nach Um⸗ 
ſtänden der ganze Jahresbetrag der Gebäudeſteuer zu 
erlaſſen. 

5. Dieſer ganze Betrag iſt auch dann zu erlaſſen, 
wenn ein Gebäude erweislich während eines ganzen 
Jahres unbenutzt geblieben iſt. 

8. 20. Die Gebäudeſteuerveranlagung wird alle 
unfzehn Jahre einer Reviſion unterworfen, bei deren 


(8. 15 zu 5.) erft nach 


Ausführung die im gegenwärtigen Geſetze enthaltenen 
Vorſchriften ebenfalls zur Anwendung kommen. 

§. 21. 1. Denjenigen Städten und den Beſitzern 
derjenigen ſtädtiſchen Grundſtücke, deren grundſteuerartige 
Abgaben (Orbeeden, Fundſchoß) innerhalb der letzten 
zwanzig Jahre abgelöſt worden ſind, ſollen die an die 
Staatskaſſe bezahlten Ablöſungskapitalien aus dieſer er⸗ 
ſtattet werden. 

2. Der Stadt Erfurt wird an Stelle des bisher 
an die Kämmereikaſſe entrichteten Realgeſchoſſes (§. 2 
zu 5.) der für das Jahr 1861 zur Solleinnahme ge⸗ 
ſtellt geweſene Geſammtbetrag des letzteren und der bis 
zur Aufhebung des Realgeſchoſſes ohne Veränderung in 
dem Syſtem der jetzigen Steuerveranlagung oder des 
Prozentſatzes der Steuer fih ergebende Zuwachs als 
eine auf Verlangen des Fiscus mit dem zwanzigfachen 
Betrag in baarem Gelde ablösliche Staatsrente gezahlt. 

3. Iſt in Gemäßheit des §. 6 des Abgabenge⸗ 
ſetzes vom 30. Mai 1820 der von einer Stadt an die 
Staatskaſſe abzuführende Servisbeitrag den ſtädtiſchen 
Grundſtücken als Grundſteuer auferlegt, ſo wird den Ei⸗ 
genthümern der vom Realſerviſe freigebliebenen Gebäude, 
ſofern die Freiheit ſich auf einen ſpeziellen Rechtstitel 
gründet, als Entſchädigung für die Aufhebung dieſer 
Freiheit aus der Staatskaſſe der zwanzigfache Betrag 
desjenigen Beitrages bezahlt, mit welchem die betreffen⸗ 
den Gebäude, wenn ihnen nicht die Freiheit vom Real⸗ 
ſerviſe zugeſtanden hätte, zu letzterem jährlich herangezo⸗ 
gen fein würden. Bleibt jedoch die neu auferlegte Ge⸗ 
bäudeſteuer ($. 4) hinter dieſem Beitrage zurück, fo wird 
nur der zwanzigfache Betrag der neuen Gebäudeſteuer in 
baarem Gelde als Entſchädigung aus der Staatskaſſe 
gewährt. 

4. In derſelben Art werden in allen übrigen 
Ortſchaften die Eigenthümer von Gebäuden entſchädigt, 
deren ſeitherige Haus⸗ oder Grundſteuerfreiheit auf ei⸗ 
nem ſpeziellen Rechtstitel beruht. 

8. 22. Die Vorſchriften des Geſetzes über die 
Verjährungsfriſten bei öffentlichen Abgaben vom 18. Junt 
1840 (Geſetzſamml. für 1840, Seite 140) nebſt den 
dazu ergangenen Erläuterungen und Abänderungen fin⸗ 
den, ſoweit nicht das gegenwärtige Geſetz etwas Anderes 
beſtimmt, auch auf die Gebäudeſteuer Anwendung. 

8.23. Der Finanzminiſter iſt mit der Ausführung 
dieſes Geſetzes beauftragt und hat behufs derſelben die 
erforderlichen Anweiſungen zu erlaſſen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Un 
terſchrift und beigedrucktem Königlichem Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 21. Mai 1861. 


III. Auszug aus der Verordnung vom 28. 
April 1867, betreffend die Einführung der 
preußiſchen Geſetzgebung in Betreff der direkten 
Steuern in dem Gebiete des vormaligen König⸗ 
reichs Hannover. 
(Geſetzſamml. für 1867, Seite 533.) 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preu⸗ 
ßen ꝛc., verordnen für das mit Unſerer Monarchie vers 
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einigte Gebiet des vormaligen Königreichs Hannover 
auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums was folgt: 

8. 1. Vom 1. Juli 1867 ab werden folgende 
zur Zeit beſtehende direkte Staatsſteuern aufgehoben: 

1. bie Häuſerſteuer, 

.die Perſonenſteuer, 

. die Beſoldungsſteuer, 

.die Erwerbſteuer, 
die Gewerbeſteuer, 
die Einkommenſteuer. 

5. 2. An Stelle der in Wegfall kommenden Steu⸗ 
ern find von dem im 8. 1 bezeichneten Zeitpunkte ab zu 
erheben: 

1. die durch das Geſetz vom 21. Mai 1861 (Geſetz⸗ 

ſamml. für 1861, Seite 317) eingeführte Gebäu⸗ 

deſteuer, , 

die durch das Geſetz vom 1. Mai 1851 (Geſetz⸗ 
ſamml. für 1851, Seite 193) eingeführte Klaſſen⸗ 
und Haififizirte Einkommenſteuer, 

die durch das Geſetz vom 30. Mai 1820 (Geſetz⸗ 
ſamml. für 1820, Seite 147) und das einige Ab⸗ 

änderungen des Letzteren betreffende Geſetz vom 19. 

Juli 1861 (Geſetzzaamml. für 1861, Seite 697) 

eingeführte Gewerbeſteuer, 

und werden zu dieſem Behufe die vorgenannten preußi⸗ 

ſchen Geſetze nebſt allen dieſelben erläuternden, ergän« 

führ. und abändernden geſetzlichen Vorſchriften einge⸗ 
rt. 

8. 6. Hinfichtlich der Gebäudeſteuer ſind nach⸗ 
ſtehende Vorſchriften zu beachten: 

a) Bei Veranlagung der Gebäude geſchieht die Feſt⸗ 
ftellung der Nutzungswerthe der Erſteren ($. 4 des 
Geſetzes vom 21. Mat 1861 betreffend die Einfüh⸗ 
rung einer allgemeinen Gebäudeſteuer), ohne Berück⸗ 
fichtigung der dazu gehörigen Hausgärten. 

b) Der mittlere jährliche Miethswerth der Gebäude 
(8. 6 des zu a. angeführten Geſetzes) iſt nach 
dem Durchſchnitte der Jahre 1853 bis 1862 ein⸗ 
einſchließlich feſtzuſtellen. 

c) Die Bekanntmachung des Ergebniſſes der Veran⸗ 
lagung an die Eigenthümer geſchieht durch Offen- 
lezung der Veranlagungsnachweiſungen (8. 10 Ab- 
ſatz 2 des gedachten Geſetzes) während eines Zeit⸗ 
raums von mindeſtens vierzehn Tagen. 
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d) Die vierwöchentliche Reklamationsfriſt (S. 10 Ab- 


ſatz 4 des gedachten Geſetzes) läuft vom erſten Tage 
der Offenlegung der Veranlagungsnachweiſung. 


e) Die erſte Reviſion der Gebäudeſteuerveranlagung 
(§. 20 des gedachten Geſetzes) erfolgt gleichzeitig 


mit der erſten Reviſion der Veranlagung in den 

älteren preußiſchen Landestheilen. 

8. 8. Das Einkommen der Mitglieder der Familie 
des Hannoverſchen Königshauses bleibt von Entrichtung 
der klaſſifizirten Einkommenſteuer befreit. Auch ſind 
die im Beſitze derſelben befindlichen Gebäude, inſoweit 
ſolche ſeither von der Häuſerſteuer befreit waren, der 
Gebäudeſteuer nicht unterworfen. 


| 2c. verordnen für das 


IV. Auszug aus der Verordnung vom 28. 

Avril 1867, betreffend die Einführung der preu⸗ 

ßiſchen Geſetzgebung in Betreff der direkten 

Steuern in dem Gebiete des vormaligen Kur⸗ 

fürſtenthums Heſſen. 
(Geſetzſamml. für 1867, Seite 538.) 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 
mit Unſerer Monarchie vereinigte 
Gebiet des vormaligen Kurfürſtenthums Heſſen auf den 
Antrag Unſeres Staatsminiſteriums was folgt: 

8.1. Vom 1. Juli 1867 werden folgenve zur 
Zeit beſtehende direkte Staatsſteuern aufgehoben: 

1. die Grundſteuer von den Gebäuden nebſt den dazu 

gehörigen Hofräumen und nicht über einen Mor⸗ 

gen preußiſch großen Hausgärten; 

die Gewerbeſteuer; 

3. die Klaſſenſteuer; 

8. 2. An Stelle der in Wegfall kommenden Steu⸗ 
ern ſind von dem im §. 1 bezeichneten Zeltpunkte ab 
zu erheben: 

1. die durch das Geſetz vom 21. Mai 1861 GGeſetz⸗ 
ſamml. für 1861, Seite 317) eingeführte Gebäude⸗ 
ſteuer. 

2. die durch das Geſetz vom 1. Mai 1851 (Geſetz⸗ 

ſamml. für 1851, Seite 193) eingeführte Klaſſen⸗ 

und Haffifizirte Einkommenſteuer, 

die durch das Geſetz vom 30. Mai 1820 (Geſetz⸗ 

ſamml. für 1820, Seite 147) und das einige Ab⸗ 

änderungen des Letzteren betreffende Geſetz vom 

19. Juli 1861 (Geſetzſamml. für 1861, Seite 

697) eingeführte Gewerbeſteuer, 

und werden zu dieſem Behufe die vorgenannten preu⸗ 

ßiſchen Geſetze nebſt allen dieſelben erläuternden, ergän- 

zenden und abändernden geſetzlichen Vorſchriften einge⸗ 
führt. 

8. 6. Hinſichtlich der Gebäudeſteuer ſind nach⸗ 
ſtehende Vorſchriften zu beachten: 

a) Der mittlere jährliche Miethswerth der Gebäude 
(F. 6 des Geſetzes vom 21. Mai 1861, betreffend 
die Einführung einer allgemeinen Gebäudeſteuer,) 
iſt nach dem Durchſchnitte der Jahre 1853 bis 
1862 einſchließlich feſtzuſtellen. 

b) Die Bekanntmachung des Ergebniſſes der Veran⸗ 
lagung an die Eigenthümer geſchieht durch Offen⸗ 
legung der Veranlagungsnachweiſungen während ei⸗ 
nes Zeitraumes von mindeſtens vierzehn Tagen 
(8. 10 Abſatz 2 des gedachten Geſetzes). 

c) Die vierwöchentliche Reklamationsfriſt (§S. 10 Ab⸗ 
ſatz 4 des gedachten Geſetzes) läuft vom erſten 
Tage der Offenlegung der Veranlagungsnachweiſung. 

d) Die in den 88. 15 bis 18 des gedachten Geſetzes 
enthaltenen Vorſchriften bleiben, ſoweit ſie auf das 
Verfahren bei Feſtſtellung und Fortſchreibung el- 
nes Wechſels in dem Eigenkhumsverhältniß an Ge⸗ 
bäuden und die zu entrichtenden Fortſchreibungsgebüh⸗ 
ren ſich beziehen, einſtweilen außer Anwendung 
und ſtatt derſelben die in Betreff der Uebergänge 
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des Eigenthums an den der Gebäudeſteuer unter- I. die durch das Geſetz vom 21. Mal 1861 (Geſetz⸗ 
liegenden Realitäten und deren Eintragung in die ſamml. für 1861, Seite 317) eingeführte Gebäude⸗ 
gerichtlichen Währſ chaftsbücher, ſowie in die Steuer⸗ ſteuer, 

kataſter beſtehenden kurheſſiſchen Vorſchriften in 2. die durch das Geſetz vom 1. Mai 1851 (Geſetz⸗ 
Kraft. | ſamml. für 1851, Seite 193) eingeführte Klaſſen⸗ 

e) Die erſte Reolſion der Gebäudeſteuerveranlagung | und klaſſifizirte Einkommenſteuer, 

(8. 20 des gedachten Geſetzes) erfolgt gleichzeitig | 3. dle durch das Geſetz vom 30. Mat 1820 (Geſetz⸗ 
mit der erſten Reviſion der Veranlagung in den äl⸗ ſamml. für 1820, Seite 147) und das einige 


teren preußiſchen Landestheilen. Abänderungen des Letzteren betreffende Geſetz vom 
8. 8. Das Einkommen der Mitglieder des Fur- | 19. Juli 1861 (Geſetzſamml. für 1861, Seite 
heſſiſchen Fürſtenhauſes bleibt von Entrichtung der klaſſi⸗ 697) eingeführte Gewerbeſteuer, 


fizirten Einkommenſtener befreit. Auch find die im Be. und werden zu dieſem Behufe die vorgenannten preu⸗ 
fige derſelben befindlichen Gebäude, inſoweit ſolche feit- ziſchen Geſetze nebſt allen dieſelben erläuternden, ergän⸗ 
her von der Grundſteuer befreit waren, der Gebäude- zenden und abändernden geſetzlichen Vorſchriften eingeführt. 
ſteuer nicht unterworfen. 8.8. Die in den Herzogthümern Schleswig und 
Holſtein vorhandenen Flecken ſind bei der Veranlagung 
der Gebäudeſteuer und der Gewerbeſteuer als Städte im 
Sinne der unter Nr. 1 und 3 im §. 2 dieſer Verord⸗ 
nung angeführten Geſetze zu behandeln. 

§. 9. Hinſichtlich der Gebäudeſteuer ſind nach⸗ 
ſtehende Vorſchriften zu beachten: 

a) Der mittlere jährliche Miethswerth der Gebäude 
(S. 6 des Geſetzes vom 21. Mai 1861, betreffend 
die Einführung einer allgemeinen Gebäudeſteuer,) 
iſt nach dem Durchſchnitte der Jahre 1853 bis 
1862 einſchließlich feſtzuſtellen. 

b) Die erfte Reviſion der Gebäudeſteuerveranlagung 
(8. 20 a. a. O.) erfolgt gleichzeitig mit der erſten 
Reviſion der Veranlagung in den älteren preu⸗ 
ßiſchen Landestheilen. 


V. Auszug aus der Verordnung vom 28. 

April 1867, betreffend die Einführung der preu⸗ 

ßiſchen Geſetzgebung in Betreff der direkten 

Steuern in dem Gebiete der Herzogthümer 

Schleswig und Holſtein. 
(Geſetzſamml. für 1867, Seite 543.) 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 
ꝛc. verordnen für das mit Unſerer Monarchie vereinigte 
Gebiet der Herzogthümer Schleswig und Holſtein auf 
den Antrag Unferes Staatsminiſteriums, was folgt: 

§. 1. Vom 1. Juli 1867 ab werden folgende 
zur Zeit beſtehende direkte Staatsſteuern aufgehoben: 
die Magazin⸗Korn⸗ und Fouragegelder; 

. bie Hausſteuer; 

die Gewerbe⸗Rekognitionsgelder; 

. die Nahrnungsſteuer; 

die Rangſteuer; 

von der unter der Benennung „Kontribution“ pe- 
ſtehenden Pflugzahlsabgabe derjenige Theil, welcher 
von den Städten und Flecken zu entrichten tft; 

7. von derſelben zu 6. bezeichneten Kontribution, fo- 
wie von der Landſteuer diejenigen Beträge, welche 
auf ſolchen kleinen Beſitzungen haften, welche ledig⸗ 
lich aus Gebäuden nebft Hofraum und einen nicht 
über einen preußiſchen Morgen großen Hausgarten 
beſtehen, endlich 

8. von den unter den ſogenannten ſtehenden Gefällen 
befindlichen Abgaben diejenigen Beträge, welche 
nachweislich den Charakter 

a) einer der vorſtehend unter Nr. 3 und 4 bezeich⸗ 

neten Abgaben, oder 

b) einer hausſteuerartigen Abgabe, oder 

e) einer grundſteuerartigen Abgabe an ſich tragen, 

die zu ©. gedachten jedoch nur dann, wenn ſie 
auf ſolchen kleinen Beſitzungen haften, die ledig⸗ 


VI: Auszug aus der Verordnung vom 11. 
Mai 1867, betreffend die Einführung der 
preußiſchen Geſetzgebung in Betreff der direkten 
Steuern in den durch die Geſetze vom 20. Sep⸗ 
tember und 24. Dezember 1866 der preußiſchen 
Monarchie einverleibten, zum Regierungsbezirk 
Wiesbaden vereinigten Landestheilen, ſowie in 
dem vormals großherzoglich heſſiſchen Kreiſe 
Vöhl mit Einſchluß der Enklaven Eimelrod und 
Höringhauſen. 
(Geſetzſamml. für 1867, Seite 593.) 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preußen ꝛc., verordnen für die mit Unſerer Monarchie 
vereinigten, gemäß §. 2 der Verordnung vom 22. 
Februar d. J. (Geſetzſamml. Seite 273) den Reglerungs⸗ 
bezirk Wiesbaden bildenden Landestheile, ſowie für den 
vormals Großherzoglich heſſiſchen Kreis Vöhl, einſchließ⸗ 
lich der Enklaven Eimelrod und Hörlingshauſen, auf 
den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, was folgt: 

lich aus Gebäuden nebſt Hofraum und einem $. 1. Vom 1. Juli 1867 ab werden folgende 
nicht Über einen preußiſchen Morgen großen zur Zeit beſtehende direkte Staatsſteuern aufgehoben: 
Hausgarten beſtehen. 1. Im vormaligen Herzogthum Naſſau: 

$. 2. Von dem im §. 1 bezeichneten Zeitpunkte a) die Gebäudeſteuer, 

ab ſind zu erheben: b) die Gewerbeſtener, 
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2. In den zum Gebiete der vormaligen freien Stadt 
Frankfurt gehörigen vorſtädtiſchen und Landgemein⸗ 


den: 

N) die Gebäudeſteuer, 

b) die Klaſſenſteuer. 

3. In den vormals zum Großherzogthum Heſſen 

gehörig geweſenen Gebietstheilen: 

a) die Gebäudeſteuer, 

b) die Perſonalſteuer, 

c) die Gewerbeſteuer. 


4. In dem vormals Landgräflich heſſen⸗homburgiſchen 

Amte Homburg: 

3 die Gebäudeſteuer, 
b) die Gewerbe und Viehſteuer. 

Hinſichtlich der in dem Bezirke der Stadt Frank⸗ 
furt gegenwärtig beſtehenden Steuern und Abgaben bleibt 
das Weitere gemäß §. 62 des Gemeindeverfaſſungsge⸗ 
ſetzes für die gedachte Stadt vom 25. März 1867 
(Geſetzſamml. Seite 401) vorbehalten. 

Die nach §. 2 des naſſauiſchen Geſetzes vom 29. 
Juni 1861 (Naſſauiſches Verordnungsblatt für 1861, 
Seite 77) von den Unternehmern der Hazardſpiele in 
Wiesbaden und Ems zu entrichtende Gewerbeſteuer ift 
bis zur gänzlichen Beſeitigung der Spielbanken fortzu⸗ 
entrichten. 

8.2. Von dem im F. 1 bezeichneten Zeitpunkte 
ab ſind in den im Eingange bezeichneten Landestheilen 
zu erheben: 


1. die durch das Geſetz vom 21. Mai 1861 (Geſetz⸗ 
ſammlung für 1861, Seite 317) eingeführte Ge⸗ 


bäudeſteuer; 

2. die durch das Geſetz vom 1. Mai 1851 (Geſetz⸗ 
ſamml. für 1851, Seite 193) eingeführte Klaſſen⸗ 
und Haffifizirte Einkommenſteuer; in dem Stadt⸗ 
gebiete von Frankfurt a. M. an Stelle der Klaſſen⸗ 
ſteuer die Mahl⸗ und Schlachtſteuer nach dem Ge⸗ 


ſetze vom 30. Mai 1820 (Geſetzſamml. für 1820, 


Seite 143); 

8. die durch das Geſetz vom 30. Mai 1820 (Geſetz⸗ 
ſamml. für 1820, Selte 147) und das, einige 
Abänderungen des Letzteren betreffende Geſetz vom 
19. Juli 1861 (Geſetzſamml. für 1861, Seite 697) 
eingeführte Gewerbeſteuer; 


und werden zu dieſem Behufe die vorbezeichneten preu⸗ 


ßiſchen Geſetze nebſt allen dieſelben erläuternden, er⸗ 
ganzenden und abändernden geſetzlichen Vorſchriften ein- 
e 

6. Die in dem Herzogthum Naſſau vorhan⸗ 
denen Flecken find bei der Veranlagung der Gebäude- 


ſteuer und der Gewerbeſteuer als Städte im Sinne der 
unter Nr. 1 und 3 im §. 2 dieſer Verordnung ange- | 


führten Geſetze zu behandeln. 
S. 7. Hinſichtlich der Veranlagung der Gebäude⸗ 
ſteuer ſind nachſtehende Vorſchriften zu beachten: 
a) Die zu den Standesherrſchaften der vormals reihs- | 
unmittelbaren Fürſten und Grafen gehörigen Ge⸗ 


bäude bleiben von Entrichtung der Gebäudeſteuer 
nur inſoweit befreit, als ſie ſchon nach der bis⸗ 


herigen Geſetzgebung im Genuſſe dieſer Freiheit 

geweſen ſind. 
b) Der mittlere jährliche Miethswerth der Gebäude 
(8. 6 des Geſetzes vom 21. Mat 1861, betreffend 
die Einführung einer allgemeinen Gebäudeſteuer), 
iſt nach dem Durchſchnitte der Jahre 1853 bis 
1862 einſchließlich feſtzuſtellen. 
Die Bekanntmachung des Ergebniſſes der Veran⸗ 
lagung an die Eigenthümer geſchieht durch Offen⸗ 
legung der Veranlagungsnachweiſungen (§. 10 Ab- 
fag 2 des gedachten Geſetzes) während eines Zeit- 
raumes von mindeſtens vierzehn Tagen. 
Die vierwöchentliche Reklamationsfriſt ($. 10 Ab- 
ſatz 4 des gedachten Geſetzes) läuft vom erſten 
Tage der Offenlegung der Veranlagungsnachweiſung. 
Die erſte Reviſion der Gebäudeſteuerveranlagung 
(8. 20 des gedachten Geſetzes) erfolgt gleichzeitig 
mit der erſten Reviſion der Veranlagung in den 
älteren preußiſchen Landestheilen. 
Die in den 88. 15 bis 18 des vorgedachten Ge- 
ſetzes enthaltenen Vorſchriften bleiben, ſoweit ſie 
auf das Verfahren bei Feſtſtellung und Fortſchrei⸗ 
bung eines Wechſels in dem Eigenthumsverhältniß 
an Gebäuden und die zu entrichtenden Fortſchrei⸗ 
bungsgebühren ſich beziehen, für das Gebiet des vor⸗ 
maligen Herzogthums Naſſau einſtweilen außer An⸗ 
wendung und ſtatt derſelben die in Betreff der Ueber- 
gänge des Eigenthums an den der Gebäudeſteuer 
unterliegenden Realitäten und deren Eintragung in 
die Stockbücher, ſowie wegen der Steuerverände⸗ 
rungen beſtehenden naſſauiſchen Vorſchriften in Kraft. 
8. 9. Das Einkommen der Mitglieder des Her- 
zoglich naſſauiſchen Fürſtenhauſes bleibt von Entrichtung 
der Klaſſen⸗ und klaſſifizirten Einkommenſteuer befreit. 
Auch ſind die im Beſitze der Erſteren befindlichen Ge⸗ 
bäude, inſoweit ſolche bisher von der Gebäudeſteuer be⸗ 
freit waren, der Gebäudeſteuer nicht unterworfen. 


d) 


e) 


f) 


VII. Auszug aus der Verordnung vom 4. Juni 
1867, betreffend die Einführung der preußiſchen 
Geſetzgebung in Betreff der direkten Steuern in 
dem Gebiete des vormals landgräflich heſſen⸗ 
homburgiſchen Oberamtsbezirks Meiſenheim. 
(Geſetzſamml. für 1867, Seite 761.) 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preußen ꝛc., verordnen für das mit Unſerer Monarchie 
vereinigte Gebiet des vormals Landgräflich heſſen⸗hom⸗ 
burgiſchen Oberamtsbezirks Meiſenheim auf den Antrag 
Unſeres Staatsminiſteriums, was folgt: 

§. 1. Vom 1. Juli 1867 ab werden folgende zur 
Zeit beſtehende direkte Staatsſteuern aufgehoben: 

1. die Fenſter⸗ und Thürenſteuer; 
2. die Perſonal⸗ und Mobilienſteuer; 
3. die Patentgebühr. 

8.2. An Stelle der in Wegfall kommenden 
Steuern find von dem im $. 1 bezeichneten Zeitpunkte 
ab zu erheben: 
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- 
1. die durch das Geſetz vom 21. Mai 1861 (Geſetz⸗ 

AR für 1861, ©. 317) eingeführte Gebäube- 
teuer, 
die durch das Geſetz vom 1. Mai 1851 (Geſetz⸗ 
ſamml. für 1851, S. 193) eingeführte Klaſſen⸗ 
und klaſſifizirte Einkommenſteuer, 
die durch das Geſetz vom 30. Mat 1820 (Geſetz⸗ 
ſamml. für 1820, S. 147) und das einige Ab⸗ 
änderungen des Letzteren betreffende Geſetz vom 
19. Zult 1861 (Geſetzſamml. für 1861, S. 697), 
eingeführte Gewerbeſteuer, 
und werden zu dieſem Behufe die vorgenannten preu⸗ 
ßiſchen Geſetze nebſt allen dieſelben erläuternden, ergän⸗ 
zenden und abändernden geſetzlichen Vorſchriften hier⸗ 
durch eingeführt. 

§. 6. Hinſichtlich der Gebäudeſteuer find nad- 
ſtehende Vorſchriften zu beachten: 

a) Bei Veranlagung der Gebäude geſchieht die Feſt⸗ 
ſtellung der Nutzungswerthe der Erſteren (§. 4 des 
Geſetzes vom 21. Mai 1861, betreffend die Ein⸗ 
führung einer allgemeinen Gebäudeſteuer), ohne Be⸗ 
rücksichtigung der dazu gehörigen Hausgärten. 
Der mittlere jährliche Miethswerth der Gebäude 
(8.6 des zu a. angeführten Geſetzes) ift nach dem 
Durchſchnitte der Jahre 1853 bis 1862 einſchließ⸗ 
lich feſtzuſtellen. 


2. 


b) 


c) 
lagung an die Eigenthümer geſchieht durch Offen- 
legung der Veranlagungsnachweiſungen ($. 10 Ab- 
ſatz 2 des gedachten Geſetzes) während eines Zeit⸗ 
raumes von mindeſtens vierzehn Tagen. 

Die vierwöchentliche Reklamationsfriſt (S. 10 Ab- 
ſatz 4 des gedachten Geſetzes) läuft vom erſten Tage 
der Offenlegung der Veranlagungsnachweiſungen. 


a) 


Die Bekanntmachung des Ergebniſſes der Beran- | 


e) Die erſte Reviſion der Gebäudeſteuerveranlagung 


(8. 20 des gedachten Geſetzes) erfolgt gleichzeitig 


mit der erſten Reviſion der Veranlagung in den 


älteren preußiſchen Landestheilen. 


VIII. Auszug aus der Verordnung vom 24. Juni 
1867, betreffend die Einführung der preußiſchen 


Geſetzgebung in Betreff der direkten Steuern in 


den vormals baieriſchen Gebietstheilen, Bezirks⸗ 


amt Gersfeld und Landgerichtsbezirk Orb ohne 


Aura. 
(Geſetzſamml. für 1867, Seite 842.) 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 


Preußen ꝛc., ah für die mit Unſerer ghet | 
vereinigten, durch $. 1 der Verordnung vom 22, Fe- | 5 
IX. Auszug aus der Verordnung vom 22. Mai 
1867, betreffend die Einführung der preußiſchen 
Geſetze und die Juſtizverwaltung in der vormals 


bruar 1867 (Geſetzſamml. für 1867, Seite 273) dem 
Regierungsbezirk Kaſſel zugetheilten vormals baieriſchen 
Gebietstheile, Bezirksamt Gersfeld und vandgerichtsbezirk 
Orb ohne Aura, auf den Antrag Unſeres Staatsmini⸗ 
— was folgt: 

a. 
Zeit beſtehende direkte Staatsſteuern aufgehoben: 

1. die Häuſerſteuer, 


Vom 1. Juli 1867 ab werden folgende zur 


2. die Einkommenſteuer, 
3. die Kapitalrentenſteuer, 
4. die Gewerbeſteuer. 
§. 2. An Stelle der in Wegfall kommenden 


Steuern find von dem im $. 1 bezeichneten Zeitpunkte 


ab zu erheben: 

1. die durch das Geſetz vom 21. Mai 1861 (Geſetz⸗ 
ſamml. für 1861, S. 317) eingeführte Gebäude⸗ 
ſteuer, 
die durch das Geſetz vom 1. Mai 1851 (Geſetz⸗ 
ſamml. für 1851, S. 193) eingeführte Klaſſen⸗ 
und klaſſtfizirte Einkommenſteuer, 
die durch das Geſetz vom 30. Mai 1820 (Geſetz⸗ 
ſamml. für 1820, S. 147) und das einige Ab⸗ 
änderungen des Letzteren betreffende Geſetz vom 
19. Juli 1861 (Geſetzſamml. für 1861, S. 697) 
eingeführte Gewerbeſteuer, 
und werden zu dieſem Behufe die vorbezeichneten preu⸗ 
ßiſchen Geſetze nebſt allen dieſelben erläuternden, er⸗ 
gänzenden und abändernden geſetzlichen Vorſchriften ein⸗ 

eführt. 
iR §. 6. Hinſichtlich der Gebäudeſteuer find nad- 
ſtehende Vorſchriften zu beachten: j 

a) Der mittlere jährliche Miethswerth der Gebäude 
(8. 6 des Geſetzes vom 21. Mai 1861, betreffend 
die Einführung einer allgemeinen Gebäudeſteuer), 
iſt nach dem Durchſchnitte der Jahre 1853 bis 
1862 einſchließlich feſtzuſtellen. 

Die Bekanntmachung des Ergebniſſes der Veran⸗ 
lagung an die Eigenthümer geſchieht durch Offen⸗ 
legung der Veranlagungsnachweiſungen während 
eines Zeitraumes von mindeſtens 14 Tagen (8.10 
Abſatz 2 des gedachten Gefekes). 

Die vierwöchentliche Reklamationsfriſt (S. 10 Mb- 
ſatz 4 des gedachten Geſetzes) läuft vom erſten Tage 
der Offenlegung der Veranlagungsnachweiſung. 
Die in den 88. 15 bis 18 des gedachten Geſetzes 
enthaltenen Vorſchriften bleiben, ſoweit ſie auf das 
Verfahren bei Feſtſtellung und Fortſchreibung eines 
Wechſels in dem Eigenthumsverhältniſſe an Ge⸗ 
bäuden und die zu entrichtenden Fortſchreibungsge⸗ 
bühren ſich beziehen, einſtweilen außer Anwendung 
und ſtatt derſelben die baieriſchen Vorſchriften mit 
den ſich etwa als nothwendig ergebenden, vom 
Finanzminiſter feſtzuſtellenden Maßgaben in Kraft. 
Die erſte Reviſion der Gebäudeſteuerveranlagung 

(8. 20 des gedachten Geſetzes) erfolgt gleichzeitig 
mit der erſten Reviſion der Veranlagung in den 
älteren preußiſchen Landestheilen. 


b) 


0 


a) 


e) 


baieriſchen Enklave Kaulsdorf. 
(Geſetzzammlung für 1867, Seite 729.) 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preußen 2., verordnen für die ehemals baleriſche, durch 
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das Geſetz vom 24. Dezember 1866 (Geſetzſamml. für 
1866, Seite 876) mit Unſeren Staaten vereinigte En⸗ 
klave Kaulsdorf, was folgt: 

Artikel 1. 

Alle preußiſchen Geſetze, Verordnungen und Be⸗ 
ſtimmungen, welche in dem Kreiſe Ziegenrück des Re⸗ 
gierungsbezirks Erfurt Geſetzeskraft haben, werden hier⸗ 
durch mit derſelben Wirkung vom 1. Juni d. J. ab in 
der Enklave Kaulsdorf unter gleichzeitiger Aufhebung 


der entgegenſtehenden Geſetze, Verordnungen und Be⸗ 
ſtunmungen nach Maßgabe der Patente wegen Einfüh⸗ 


rung der Allgemeinen Gerichts⸗ und Kriminalordnung 
und des Allgemeinen Landrechtes in die mit den preu⸗ 
ßiſchen Staaten vereinigten ehemals fächſiſchen Provinzen 
und Diſtrikte vom 22. April und 15. November 1816 
(Geſetzſamml. für 1816, Seite 124 und 233) einge- 
führt. Hinſichtlich der Einführung der Verfaſſungs⸗ 
urkunde verbleibt es bei dem Geſetze vom 24. Dezem⸗ 
ber 1866 (Geſetzſamml. für 1866, Seite 876). 


X. Auszug aus dem Geſetze vom 11. Februar 

1870, betreffend die Ausführung der anderweiten 

Regelung der Grundſteuer in den Provinzen 

Schleswig⸗Holſtein, Haunover und Heſſen⸗Naſſau, 
ſowie in dem Kreiſe Meiſenheim. 
(Geſetzſamml. für 1870, Seite 85.) 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 


Preußen ꝛc. verordnen für den Umfang der Provinzen 


Schleswig⸗Holſtein, Hannover und Heſſen⸗Naſſau, fowie 
des Kreiſes Meiſenheim, unter Zuſtimmung beider 
Häuſer des Landtages der Monarchie, was folgt: 

8, 14. Vom 1. Januar 1875 ab kommen die 


für die Provinz Hannover und für den Kreis Meiſen⸗ 


heim geltenden Beſtimmungen im 8. 6 Littr. a. der 


Verordnung vom 28. April 1867 (Geſetzſamml. für 
1867, Seite 533) und im $. 6 Littr. a. der Verord⸗ 


nung vom 4. Juni 1867 (Geſetzſamml. für 1867, 
Seite 761), wonach bei Veranlagung der Gebäude zur 


Gebäudeſteuer die Feſtſtellung des Nutzungswerthes der 


Erſteren ohne Berückſichtigung der dazu gehörigen Haus⸗ 
gärten zu bewirken iſt, in Wegfall. 


XI. Auszug aus dem Geſetze vom 23. März 
1873, betreffend den Rechtszuſtand des 
Jadegebiets. 

(Geſetzſamml. für 1873, Seite 107.) 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preußen ꝛc. verordnen unter Zuſtimmung beider Häuſer 
des Landtages der Monarchie, für das Jadegebiet, 
was folgt: 

§. 1. Vom 1. April 1873 ab wird das von dem 
Großherzoge von Oldenburg durch die Verträge vom 
20. Juli 1853 (Geſetzſamml. für 1854, S. 65) und 
16. Februar 1864 (Geſetzſamml. für 1865, S. 301) an 


Preußen abgetretene Jadegebiet der Provinz Hannover 


einverleibt und in den durch §. 1 der Verordnung vom 
22. Auguſt 1867 (Geſetzſamml. Seite 1349) feſtge⸗ 
ſtellten provinztalſtändiſchen Verband aufgenommen. 


Der Erlaß der zur Ausführung der letzteren Be⸗ 
ſtimmung erforderlichen Anordnungen erfolgt im Wege 
Königlicher Verordnung. 

8.2. Mit dem im $. 1 bezeichneten Zeitpunkte 
treten in dem Jadegebiete die in dem Fürſtenthum Oſt⸗ 
friesland und dem Harlingerland geltenden Geſetze, 
Verordnungen und Verwaltungsvorſchriften, inſoweit 
dieſelben nicht blos für einzelne Orte oder Landestheile 
ergangen ſind, mit den weiter unten zu beſtimmenden 
Ausnahmen in Kraft. 

Zugleich wird in dem durch den Vertrag vom 
16. Februar 1864 erworbenen Gebietstheile die preu⸗ 
ßiſche Staatsverfaſſung in Kraft geſetzt und allen den⸗ 
jenigen Geſetzen, Verordnungen und Verwaltungsvor⸗ 
ſchriften, welche ſeit dem 23. Februar 1854 für den 
durch den Vertrag vom 20. Juli 1853 erworbenen 
Gebietsthetl ergangen find, Geltung gegeben, inſoweit 
dieſelben in dieſem letzteren Gebietstheile ſelbſt nach 
Maßgabe des gegenwärtigen Geſetzes noch Geltung 
behalten. 

8.5. Vom 1. April 1873 ab werden die bis 
dahin beſtandenen direkten Staatsſteuern mit Ausſchluß 
der von den Liegenſchaften zu entrichtenden Grundſteuern 
und grundſteuerartigen Abgaben aufgehoben. 
| An Stelle der in Wegfall kommenden Steuern 
find die Gebäudeſteuer, die Klaſſen⸗ und klaſſifizirte 
Einkommenſteuer, die Gewerbeſteuer und die Eiſenbahn⸗ 
abgaben nach den für den Kreis Aurich geltenden Be⸗ 
ſtimmungen zu veranlagen und vom 1. April 1873 
ab zu erheben. 


XII. Lauenburgiſches Geſetz vom 15. Februar 
1875, betreffend die Einführung einer allgemeinen 
Gebäudeſteuer. 


(Offizielles Wochenbl. für das Herzogthum Lauenburg 
für 1875, Seite 171.) 

| Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 

Preußen, Herzog von Lauenburg ꝛc. verordnen nach vor⸗ 

gängiger Zuſtimmung Unſerer getreuen Ritter⸗ und 

Landſchaft für das Herzogthum Lauenburg, was folgt: 

Die im §. 2 des Geſetzes vom heutigen Tage, bes 
treffend die anderweite Regelung der Grundſteuer, an⸗ 
geordnete Gebäudeſteuer tritt gleichzeitig mit der Steuer 
für die Liegenſchaften (§. 1b. a. a. O.) in Hebung 
(§. 3 a. a. O.). 

Die Veranlagung und Erhebung der Gebäude⸗ 
ſteuer erfolgt nach den Vorſchriften des in der Anlage“) 
abgedruckten Geſetzes vom 21. Mai 1861, betreffend 
die Einführung einer allgemeinen Gebäudeſteuer, welches 
für das Gebiet des Herzogthums Lauenburg mit folgen⸗ 
den Maßgaben Geſetzeskraft erhält. 

Artikel 1. Die zum Domanialvermögen des Her⸗ 
zogthums (5. 3 des am 21. Juni 1871 landes- 
herrlich beſtätigten Rezeſſes über das landesherr⸗ 
| liche Domanium vom 19. Juni 1871 und §. 1 des 


) Oben unter Nr. II. abgedruckt. 


Geſetzes vom 7. Dezember 1872, betreffend die Ueber⸗ 

tragung der Verwaltung des Domanialvermögens ꝛc. 

auf den Landeskommunalverband u. ſ. w.) gehörigen 

Gebäude unterliegen der Gebäudeſteuer, inſoweit ſie nicht 

nach Nr. 2 ff. im $. 3 des anliegenden Geſetzes von 

dieſer Steuer befreit ſind. 

Artikel 2. Die Nr. 5 im F. 8 des anliegen⸗ 
den Geſetzes kommt in Wegfall. 

Artikel 3. In Betreff der ausführenden Behör⸗ 
den und Beamten u. ſ. w. gelten für die erſte allge⸗ 
meine Veranlagung der Gebäudeſteuer folgende Vor⸗ 
ſchriften: 

1) Die Befugniſſe und Pflichten des Finanzminifters 
(88. 11, 12 und 23 des anliegenden Geſetzes) wer⸗ 

den durch den preußiſchen Finanzminiſter, diejenigen 

der Bezirksregierung (58. 9, 10 und 11 ebendaſ.) 
durch die preußiſche Regierung zu Schleswig wahr⸗ 
genommen. 

Als Ausführungskommiſſar (§. 9) fungirt der für 

die anderweite Regelung der Grundſteuer beſtellte 

Veranlagungskommiſſar (§. 10 der Anweiſung vom 

heutigen Tage für das Verfahren bei Ermittelung 

des Reinertrages der Liegenſchaften behufs ander⸗ 

i weiter Regelung der Grundſteuer). 

3 
miſſion erfolgt, ſoweit ſie nach §. 9 des anliegen⸗ 
den Geſetzes der kreisſtändiſchen Verſammlung zu⸗ 
ſteht, durch die Ritter⸗ und Landſchaft. 

Artikel 4. Sobald die erſte allgemeine Veranla⸗ 


Pflichten an die durch landesherrliche Verordnung zu 
beſtimmenden Behörden über. 

Durch dieſelbe Verordnung wird Beſtimmung dar⸗ 
über getroffen, von welcher Behörde die im §. 18 des 
anliegenden Geſetzes dem Finanzminiſter übertragene 
Feſtſetzung zu bewirken iſt. 

Artikel 5. Der zweite Abſatz im §. 14 des an⸗ 
liegenden Geſetzes kommt in Wegfall. 


Die Wahl der Mitglieder der Veranlagungskom⸗ 


Artikel 6. Die erſte Reviſion der Gebäudeſteuer⸗ 
veranlagung (§. 20 des anliegenden Geſetzes) findet für 
das Jahr 1895 ſtatt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unter- 
ſchrift und beigedrucktem Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 15. Februar 1875. 


XIII. Auszug aus dem Reichsgeſetze vom 


25. Mai 1873 über die Rechtsverhältniſſe der 
zum dienſtlichen Gebrauche einer Reichsverwaltung 
beſtimmten Grundſtücke. 
(Reichsgeſetzbl. für 1873, Seite 113.) 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher 
Kaiſer, König von Preußen ꝛc. verordnen im Namen 
des Deutſchen Reiches nach erfolgter Zuſtimmung des 
Bundesrathes und des Reichstages zur näheren Feſt⸗ 
ſtellung der Rechtsverhältniſſe rückſichtlich derjenigen 
Gegenſtände, welche zum dienſtlichen Gebrauche einer 


verfaſſungsmäßig aus Reichsmitteln zu unterhaltenden 


Verwaltung beſtimmt ſind, was folgt: 

§. 1. An allen dem dienſtlichen Gebrauche einer 
verfaſſungsmäßig aus Relchsmitteln zu unterhaltenden 
Verwaltung gewidmeten Gegenſtänden ſtehen das Eigen⸗ 
thum und die ſonſtigen dinglichen Rechte, welche den 
einzelnen Bundesſtaaten zugeſtanden haben, dem Deutſchen 
Reiche zu. Der Zeitpunkt des Ueberganges dieſer Ge⸗ 
genſtände in eine ſolche Verwaltung iſt als Zeitpunkt 


des Ueberganges der Rechte auf das Reich anzufehen. 
gung der Gebäudeſteuer zum Abſchluſſe gekommen iſt, 
gehen die im Artikel 3 bezeichneten Befugniſſe und 


Hinſichtlich der Befreiung von Steuern und ſon⸗ 
ſtigen dinglichen Laſten ſind die im Eigenthum des 
Reiches befindlichen Gegenſtände den im Eigenthum des 
einzelnen Staates befindlichen gleichartigen Gegenſtänden 
gleichgeſtellt. 

Auch unterliegt das Reich bezüglich der ihm zuge⸗ 
hörigen Gegenſtände der nämlichen Gerichtszuſtändigkeit, 
welcher der Staat, in deſſen Bereiche jene Gegenſtände 
ſich befinden, bezüglich der ihm zugehörigen gleichartigen 
Gegenſtände unterworfen iſt. 


Alphabetiſches Sachregiſter 


zu den 
Veranlagungsgrundſätzen für die Gebäudeſteuer. 


Abbauten, Einſchätzung derſelben, §. 61 Nr. 5. 

Abgaben neben dem Miethspreiſe, Berückſichtigung 
derſelben bei Feſtſtellung des Miethswerthes, §. 37. 

Abtritte Einſchätzung der kleinen — zum Wohnhauſe, 
§. 31 Abſ. 2, §. 40 Nr. 2 


e ländliche Wohngebäude derſelben, §. 41 Nr. 5, 
46. 
— Steuerpflicht der Ställe ꝛc. derſelben, 8. 18 Nr. 3. 


r wie Nebengebäude, §. 41 Nr. 3, 

§. 43. 

Amtsw n für Geiſtliche ꝛc., ſteuerfrei, §. 13, 
Ab. 3. 

Anlagen, Entwaſſerungs⸗ und Bewäſſerungs⸗ —, 


Steuerfreiheit der zugehörigen Gebäude, §. 21. 
— gewerbliche, Begriffsbeſtimmung, §. 19. 


1 Steuerfreiheit der Aufbewahrungsräume 


x. §§. 15, 16. 


Ananastreibereien, Beſt t 2% 824 s 1 
ee eee Bergwerke, Gebäude der Waſſerhaltungsmaſchinen 


Nr. 3. 
Antheile an Gebäuden §. 33, §. 34 Nr. 3. 


Ar beiterhäuſer bei Fabriken x, §. 41 Nr. 2, S. 


42, 8. 43 Nr. 3, §. 47 Abſ. 3. 
— auf ländlichen Beſitzungen, §. 41 Nr. 3, $. 13. 
— eigene der Fabrikarbeiter, §. 47 
Armenhäuſer, ſteuerfrei, $. 14. 
Aufbewahrungs anſtalten, ſteuerfrei, S. 14. 
Ausbauten, Einſchätzung derſelben, §. 61 Nr. 5. 
a) er, wie Nebenwohngebäude, §. 41 Nr. 
Backhäuf er, auf ländlichen Beſitzungen ſteuerfrei, 


§. 17 Nr. 3 
— der Kaufleute ꝛc., ſteuerpflichtig, S. 18 Nr. 3. 


— — Merkmale der 


í 
| 


Backöfen, kleine, nicht als Gebäude anzufehen, 8.4 


Nr. 3 


Badehäuſer, Beſteuerung derſelben mit 4%, §. 22 
Nr. 1, F. 41 Nr. 1, 8 42 jap 


Badeorte, Einſchätzung der Gebäude in denſelben, Bi 0 r. 4. 
38. . Eny Steuerfreiheit der Dienſthäuſer derſelben, 
z3: 


BEN der Eiſenbahnen als gewerbliche Anlagen, 


Bahnhöfe wie Hofräume, §. 6. 
Bahnwärterhäuschen, kleine, nicht als Gebäude an- 
zufehen, 8. 4 Nr. 1. 


Ballhäuſer, Beſteuerung derſelben mit 4 759, „8 22 
Nr. 1, §. 40 Nr. 6, §. 41 Nr. 1, §. 42. 

Bauart der Gebäude als Einſchätzungsmerkmal, 8. 
39, 8.46, §. 47, $. 49, §. 58, 5. 60, §. 61, 
$. 63, $. 65. 

Bauergüter als Zubehör ländlicher Beſitzungen, $. 
44, Abſ. 4 und 5. h 

Bonen ech der gewerblichen Gebäude, §. 63, 
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8. 64. 
Bauliche Beſchaffenheit der Gebäude als Einſchätzungs⸗ 
merkmal, §. 36 Nr. 4, §. 39, §. 46, §. 49. 


Baulichkeiten, welche als Gebände anzuſehen find, 


. 3, 8. 4. 
— Veranlagung der Grundflächen, §. 5 Ab. 8. 
Befreiungen von der Gebäudeſteuer, 88. 9—21. 
Berechtigungen, Berückſichtigung derſelben bei Feſt⸗ 
ſtellung des Miethswerthes, §. 29 Nr. 1. 


ſteuerfrei, $. 21. 

nc Steuerfreiheit der zugehorigen Gebäude, 
$. 10. 

Beſitzantheile an Gebäuden, $. 33, §. 34 Nr. 3. 

Beſitzungen ländliche, Begriffsbeſtimmung, S. 44, 
§. 50 Abſ. 6, S. 53. 

Selbſtſtändigkeit (Muſterbeſitzun⸗ 
gen), §. 51. 8 

Beſſerungsanſtalten, ſteuerfrei, §. 14. 

Beſteuerung mit 4, §. 22 Nr. 1, $. 23, §. 25, 
§. 26, 88. 35—61. 

— mit 2%, 8. 22 Nr. 2, §. 24, 8. 25, 8. 26, 88. 
62—65. 

N ER der Tiſchler ꝛc., gewerbliche Anlagen, 


Bewäfferungsanlagen, Steuerfreiheit der zugehori⸗ 
gen Gebäude, §. 21 


Bibliotheken, öffentliche, ſteuerfrei, 8. 11 Abf. 1. 


Bienenhäuſer, ſteuerfrei, 8. 17 Nr. 2 


Bockwindmühlen, Einſchätzung derſelben, $. 65. 
Börſenhäuſer, ſteuerpflichtig, 5. 11 Nr. 4. 


Branntweinbrennereien, Brauereien x., ſteuer⸗ 
pflichtig mit 2%, S. 18 Nr. 1, S. 22 Nr. 2. 
5 
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Brennereien (Ziegel-, Kalk ), ſteuerpflichti 
mit 2%, §. 18 Nr. 1, $. 2. s 

t hölzerne, nicht als Gebäude anzuſehen, §. 4 
Abſ. 1. 


„ Gyps⸗ 
22 Nr. 


Dampfmi 
SEZEN 

Dampfſchornſteine, als Theile von Triebwerken, 
8. 64 Nr. 3. 


ſthäuſer 

24 Rr. 1. 

— der Erzbiſchöfe xc., ſteuerfrei, $. 13. 

Dienſtwohnungen der Privatbeamten 
lichen Beſitzungen, $. 41 Nr. 3, 8. 43 Nr. 1 u. 4. 

— der Privatbeamten ꝛc. bei Fabrikanlagen, §. 41 
Nr. 2, §. 42, §. 43 Nr. 3. 

— ber: Privatbeamten der Eiſenbahn⸗ und anderen Ge⸗ 
ſellſchaften ꝛc., §. 40 Nr. 7. 

Domänenpächter, Steuerpflicht der Superinventarien⸗ 
gebäude derſelben, §. 10 Anm., 8. 34 Nr. 2. 

Domgeiſtliche, 
ſelben, §. 13. 

Domherren, Steuerpflicht der Wohnhäuſer derſelben, 
8. 13 Abſ. 3. 

3 85 ei er als Nebenwohngebäude, §. 41 Nr. 3, 


ae Beſteuerung derſelben mit Zu 


Dien 
8. 


Durchſchnittsmiethspreiſe zehnjährige, 
werth der Gebäude, §. 35. 


e Eintragung der Namen ꝛc. derſelben, 

34. 

Eigenthumsantheile an Gebäuden, §. 33, §. 34 
Ne 3! 


Einkommenſteuerveranlagung, Normen für die Be⸗ 
. des wirthſchaftlichen Reinertrages, §. 52 
Abſ. 4. 


Einquartierung, bei Abſchätzung des Nutzungswer⸗ 
werthes nicht zu berückſichtigen, 8. 29 Nr. 1. 

— Berückſichtigung der Koſten derſelben neben dem 
Miethspreiſe bei Feſtſtellung des Miethswerthes, 
S Wei . 


== Berückſichtigung der dazu beſtimmten Räume bei 

der Veranlagung ſchloßartiger Wohngebäude auf arö- 

1 ag im Vergleich zu den Landſtädten, §. 60 
Nr. 4. 

Einrichtung, innere — der Gebäude, Berückſichtigung 

e bei Feſtſtellung des Nutzungswerthes, $. 36 
r. 4, 


— der Muſtergebäude, $. 39. 
Einſchätzung der Gebäude in den Städten ka 
88. 35—40 


Einſchätzung der Gebäude auf dem platten Lande, 
88. 41—61. 


— berfelben im Vergleich zu den Landſtädten, 88. 58—60. 

— ländlicher Nebenwohngebäude, §. 43. 

— der gewerblichen c. Gebäude n 
§. 42, F. 58 Abſ. 4. | 

Eiſenbahndienſthäuſer, Beſteuerung derſelben mit 
2%, 8 Nr. 1. | 


97 


ach Normalſtädten, 


der Eiſenbahnen, Beſteuerung mit 2%, | 


x. auf länd⸗ 


Steuerfreiheit der Dienſthäuſer der⸗ 


als Mieths⸗ 


Eiſenbahnen, Beſteuerung der zu Reſtaurationslokalen 


x. e Gebäude der — mit 4%, 8. 23 

r 

| — (Pferdes), Steuerpflicht der zugehörigen Stallungen, 

. 20 Nr. 3, $. 22 Nr. 2. 

Eiſenbahnhöfe als gewerbliche Anlagen, §. 19. 

| wie Hofräume, 8. 6. 

Eiſenbahntelegraphenb 
ſelben mit 2%, §. 24 

Eiſenbahnwärterhäuschen 
bäude anzuſehen, §. 4 Nr. I. 

Eisgruben auf ländlichen Beſitzungen, Steuerfreiheit 
derſelben, 8. 17 Nr. 6. 

Eiskeller auf ländlichen Beſitzungen, Steuerfreiheit 
derſelben, 8. 17 Nr. 6. 

Entwäſſerungsan lagen, Steuerfreiheit der zugehö⸗ 
rigen Gebäude, §. 21. 

let Eintragung derſelben als Eigenthümer, §. 34 
Nr. 3. 


üreaus, Beſteuerung der⸗ 
Nr. 1 


5 kleine, nicht als Ge⸗ 
1 


Erzbiſchöfe, Steuerfreiheit der Dienſthäuſer derſelben, 
§. 13. 


Erziehungsanſtalten, Beſteuerung derſelben mit 
IN. . 


Fabrikanlagen, Einſchätzung der zugehörigen Wohn⸗ 
gebäude, 8. 41 Nr. 2, §. 42, 8. 43 Nr. 3 
Fabrikarbe 
Nr 6 S? 
Fabrikarbeiterhäuſer bei Fabriken x., 8.47 Abſ. 3. 
Fabriken, Beſteuerung derſelben mit 2%, $. 22 Nr. 2. 
NET der Tagelöhner ꝛc., ſteuerfrei §. 17 


iter, eigene Wohngebäude derfelben, 8.41 
47. 


Flächeninhalt ꝛc. der Grundſtücke als Merkmal der 
Selbſtſtändigkeit ländlicher Beſitzungen, §. 51. 

Flecken in den vormals ſchleswig⸗holſteiniſchen und 
naſſauiſchen Landestheilen, §. 35. 

Fideikommiſſe als ländliche Beſitzungen, §. 44. 

Forſtbeamtenwohnungen als Nebenwohngebäude, 
§. 41 Nr. 3, §. 43 Nr. 1 u. 4. 

Fuhrleute, Steuerpflicht der Stallungen derſelben, 
$. 20 Nr. 3, 8. 22 Nr. 2. 


Gartenbau, 
§. 15 Abſ. 
Gartengewächſ 
20, J. DE 
Gartenhäuschen, Steuerfreiheit derſelben, §. 17 Nr. 7. 
Gartenhäuſer, Beſteuerung derſelben mit 4%, 8.23 
Nr. 4, 8. 41 Nr. 4, §. 45. 
Gartenwirthſchaften, Beſteuerung der Hallen ꝛc. 
in — mit 4 %, §. 23 Nr. 8. 0 
Gasbereitungsanſtalten, ſtädtiſche, ſteuerpflichtig, 
§. 11 Nr. 2. 


Steuerfreiheit unbewohnter Gebäude, 
2. 


e, Steuerfreiheit der Konſervirhäuſer 
5. 


Gafometer, freiſtehende, nicht als Gebäude anzufehen, 
8.4 Nr. 7 


EN 
Gaſthöfe als Nebenwohngebäude ländlicher Beſitzun⸗ 
gen, §. 43 Nr. 3. 


ometerg ebäude, ſteuerpflichtig, 8. 4 Nr. 7 Anm., 
11 Nr. 2. 


35 


Gaſthöfe, 
Bi ae 7 

Gebände als Steuerobjekte, 88. 2—4. 

— Steuerfreiheit derſelben, SS. 9—21. 

— auf fremdem Grund und Boden, §. 34 Nr. 2. 


Beſteuerung derſelben mit 4%, §. 23 
40 Nr. 6 


— im gemeinſchaftlichen Eigenthum von Mehreren, 


8. 34 Nr. 3. 


— im ſtreitigen Eigenthum, §. 34 Nr. 4. 


e ee beſondere Veranlagung derſelben 


Gebäudeſteuer, Objekte derſelben, §. 2. 

— Prozentſätze der — vom Nutzungswerthe, S. 22. 

Gefängnißanſtalten, ſteuerfrei, §. 14. 

Geiſtliche, Steuerfreiheit der Dienſthäuſer derſelben, 
13 


Gemeinden, öffentliche Gebäude derſelben, §. 11. 
— vermiethete Gebäude derſelben, $. 11 Abſatz 3. 
— gewerbliche Gebäude derſelben, S. 11 Nr. 2. 


Gemeinſchaftliches Eigenthum an Gebäuden, $. 34 
Nr. 3 


Genoſſenſchaft als Gebäudeeigenthümer, §. 34 Nr. 1. 

Geräthſchaften kommen bei Feſtſtellung des Nutzungs⸗ 
werthes gewerblicher Gebäude nicht in Betracht, §. 62. 

Geſammtmiethspreis für mehrere Gebäude, §. 40 
Nr. 1 


e 
Geſammtverhältniſſe der ländlichen Beſitzungen 
als Einſchätzungsmerkmal §§. 49—57. 
Geſchäftsräume, Berückſichtigung der während der 
1 x. für dieſelben bezogenen Miethen, §. 40 
Nr. 4. 
Geſchirrhäuſer, Steuerfreiheit derſelben, $. 17 Nr. 4. 
Gefellſchaftshäuſer, Beſteuerung derſelben mit 4%, 
§. 22 Nr. 1, §. 40 Nr. 6, §. 41 Nr. 1, §. 42. 
a) er als Nebenwohngebäude, §. 41 Nr. 3, 
3 


Gewerbebetrieb, Beſteuerung der gewerblichen Ge⸗ 
bäude mit 2 , $. 22 Nr. 2. 

— Beſteuerung der dazu vermietheten Wohngebäude 
M RIRA: 

— der Gemeinden, 8. 11 Nr. 2. 

Gewerbetreibende, Betriebsſtätten derſelben §. 19. 

Gewerbliche Anlagen, Begriffsbeſtimmung, §. 19. 

— Steuerfreiheit von Aufbewahrungsräumen ꝛc. bei 
denſelben, $. 15, §. 16. 

Gewerbliche Gebäude, Beſteuerung derſelben mit 
2 %, SS. 62 — 65. 

Gottesdienſtliche Gebäude ſteuerfrei, §. 12 Nr. 2. 

Gradirwerke der Salinenanlagen nicht als Gebäude 
anzuſehen, §. 4 Nr. 4. 

Größe der Gebäude ꝛc. als Einſchätzungsmerkmal, 8. 39, 
8, 46, §. 47, 8.49, 8.58, 8. 60, §. 61, §. 63, §. 65. 

SS = b ann, beſondere — der Hausgärten, 


Grundflächen der Bahnhöfe, g. 6 Abſ. 1. 
— der Baulichkeiten, welche nicht als Gebäude anzu⸗ 
ſehen find, $. 5 Abſ. 3 


Grundſtücke, mitvermiethete, Berückſichtigung derſelben 
bei Feſtſtellung des Miethswerthes, §. 37. 


Grundſtücke, Zubehörigkeit 

Wohngebäuden, §. 49 Nr. 

Grundſteuerreinertrag, Berückſichtigung deſſelben 
bei Ermittelung des wirthſchaftlichen Reinertrages, 
ai Sa 

Güterexpeditionsbureaus der Eiſenbahnen, Be- 
ſteuerung derſelben mit 2 %,, §. 24 Nr. 1. 

Güterkomplexe als ländliche Beſitzungen, §. 44. 

Güter, Steuerfreiheit der zugehörigen Stallungen, 8. 17 


205 elben zu ländlichen 


Nr. 2. 

Gutsbezirke, ſelbſtſtändige, Steuerfreiheit der öffent⸗ 
lichen Gebäude, $. 11. 

Gutsſchmieden, Steuerfreiheit derſelben, $. 17 Nr. 3 

Gymnaſiallehrer, Steuerfreiheit der Dienſthäuſer 
derſelben, §. 13. 

Gypsbrennereien, Beſteuerung derſelben mit 2 %, 
5. 22 Nr. 2. 

ln offene, nicht als Gebäude anzufehen, §. 4 


Nr. 


Hallen, Beſteuerung derſelben mit 4 , §. 23 Nr. 8. 
§. 24 Nr. 4 Anm. 

— N Beſteuerung derſelben mit 2 /, §. 24 
Nr. 4. 


Hammerwerke, Beſteuerung derſelben mit 2%, 
§. 22 Nr. 2. 

Handwerker, Einſchätzung der 
Heinen —, §. 41 Nr. 6, $. 47 

Hannoverſche Königsfamilie, Steuerfreiheit der 
Gebäude derſelben, §. 9 Nr. 3. 

Hauptklaſſen der ländlichen Wohngebäude, 88.50 —57. 

Hausflure, Berückſichtigung der für dieſelben bezo⸗ 
genen Miethen, §. 40 Nr. 4. 

Hausgärten, Begriffsbeſtimmung, §. 7. 

— als Steuerobjekte, §. 2, §. 30. 

— der Gebäudeantheile, §. 33. 

— mehrere bei einem Gebäude, §. 8. 

— bei Bahnhöfen, §. 6 Abſ. 2. 

Hausoffiziantenwohnungen als Nebenwohngebäude, 
8. 41 Nr. 3, §. 43. 

Hintergebäude, getrennte Einſchätzung derſelben, §. 31. 

Hochöfen, Feſtſtellung des Baukoſtenwerthes, §. 64 Nr. 2. 

ene als Nebenwohngebäude, §. 41 
Nr. 3, 8. > 


Hofräume als Steuerobjekte, §. 2, §. 30. 

— Benutzung derſelben als Holzhöfe, Zimmer⸗ und 
Lagerungsplätze ꝛc., 8. 5 Abſ. 1, §. 40 Nr. 3. 
Hohenzollernſches Fürſtenhaus, Steuerfreiheit der 

Gebäude deſſelben, 8. 9 Nr. 1. 

ER nder (Windmühlen), Einſchätzung derſelben, §. 65. 
olzhöfe, Steuerpflicht derſelben, §. 5 Abſ. 1. 

— Berückſichtigung des Miethsertrages derſelben bei 
Feſtſtellung des Nutzungswerthes der zugehörigen 
Wohngebäude, §. 40 Nr. 3. 

Doli puppen Beſteuerung derſelben mit 2 /, §. 24 

5 


Wohngebäude der 


Holzſtälle in den Städten, ſteuerpflichtig mit 2 /, 
8. 18 Nr. 2, §. 24 Nr. 2. 
5 * 


* 
> 


Holzſtälle, Einſchätzung der E — zum Wohn 
hauſe, §. 31 Abſ. 2, §. 40 Nr. 2. 

— auf ländlichen Beſttzungen ſteuerfrei, 8. 17 Nr. 

Hauptwohngebäude auf Nebengütern, §. 61 Nr. 6. 

Hütten, nicht als Gebäude anzuſehen, §. 4, Abſ. 1. 

ge Beſteuerung derſelben mit 2 , $. 22 

pi 2 

== rapan, 

$. 1 


Steuerfreiheit der zugehörigen Gebäude, 


Inſp et orenw ohnungen als Nebenwohngebäude, 
. 

Juſtizg ebäude, ſteuerfrei, S. 11 Abſ. 1 

Juſtizverwaltung, Steuerfreiheit der von derſelben 


gemietheten Gebäude der Gemeinden ꝛc., §. 11 Abſ. 2. 


6 


ji 
| 


TAI 


Konſervirhäuſer, Steuerfreiheit derſelben, §. 17 Nr. 5. 


Korporationen, Steuerpflicht der Gebäude der kauf⸗ 


männiſchen —, §. 11 Nr. 5. 
Fear d Beſteuerung derſelben mit 4%, §. 22 
Nr. 1. 
— Berückſichtigung der Miethen für — bei der Ein⸗ 
ſchätzung der Wohngebäude, §. 40 Nr. 4. 
Krankenhäuſer, ſteuerfrei, §. 14. 
Kreditinſtitute, Steuerpflicht der Gebäude der land⸗ 
wirthſchaftlichen —, §. 11 Nr. 3. 


Kreiſe, Steuerfreiheit der öffentlichen Gebäude §. 11. 
Kruggebäude als Nebenwohngebände ländlicher Be- 


Kalkbrennereien, Beſteuerung derſelben mit 2 %%, 


e 

Kalköfen, offene, nicht als Gebäude anzuſehen, §. 4 
Nr. 5. 

Kalthäuſer, Beſteuerung derſelben mit 2 , §. 24 
NE a. 


fepe ren tie fazi Beſteuerung derſelben mit 2 0, 

1 KA 1 §. 12 Nr. 2 

Kaſernen, Steuerfreiheit der von den Gemeinden an 
die Militärverwaltung vermietheten —, §. 11 Abſ. 3. 

Kaufläden, Beſteuerung derſelben mit 4%, §. 22 
Nr. 1. 

— Berückſichtigung der Miethen für — bei der Ein⸗ 
ſchätzung der Wohngebäude, S 40 Nr. 4. 

— in öffentlichen Gebäuden, §. 11 Abſ. 4. 


bee e A 41 Nr. 5, F. 46. 


= Steenis der Ställe derſelben, §. 18 Nr. 3, 
Nr 


re e, Berückſichtigung derſelben 13 Feſtſtellung 
des Nutz zungswerthes der Gebäude, F. 4 


W Beſteuerung derſelben mit s 900% §. 283 


Keller, Beſtenerung hen als ace Gebäude 
anzufehenden — mit 2 %, 8. 22 Nr. 2. 

Keſſelhäuſer, Feſtſtellung des Banukoſtenwerthes der- 
ſelben, $. 64 Nr. 1. 

Kirchen, ſteuerfrei, S. 12 Nr. 2. 

Klaſſenſteuerveranlagung, Normen für die Ermitte⸗ 
lung des wirthſchaftlichen Reinertrages, §. 52. 

Ko 9 50 offene, nicht als Gebäude anzuſehen, §. 4 


Königliches Rat Steuerfreiheit der Gebinde des- | 


ſelben, S. 9 Nr. 

Kohlengruben, a der Waſſerhaltungsmaſchinen 
ſteuerfrei, S. Dile 

Kolonaden in AE A A xc., Beltenerung 
derſelben mit 4 %, §. 23 9 

Kommanditen der Hide Steuerpflicht der Ge⸗ 
bäude, §. 11 Anm. 

Kommunalſtändiſche Verbände, e der 
öffentlichen Gebäude derſelben, §. 1 


ſitzungen, 8. 43 Nr. 3. 
Küchen, Geſtencrung derſelben mit 4, §. 23 Nr. 5. 
Küſter, Steuerfreiheit der Dienſthäuſer derſelben, §. 13. 
Kuhſtälle der Tagelöhner, ſteuerfrei, $. 17 Nr. 2. 
Kultus, OR 9 8 Dienſthäuſer der Diener des 
öffentlichen — 8. 1 
N Stelle der Dienſthäufer der⸗ 
elben 3 
Kurheſſiſche Fürſtenfamilie, Steuerfreiheit der Ge⸗ 
bäude derſelben, §. 9 Nr. 4. 


Ladebühnen, offene bei ee zu den 
Maſchinen gehörig, $. 64 N 
Läden, Berückſichtigung der ie für — bei der 
Einſchätzung, §. 40 Nr. 4. 
— in öffentlichen Gebäuden, §. 11 Abſ. 4. 


Ländliche Beſitzung, Begriffsbeſtimmung, 8. 44, 


e 


Kaufleute, 5 ME ländlichen Wohngebäude Ländliche Ortſchaften, Berückſichtigung der Y 


preiſe in denſelben, §§. 35—40, §. 48. 


Ländliche Wohngebäude, Veranlagung derf Wan, 
88. 48—60. 


Lage der Gebäude als Einſchätzungsmerkmal, F. 36, 


| Kae gener 


ee e e ee e 

Lagerhäuſer der kaufmänniſchen Korporationen zc., 
ſteuerpflichtig, $. 11 Nr. 5. 

Lagerplätze, Steuerpflicht derſelben, §. 5 Abſ. 1. 

— Berückſichtigung des Miethsertrages derſelben bei 
Feſtſtellung des e der zugehörigen Wohn⸗ 
gebände, F. 40 Nr. 3 u. 4. 

Einſchätzung derſelben, §. 41 Nr. 4, 


RN Begriffsbeſtimmung, §. 59. 
— Berückſichtigung der Einſchätzungen in denſelben, 
S. 48 Nr. 3, SS. 58—60. 
Landwirthſchaft, zum Betriebe 5 90 iapi 
Räume in Wohngebäuden, §. 16, §. 6 2 
Landwirthſchaftliche Gebäude, Seeber der⸗ 
ſelben, $. 15. 

Landwirthſchaftliche N A uerpflicht 
der hierzu benutzten Gebäude, $. 18 Nr. 

Landwirthſchaftliche Rrebitinfiitute, Se 
der Gebäude derſelben, $. 11 Nr. 3. 

Laſten, Berückſichtigung derſelben bei N des 
Miethswerthes der Gebäude, §. 29 9 


37 


Leibzuchtshäufer wie Nebenwohngebäude, §. 41 
Nr. 3, §. 43. 


Loh narb eite r, Einſchätzung der Wohngebäude derſelben 


auf dem Lande, §. 50. 

Lohnfuhrleute, Steuerpflicht der Stallungen derſelben, 

§. 20 Nr. 3. 

Lokomotivſchuppen der Eisenbahnen ſteuerpflichtig 
mit 2%, §. 20 Nr. 5, §. 24 Nr. 1. 


Manufakturgebäude, 
eee 
Maſchinen, Berückſichtigung derſelben bei Feſtſtellung 

562 RENI, bezw. des Baukoſtenwerthes, §. 37, 


Beſteuerung derſelben mit 


Maſchinengebäude, Feſtſtellung des Baukoſtenwerthes 
derſelben, §. 64 Nr. 1. 

Maſtviehſtälle auf Gütern ſteuerfrei, §. 17 Nr. 2. 

— auf Fabrikanlagen ſteuerpflichtig, S. 20 Nr. 4. 

Merkmale für den wirthſchaftlichen Reinertrag, §. 52. 

— für die Selbſtſtändigkeit ländlicher Beſitzungen, §. 51. 

Meſſen, Berückſichtigung der Miethen für Verkaufs⸗ 
ſtellen 2c. während der — bei der Einſchätzung, 

. 40 Nr. 4. 

Miethsertrag der Hofräume ꝛc., Berückſichtigung 
deſſelben bei Feſtſtellung des Nutzungswerthes der zu⸗ 
gehörigen Wohngebäude, §. 40 Nr. 3. 

— von Verkaufsſtellen ꝛc. während der Meſſen und 


Wollmärkte, Berückſichtigung deſſelben bei der Ein⸗ 


ſchätzung, §. 40 Nr. 4. 
Miethspreiſe, Berückſichtigung derſelben auf dem 
platten Lande, §. 48, §. 58 Abſ. 4. 
— Feſtſtellung derſelben in Städten ꝛc., SS. 35 — 40. 
1 35. in der Gebäude, Feſtſtellung deſſelben, 


— der Nebenwohngebäude ꝛc., Ermittelung deſſelben, 
§. 40 Nr. 9. 
Miethswohnungen in Fabrikarbeiterhäuſern, §. 47. 


Milde Stiftungen, Steuerfreiheit der Gebäude der⸗ 


ſelben, §. 14. 

Militair gebäude ſteuerfrei, §. 11 Abſ. 1. 

Militairverwaltung, Steuerfreiheit der von den 
Gemeinden an die — vermietheten Gebände, §. 11 
Abſatz 3. 

Miterben, Eintragung derſelben als Eigenthümer, 
§. 34 Nr. 3. 

Miteigenthümer, Eintragung derſelben, §. 34 Nr. 3. 

Mobilien, mitvermiethete, Berückſichtigung derſelben 
bei Feſtſtellung des Miethswerthes, §. 37. 
kühlenanlagen, Einſchätzung der Wohngebäude 
auf S. 41 Nr. 2, §. 42, §. 43 Nr. 3. 

aiae he (Dampf- ꝛc.), Beſteuerung mit 2 , 8. 22 


25 

— (Wind⸗), Einſchätzung derſelben, §. 65. 

Muſeen, öffentliche, ſteuerfrei, 8. 11 Abſ. 1. 

Muſterbeſitzungen auf dem Lande, §. 51, 5. 52. 

Muſtergebäude in den Städten ꝛc., §. 39. 

— in den Landſtädten als Vergleichsobjekte bei der Ver⸗ 
anlagung der ländlichen Wohngebäude, §. 60. 


Naſſauiſche Fürſtenfamilie, Steuerfreiheit der 
Gebäude derſelben, §. 9 Nr. 5. 
Nebengebäude in den Städten, Einſchätzung der kleinen 
— zum Wohnhauſe, §. 31 Abſ. 2, §. 40 Nr. 2. 
Neben wohngebäude bei ländlichen Beſitzungen, 8. 41 
Nr. 3, 8. 43, §. 44. 

— bei Fabrikanlagen, §. 41 Nr. 2, 8.42, §. 43 Nr. 3, 
§. 47 Abſ. 3. 

— auf Pfarrhöfen, §. 13 Abſ. 4. 

Niederlagen, Steuerpflicht derſelben, 8. 20 Nr. 6. 

Normalſtädte als Norm für die Veranlagung von 

gewerblichen x. und Wohngebäuden auf dem Lande, 

8. 42, §. 58. 

Nutzungsertrag der Hofräume durch Vermiethung, 

Berückſichtigung deſſelben bei Feſtſtellung des Nutzungs⸗ 
werthes der zugehörigen Wohngebäude, §. 40 Nr. 3. 

Nutzungswerth, Begriffsbeſtimmung, §. 28. 

F 27% a für die Einſchätzung der Gebäude, 


— der Gebäude in Sfhöten, §. 35. 
— der vermietheten Gebäude, §. 36 Nr. 1 u. 2. 
— der ländlichen Wohngebäude ꝛc., 8.16, 88. 41—57. 
— der Wohngebäude auf dem Lande, Feſtſtellung des⸗ 
ſelben nach Miethspreiſen, §. 48. 
— der Wohngebäude auf dem Lande, Feſtſtellung des⸗ 
ſelben nach den Geſammtverhältniſſen, 88. 49—57. 
— der Nebengebäude in den Städten, §. 40 Nr. 2. 
— der Nebenwohngebäude auf dem Lande, F. 40 Nr. 9, 
FSi. 41 Nr. 3, $. 43. 
Ka a außerhalb des Ortsberinges, §. 40 
Nr. 8. 
— der Badehäuſer ꝛc., 8. 41 Nr. 1, 8. 42. 
. x., §. 40 Nr. 6, §. 41 Nr. 1, 


— der Schlöſſer ꝛc., §. 40 Nr. 5. 
— der Qand- und Gartenhäuser, $. 41 Nr. 4, §. 45. 
— der Wohngebäude von Kaufleuten ꝛc. auf dem platten 
Lande, §. 41 Nr. 5, §. 46. , 
zi Wohngebäude kleiner Handwerker ꝛc, §. 41 Nr. 6, 
47. 


— der Geſchäfts⸗ und Lagerräume ꝛc., §. 40 Nr. 4. 
— der Dienſtwohnungen für Privatbeamte, §. 40 Nr. 7, 
§. 41 Nr. 2 u. 3, §. 42, §. 43. 


O 1 Gebäude, Steuerfreiheit derſelben, §. 11 


Ortſchaften, ländliche, Berückſichtigung der Mieths⸗ 
preiſe in denſelben, §. 35—40, §. 48. ala 


Ortsbering, Einſchätzung der Gebäude außerhalb des⸗ 
ſelben, 8. 40 Nr. 8. 

Pächterwohnungen als Nebenwohngebäude, 8. 41 
Nr. 3, §. 43. 

Perſonenwagenſchuppen der Eiſenbahnen, ſteuer⸗ 
pflichtig mit 28, §. 20 Nr. 5, §. 24 Nr. 1. 

Pfarrgeiſtliche, Steuerfreiheit der Dienſthäuſer der⸗ 
ſelben, §. 13. i ; 

| Pfarrhöfe, Steuerpflicht der Nebenwohngebäude auf 

denſelben, §. 13 Abſ. 4. 


38 
Mieeneniienhahnen; | t der zugehörigen 


Stallungen, 8. 2 


Pferdeſtälle, i der von den Gemeinden 


an die Militairverwaltung vermietheten —, §. 11 
Abſatz 3. 

Plätze (Holz⸗, rag Lagerungs⸗), Steuerpflicht 
derſelben, §. 5 Abſ. 1. 

== Medal z Miethsertrages derſelben bei 
Feſtſtellung des a n ee der zugehörigen 
Wohngebäude, §. 40 Nr. 3 u. 

Polizeigebäude, ſteuerfrei, §. EM Abſ. 12 

Poſtgebäude, ſteuerfrei, $. 11 Abſ. 1. 

Bo nn Steuerpflichtigkeit der Stallungen derſelben, 

Prätendent, „Eintragung deſſelben als Eigenthümer, 
$. 34 Nr. 

e ſteuerfrei, §. 14. 

Privatbeamte, Einſchätzung der Dienſtwohnungen . 
jelben, 8. 40 Nr. 7, 8.41 Nr. 2 u. 3, 8.42, 8. 4 

1 Beftenerung der Hallen ꝛc. in — 55 
4%, 8. 23 Nr. 8 

Privatkapellen, ſteuerftel, 8. 12 Nr. 2. 

see entalten. Beſteuerung derſelben 
mit 4%, §. 23 Nr. 1 

-. eee der Parteien als Eigenthümer, 


Provinzen, beet der öffentlichen Gebäude 
derſelben, 8. 11. 
Pro vinzialgebäude, ſteuerfrei, $. 11. 


Regierungsgebäude, ſteuerfrei, §. 11. 

Re a ch ie ank, Steuerpflicht der Gebäude derſelben, 
Reichsgebände, ſteuerfrei, S. 11. 

R 35 chs = üter, Steuerfreiheit der Gebäude auf denſelben, 


en dee g Fürſten ꝛc., 
Gebäude derſelben, §. 9 Nr. 2. 
Blake bei der Einſchätzung der Gebäude, $. 38, 


Re in . T i ag, wirthſchaftlicher, Begriffsbeſtimmung, $. 52. 

— wirthſchaftlicher, als Sine atme für die 
ländlichen Wohngebäude, §8. 50—5 

— Grundſteuer⸗, 


Steuerfreiheit der 


Berückſichtigung a bei Ermit- | 


telung des wirthſchaftlichen Reinertrages, 5. Bus aor 


ec ahnen, Beſteuerung derſelben mit 4%, 8. 23 

r 

elite g ecken, Steuerfreiheit der gottes⸗ 
dienſtlichen Gebäude derſelben, §. 12 Nr. 2. 

— Steuerfreiheit der u der Geiſtlichen, §. 13. 

Remiſen, ſteuerfreie, $. 17 Nr. 4. 

— ale mit 2° %“, 8. 18 Nr. 3, 8. 22 
Nr. 


— an Einſchätzung derſelben, §. 31. 

Rentmeifterisnhnn ngen als Nebenwohngebäude, 
8. 41 Nr. 3 

Rentner, ländliche Wohngebäude derſelben, 8. 41 
Nr. 5, $. 46. 


Rengse Steuerpflicht der Ställe derſelben, §. 18 
Nr. 
Reſtaurationslokale, Beſteuerung der Hallen ꝛc. in 

denſelben mit 4 , §. 23 Nr. 8. 

Te Cerdan Beſteuerung derſelben mit 4%, 
e als ländliche Beſitzungen, $. 44. 
Rohertrag der ländlichen Grundſtücke, als Ein⸗ 

ſchätzungsmerkmal für die I. Hauptklaſſe der länd⸗ 

lichen Wohngebäude, §. 50. 


en offene, nicht als Gebäude anzuſehen, §. 4 


Roßwerke ꝛc., Steuerfreiheit der zur Aufnahme 
der — dienenden Gebäude auf ländlichen Beſitzungen, 
S r 


Salinenanlagen, a derſelben nicht als 
Gebäude anzuſehen, §. 4 Nr. 4. 
— Fance Steuerfreiheit der zugehörigen Gebäude, 


Sach y Feſtſtellung des Baukoſtenwerthes 
derſelben, 8. 64, Nr. 1. 

HET 
§. 23 Nr. 8. 

Sendo e ländliche Wohngebäude derſelben, §. 41 
Nr. 5, §. 43 Nr. 3, S. 46. 

— Steuerpflicht der Ställe derſelben, §. 18 Nr. 3. 
SS an: Beſteuerung derſelben mit 4 %, 
8. 22 Nr. 1, §. 40 Nr. 6, §. 41 Nr. 1, §. 42. 

Scheidungen, durchgehende zwiſchen Gebäuden, §. 32. 

Scheunen, ſteuerfreie, $. 15. 

— Beſteuerung derſelben mit 2 /, §. 22, Nr. 2. 

— GZiegeltrocken⸗), Steuerpflicht derſelben, 5 20 Nr. 7. 

Pan Beſteuerung derſelben mit 4%, §. 23 
Nr. 


Beſteuerung derſelben mit 4 %, 


| a, der Wachtpoſten nicht als Gebäude 


anzuſehen, §. 4. 
Schirrhäuſer, Steuerfreiheit derſelben, 8. 17 Nr. 4 


Schlachthäuſer als gewerbliche Anlagen, $. 19. 


— öffentliche der Gemeinden ſteuerfrei, §. 11 Nr. 2 
Anmerk. 

— nicht öffentliche, Steuerpflicht der zugehörigen Ställe, 
8. 20 Nr. 2. 

Sch lachtvieh, e der Bi Aufnahme von — 
dienenden Ställe, $. 20 Nr. 

Schlächter, Betrlebsſtätten a Saldo: 

Schlöſſer, 1 des Miethswerthes derſelben, 

40 Nr 


8. 
Saen auf größern Gütern, 
O Nr 
eech Beſteuerung derſelben mit 2%, 8. 22 
e offene, nicht als Gebäude anzuſehen, 
§. 4 Nr. 5. 
Schmieden, Steuerfreiheit der Guts⸗ 7 Se 17 Nr. 3. 
— Beſteuerung derſelben mit 2¾, S- 22 Nr. 2, 


Schornſteine (Dampf-) als Theile 145 Wide, 
auch außerhalb der Gebäude, S. 64 Nr. 3 


e 39 


een Steuerfreiheit der Dienſthäuſer derſelben, 
8. 1 


Beer Lokomotive und Perſonenwagen⸗ — ber 
Sie ſteuerpflichtig mit 2%, §. 20 Nr. 5 


— x ee x. auf dem Klaren Lande, Steuer⸗ 
pflicht derſelben, 8. 18 Nr. 3. 

— nicht als Gebäude anzuſehen, §. 4 
1 offene, nicht als Gebäude anzuſehen, 


S der Tagelöhner ꝛc. ſteuerfrei, §. 17 

r 

Seehandlungsſozietät, Steuerfreiheit der Gebäude 
derſelben, §. 10. 

Seiler, Betriebsſtätten derſelben, §. 19. 

Seilerbahnen als gewerbliche Anlagen, §. 19. 

Seitengebäude, getrennte Einſchätzung derſelben, S. 31. 

Selbſtſtändige a Beſitzungen, Begriffsbe⸗ 
ſtimmung, $. 50, $. 5 

Seminarlehrer, e der Dienſthäuſer der⸗ 
ſelben, §. 13. 

Servitute, Berückſichtigung derſelben bei Seilftelleng 
des Miethswerthes der Gebäude, §. 29 Nr. 

Siebvorrichtungen, offene bei ee, zu 
den Maſchinen gehörig, §. 64 

Staatsdomänen, S = A Ge⸗ 
bäude, $. 10. 

Staatsgebäude ftenerfrei, §. 11. 

ee Steuerfreiheit der zugehörigen Gebäude, 


Städte, Beſtimmung des Nutzungswerthes der Ge⸗ 
bäude in denſelben, §. 35. 


Städtiſche e x., ſteuerpflichtig, 


§. 11 N 
Ställe, 8 8.15, er 
— ſteuerpflichtige mit 2 9% 8 
Nr. 1—4, §. 22 Nr. 2, 8. 24 Nr. 
— getrennte Einſchätzung derfelben, 8. Ar 
en auf Gütern, 
8. 17 Nr. 2. 


— der Gaſtwirthe, Steuerpflicht derſelben, §. 20 Nr. 1. 


— der eee Steuerpflicht derſelben, 8. 20 


Nr. 
— der 1 Lohnfuhrleute, bur Ae 
Steuerpflicht derſelben, 8. 20 N 


— für Maſtvieh, Steuerpflicht En 8. 20 Nr. 4. 


Standesherrſchaften der reichsunmittelbaren Für⸗ 
9 a xc., Steuerfreiheit der zugehörigen Gebäude, §. 9 


Stellmacherwerkſtätten, auf onim Beſitzungen, 
Steuerfreiheit derſelben, 8. 17 

Steuerfreiheit der Gebäude 98. 9.21 

Steuergebäude ſteuerfrei, §. 10 Abſ. I. 

Stiftungen, als Gebäudeeigenthümer, §. 34 Nr. 


a Steuerfreiheit der Gebäude derſelben, $. 14 


Abſ. 1 
Speier, Beſteuerung derſelben mit 2%, §. 22 
Nr. 


18 Nr. Aan 8.20 | 


Steuerfreiheit derſelben, 
Unterrichtsanſtalten haf, Beſteuerung derſelben 


Speicher, mit Wohnungsräumen, Steuerfreiheit der⸗ 
ſelben, 8. 15 

Superinnentgriengebänbe der Domainenpächter ꝛc., 
ſteuerpflichtig, 8. 10 Anm. 


er Hiir RN 15 Steuerfreihelt 


= 1 der Wohngebäude derſelben, §. 50. 

Tagelöhnerhäuſer, als Nebenwohngebäude, §. 41 
Nr. 3, §. 43, 

Taubenhäuſer, ſteuerfrei, 8. 17 Nr. 2. 

Telegraphenbüreaus der e Beſteuerung 
derſelben mit 2 , 8. 24 * 

Tiſchler, Betriebsſtätten a J e 

Todtengräber, Steuerfreiheit der Dienſthäuſer der⸗ 
ſelben, §. 13. 

Torfſtälle auf dem Lande, Steuerfreiheit derſelben, 
8. 17 Nr. 1. 

— in den n ſteuerpflichtig mit 2%, 8. 18 
Nr. 2, 8. 24 Nr. 2. 

zrelpdulen, e ee derſelben mit 4, $. 23 
Nr. 

— i derſelben mit 2%, §. 24 Nr. 3. 

Triebwerke, SET, derfelden bei Feſtſtellung 
des Baukoſtenwerthes, §. 6 

5 Beſteuerung 1 mit 2%, $. 24 
Nr. 4 


Tech cheunen, (Ziegel-) Steuerpflicht derſelben, 

8. T. 

en ah (Ziegel) offene, nicht als Gebäude 
anzufehen, 8. 4 Nr. 


der Ställe derſelben, 


| Busnbehten, an derſelben mit 4%, 8. 23 


REFI 


Unbewohnte Gebäude, Steuerfreiheit 12700 8. 15. 

Univerſitäts gebäude, ſteuerfrei, 8. 12 Nr. 1. 

Unterhaltung, Berückſichtigung der nl des 
Miethers zur — der Wohnung neben der Miethe 
bei Feſtſtellung des Miethswerthes, §. 37. 


mit 4%, 8. 23 Nr. 1. 
Unterricht, Steuerfreiheit a 11 öffentlichen — be⸗ 
ſtimmten Gebäude, §. 12 


Veranlagung, allgemeine Vorſchriften, 35 2734. 
— der Gebäude in den Städten x., 58. 35—40. 
— der Gebäude auf dem platten Lande, 5 41—57. 
— Vergleichung der — auf dem Lande mit der — in 
den Landſtädten 88. 58—60. 
— beſondere bei der Einſchätzung der ländlichen Wohn⸗ 
gebäude zu beachtende Punkte, §. 6 
— der gewerblichen ꝛc. Gebäude, 88. 62—65. 
Verbände kommunalſtändiſche, ee der üffent- 
lichen Gebäude berfelben, §. 11. 
Vergleichsobjekte in den Landſtädten, §. 60. 
Vergleichung der Veranlagung auf dem ande mit 
on in den Normal- und Landſtädten 88. 58 
8 60 


40 


Verkaufsſtellen, Berückſichtigung der Miethen für — 
in Gebäuden bei Feſtſtellung des Nutzungswerthes, 
$. 40 Nr. 4. 

Vermlethungen, 5 a der — in den 
Städten ꝛc., 88. 35 — 40. 

— Berückſichtigung hör — auf dem platten Lande, 
8. 48, §. 58 Abf. 4 

— Berückſichtigung ber, — von Verkaufsſtellen, Lager- 
plätzen ꝛc., 8. 40 4. 

Verfügt ne x., Steuerpflicht derſelben, 
8. 11 Nr. 5. 

Verzierungen, Berückſichtigung derſelben bei Feſtſtel⸗ 
lung des Nutzungswerthes der Gebäude, §. 29 Nr. 2. 

Viehſtälle, Einſchätzung der Heinen, — zum Wohn⸗ 
hauſe, $. 31 Ab}. 2, §. 40 Nr. 2. 


Viehſtand, Merkmal firt die Selbſtſtändigkeit der länd⸗ 


lichen Beſitzungen, §. 51 
AR ländliche, Einſchätzung derſelben, §. 41 Nr. 5, 


ee als Zubehör ländlicher Beſitzungen, §. 44. 


Wärterhäuschen, kleine der 5 nicht als 
Gebäude anzuſehen, §. 4 Nr. 

Wärterhäuſer der ATE P ſteuerpflichtig mit 
2% F. E Nr. an r. 

Wagenſchieber bei Eiſenbahnen, Beſteuerung der 
Dienſthäuſer derſelben mit 2%, §. 24 Nr. 1. 

Wagenſchuppen (Berfonen-) der Eiſenbahnen, ſteuer⸗ 
pflichtig mit 2%, 8. 20 Nr. 5, §. 24 Nr. 1. 

Waiſenhäuſer, ſteuerfrei, 8. 14. 

Warteſäle der Eiſenbahnen, Beſteuerung mit 4%, 

8. 23 Nr. 7. 

Waſchhäuſer, ſteuerpflichtig mit 4%, §. 18 Nr. 3. 
8. 23 Nr. 5. 


Waſſerhaltungsmaſchinen auf Bergwerken ꝛc., 
ee der dieſelben enthaltenden Gebände, 


efetmästen, Beſteuerung derſelben mit 2%8, 8. 22 


Aden le bei Eiſenbahnen, 
Dienſthäuſer derſelben mit 20, §. 

Reihenteiisrbängden, kleine, nicht als Gebäude 
anzufehen, 8. 4 Nr 

Weinbau, Serie y zum — beſtimmten unbe- 
wohnten Gebäude, §. 1 

Beinbergshäns den, inet derſelben, §. 17 
Nr. 


Beſteuerung der 
4 Nr. 1. 


agg gel, egen derſelben mit 4%, 
2 


U, 


| Werkſtätten ip, een, Beſteuerung derſelben 
mit 4%, §. 22 Nr. 1. 

Windmühlen, Beſteuerung mit 2%, §. 22. Nr. 2 
— Einſchätzung derſelben, §. 65. 

vo N Verhältniſſe der ländlichen Beſitzun⸗ 

gen, 3 

Wittwenhäuſer der Prediger, ſteuerfrei, §. 14. 
1 Beſteuerung mit 4%, §. 22 Nr. 1, 


— regelmäßig vermlethete, §. 35. 

| ländliche, Einſchätzung derſelben, 88. 41—61. 

— ländliche, Grenze der Beſteuerung, §. 57. 

— Berückſichtigung der zum Betriebe der Landwirth⸗ 
ſchaft ꝛc. beſtimmten unbewohnten Räume in denſel⸗ 
ben, §. 16. 

— ländliche, außer Verhältniß zum Umfange der Be⸗ 
ſitzung, $. 54 

— ländliche, von Kaufleuten zc., $. 41 Nr. 5, §. 46. 

— kleiner Handwerker ꝛc., §. 41 Nr. 6, 8. 47. 

EN bei Fabrikanlagen, §. 41 Nr. 2, §. 42, 

T 

— ländliche, Vergleichung mit Landſtädten, SS. 58—60, 

Wollmärkte, Berückſichtigung der Miethen für Ge⸗ 
ſchäfts⸗ und Lagerräume während der — bei der 
Einſchätzung, §. 40 Nr. 4 


Ziegelbrennereien, Beſteuerung mit 2%, 8. 22 
Nr. 2. 

Ziegelöfen, nur für einen Brand beſtimmte, nicht 
als Gebäude anzuſehen, $. 4. 

ene e e derſelben, §. 4 
Nr. 6 Anm., §. 20 N 

Biegetieodenihupen, che nicht als Gebäude 
anzuſehen, $. 4 Nr. 6. 

Ziegenſtälle der ER zc., ſteuerfrei, 8.17 Nr. 2. 

Zimmerplätze, Steuerpflicht derſelben, §. 5 Abſ. 1. 

— Berückſichtigung des Miethsertrages derſelben bei 
Feſtſtellung des Nutzungswerthes der zugehörigen 
Wohngebäude, §. 40 Nr. 3. 

Zinſen von Hppothekenkapitalien ꝛc., Abzug derſelben 
vom Bruttonutzungswerth der Gebäude unzuläſſig, 
§. 28 Abſ. 2. 

— für Anlagekapitalien, Berückſichtigung derſelben bei 

Feeſtſtellung des wirthſchaftlichen Reinertrages, §. 52. 
Zuckerfabriken, Steuerpflicht der Gebäude auf den 
ſelben, 8. 18 Nr. 1. 

Zugvieh, Steuerpflicht der nicht zu gewerblichen An⸗ 
lagen gehörigen Stallungen 1 das zum Gewerbe⸗ 
betriebe beſtimmte —, §. 20 
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